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UNSER ROTER 
FADEN
Für uns Jusos München ist Kommu-
nalpolitik die einfachste Möglich-
keit, konkret auf politische Weise 
Verbesserungen für Menschen in 
unserer unmittelbaren Nähe zu er-
reichen. Gleichzeitig zeigen uns der 
globalisierte Kapitalismus sowie die 
verfestigte bürokratische staatliche 
Ordnung mit ihren Widerspenstigkei-
ten über lange Verwaltungsprozesse, 
Zuständigkeitsfragen und einer sich 
selbst verstärkenden Komplexität 
vermeintlich so einfacher politischer 
Sachfragen auch schnell die Grenzen 
kommunalpolitischen Handelns auf. 
Ausgehen werden wir in der Kommu-
nalpolitik immer von einem Grund-
verständnis unserer Stadt als gestalt-
bare Rote Insel: 

Über die kommunale Daseinsvorsor-
ge, ihren beständigen Ausbau und 
ihre Anpassung an neue Bedürfnisse 
der Stadtgesellschaft trotzen wir der 
weltweit greifenden Logik des freien 
Marktes und des damit einherge-
henden Raubbaus an Mensch und 

Natur gewisse Bereiche ab: Wasser- 
und Energieversorgung, der öffentli-
che Personennahverkehr, Kinderbe-
treuungseinrichtungen, Kultur- und 
Freizeitangebote, Gesundheitsver-
sorgung, Büchereien und Bildungs-
angebote, Bäder und Sportplätze, 
Wohnraumversorgung, Entsorgungs-
dienstleistungen, die Stadtsparkasse, 
Parks, Spielplätze und Toiletten sowie 
das Bereitstellen von Internetzugang 
– all dies zählt für uns zur öffentlichen 
Daseinsvorsorge. 

Diese Bereiche müssen umfassend 
durch die öffentliche Hand in einer 
hohen Qualität sowie kostenfrei oder 
gegen geringes Entgelt bezahlbar für 
alle zugänglich sein.

Unsere Stadt wächst und verändert 
sich rasant. Wir Jusos geben mit 
unserem Roten Faden 2020 als ei-
genständigem Kommunalwahlpro-
gramm erneut unsere Antworten auf 
neue Herausforderungen für unsere 
Stadtgesellschaft:
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UNSER ROTER 
FADEN

Das wachsende München wird neu 
auf sich verändernde Bedürfnisse der 
Münchner*innen nach Mobilität ant-
worten müssen – und das vor dem 
Hintergrund des durch kapitalistische 
Produktionsweise verursachten Kli-
mawandels. Wir setzen klar auf Kos-
tenfreiheit sowie eine Ausbauoffen-
sive im ÖPNV und beim Radverkehr 
und streben eine autofreie Innenstadt 
an.

Eine soziale Frage stellt sich in 
unserer Stadt angesichts des Versa-
gens des Freistaats und des Bundes 
sowie aufgrund des Bevölkerungs-
wachstums auf besondere Weise 
und verweist auf den Kampf um 
Eigentümer*innenschaft von Grund 
und Boden sowie Anforderungen an 
eine gerechte Stadtentwicklung und 
den Umgang mit dem öffentlichen 
Raum.

Die Spaltung in Arm und Reich sehen 
wir auch im wirtschaftlich sehr erfolg-
reichen München. Wir wollen mit den 
Mitteln der kommunalen Sozialpoli-
tik Armut verhindern, sozialpolitische 
Verbesserungen für alle ermöglichen 
und auf besondere Weise die Ränder 
unserer Stadtgesellschaft mit politi-
schen Maßnahmen besserstellen.

Wir haben nicht nur zu diesen aktu-
ellen Herausforderungen Antworten 
entwickelt, sondern bilden unsere 
Forderungen in allen kommunalpoli-
tischen Politikfeldern und damit auch 
unser jungsozialistisches Denken in 
der ganzen Breite unseres Jugend-
verbandes mit unserem Roten Faden 
2020 ab.
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Mobilität
Mobilität ist ein Grundbedürfnis und Grundvoraussetzung ge-
sellschaftlicher Teilhabe. Unser Ziel ist es, Mobilitätsoptionen 
für alle zu sichern und dabei die negativen Folgewirkungen 
durch Verkehr zu minimieren. 

Oberstes Ziel von Verkehrspolitik muss die Vision Zero sein 
– also das Ziel, keine Verkehrstoten und -verletzten mehr zu 
haben. Weiter beinhaltet dies den dringend nötigen und über-
fälligen Beitrag des Verkehrssektors zum Klimaschutz. Der öf-
fentliche Raum muss umverteilt werden. 

Wir wollen die Verkehrsträger*innen des Umweltverbundes 
sowie innovative Mobilitätslösungen fördern; den motorisier-
ten Individualverkehr (MIV) als flächenintensivste Mobilitäts-
form wollen wir auf ein Minimum reduzieren. Die autofreie 
Stadt ist das übergeordnete Ziel, auf das wir hinarbeiten.
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Integrierte 
Mobilitätspolitik
Wir wollen Siedlungsstrukturen, die 
kurze Wege und damit Mobilität zu 
Fuß und mit dem Fahrrad ermögli-
chen. Dichte, gemischte Strukturen 
mit Nahversorgung und den wich-
tigsten Dienstleistungen des tägli-
chen Bedarfs in allen Stadtbezirken 
helfen, unnötige Weg zu vermeiden. 
Wir fordern, künftig zu entwickelnde 
Wohnviertel in München autofrei zu 
planen. Als Parkmöglichkeiten sind 
maximal Quartiersgaragen am Rand 
der Wohnviertel vorzusehen. Ein gut 
funktionierender und verlässlicher 
Anschluss an das ÖPNV-Netz soll 
von Anfang an eingeplant werden. 
Die Stadt setzt sich im Rahmen des 
betrieblichen Mobilitätsmanage-
ments dafür ein, dass auch Gewerbe 
so wenig Verkehr wie möglich ver-
ursacht und dementsprechend auch 
dort Flächen für Stellplätze mini-
miert werden. Alternative Mobili-
tätsangebote im Umweltverbund für 
Mitarbeiter*innen sind zu unterstüt-
zen.

Das Thema Mobilität domi-
niert die stadtpolitische Debatte 
in Bezirksausschüssen und 
Bürger*innenversammlungen. Gleich-
zeitig ist die Zuständigkeit in der 
städtischen Verwaltung auf viele ver-
schiedene Referate (und die Stadt-

werke) aufgeteilt. Wir wollen daher 
ein Referat, das sich für verkehrliche 
Themen stark macht und eine Ver-
kehrswende vorantreibt. In diesem 
Mobilitätsreferat müssen Verkehrs-
planung, Straßenbau, Verkehrssi-
cherheitsbehörde und Mobilitätsma-
nagement gebündelt werden. Für 
den dringend nötigen Ausbau des – 
insbesondere schienengebundenen 
– ÖPNVs brauchen wir zusätzlich 
eine Task-Force ÖPNV-Netzaus-
bau für die Gesamtkoordination. Die 
Zuständigkeiten im Bereich Luftrein-
haltung müssen geklärt werden, um 
die wechselseitigen Schuldzuweisun-
gen zu beenden. Wir sprechen uns 
mit entsprechenden Vorlaufzeiten für 
eine Reduktion der Dieselfahrzeuge, 
insbesondere im Lieferverkehr, in der 
Stadt aus.

Der Lieferverkehr in der Stadt muss 
neu organisiert werden: Wir brau-
chen ein fortschrittliches und nach-
haltiges Citylogistikkonzept, basie-
rend auf Güterverteilzentren, wobei 
die letzte Meile mit emissionsfreien 
Verteilfahrzeugen zurückgelegt wird. 
Für die großräumige Logistik ist eine 
Verlagerung auf die Schiene unab-
dingbar.
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Fußverkehr
Fußverkehr ist eng verknüpft mit der 
Siedlungsstruktur von Stadtquartie-
ren und der Aufenthaltsqualität im 
öffentlichen Raum. Wir wollen das 
Zufußgehen fördern – unabhängig 
davon, ob es der Zielerreichung oder 
dem Aufenthalt im öffentlichen Raum 
dient. Die Stadt muss ein Ort werden, 
der zum Schlendern einlädt, ohne 
dass man besonders auf den moto-
risierten Individualverkehr Rücksicht 
nehmen muss. Wir wollen die Inte-
ressen der Fußgänger*innen nicht 
länger anderen Nutzungsformen 
unterordnen; unser Ziel, die Vision 
Zero, muss sich insbesondere bei der 
Fußverkehrsinfrastruktur bemerkbar 
machen.

Daher fordern wir, die im Zuge der 
autofreien Innenstadt ungenutzten 
Straßen zu einladenden und ab-
wechslungsreich gestalteten Flanier-
meilen und Gehwegen zu machen. 
Am Mittleren Ring und weiteren 
Barrieren sollen mehr sichere, bar-
rierefreie Querungen, insbeson-
dere auch in Form von Stegen, 
errichtet werden, um direkte We-
geverbindungen zu stärken. Am-
pelschaltungen müssen deutlich 
fußgänger*innenfreundlicher, z. B. 
mit kürzeren Intervallen, gestaltet 
werden. Querungsstellen müssen 
übersichtlich gestaltet sein. Gehwege 
müssen verbreitert werden, klarer 

von Radwegen getrennt und nachts 
besser beleuchtet sein. Es bedarf 
eines ausreichenden Schutzes der 
Fußgänger*innen vor extremer Sonne 
und Starkregen sowie Möglichkeiten, 
sich auszuruhen. Darüber hinaus ist 
es wichtig, sämtliche Gehwege sowie 
Anknüpfungspunkte beispielsweise 
zum ÖPNV barrierefrei zu gestalten, 
sei es durch abgeflachte Bordsteine, 
Verzicht auf Kopfsteinpflaster oder 
mehr Markierungen, z. B. für seh-
behinderte Menschen. Gegen ord-
nungswidriges Parken auf Gehwegen 
muss schneller und entschlossener 
vorgegangen werden.

Wo Schulwege vom autofreien in 
den befahrenen Bereich führen oder 
umgekehrt, muss ein sicherer Schul-
weg ermöglicht werden. Das Spren-
gelschulprinzip wird gefördert und 
ausgebaut. Wo möglich, wird es 
auch auf die weiterführenden Schul-
arten erweitert, sodass Schulwege 
möglichst sicher und schnell zu Fuß/
mit dem Rad zurücklegbar sind. Dazu 
gehören auch verpflichtende Lkw-
Abbiegeassistenzsysteme. [Bildung]

Radverkehr
Radfahren ist eine umweltfreundli-
che, günstige, flächeneffiziente und 
schnelle Fortbewegungsmethode in 
der Stadt. Wir wollen den Radverkehr 
fördern und noch mehr Menschen 
dazu bringen, sich mit dem Rad in 
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der Stadt zu bewegen. Dafür müssen 
die entsprechenden Voraussetzungen 
geschaffen werden.
Gefühlte Sicherheit ist für den 
Umstieg auf das Fahrrad zentral. 
Daher müssen Planung und Ausbau 
der Radverkehrsanlagen das Ziel 
haben, ein hohes Maß an Sicherheit 
bieten zu können – auch über die 
Vorschläge der „Empfehlungen Für 
Radverkehrsanlagen“ (ERA) hinaus. 
Hierzu zählen breite, sichere und 
ebene Radverkehrsanlagen. Insbe-
sondere Kreuzungen müssen hier auf 
geeignete Ampelschaltungen und 
bauliche Maßnahmen, welche die 
Sichtbarkeit erhöhen, geprüft und 
gegebenenfalls umgebaut werden. 
Gleichzeitig muss genügend Abstand 
zu ruhendem und fahrendem MIV 
und auch eine bauliche, wirksame 
Trennung zum Fußverkehr bestehen. 
Hierfür muss die aktuelle Rechtspre-
chung angewendet werden. Neben 
baulichen Maßnahmen gehört dazu 
auch eine reduzierte Fahrtgeschwin-
digkeit des MIV bei nicht baulich 
getrennten Radverkehrsanlagen. Wir 
fordern die vermehrte Ausweisung 
von echten Fahrradstraßen mit be-
gleitenden Maßnahmen, die klar ver-
mitteln, dass Fahrradfahrende dort 
Vorrang haben.

Die bestehende autofreie Altstadt 
verfügt zurzeit über keine adäquate 
Querungsmöglichkeit für Radfahren-
de in Nord-Süd- und Ost-West-Rich-
tung. Daher fordern wir, zeitnah eine 

geeignete, möglichst direkte Tras-
senführung mit keinen oder wenigen 
Konfliktzonen zu entwickeln und ggf. 
die entsprechenden baulichen Maß-
nahmen einzuleiten. Zusätzlich sind 
weitere Übergänge, z. B. Stege über 
die Isar, innerstädtische Bahntrassen 
und weitere Barrieren, zu bauen. Die 
Radwegbrücke am Giesinger Berg ist 
zeitnah zu realisieren.

Die Grüne Welle für den Radverkehr 
oder innovative Ampelschaltungs-
modelle (z. B. getrennte Abbiege-
phasen für Radfahrende, gleichzeiti-
ge Grünphase für Fußgänger*innen 
an allen Ampeln einer Kreuzung) 
sollen entwickelt, geprüft und ein-
geführt werden. Weiter fordern wir 
eine flächendeckende Ausweitung 
der grünen Rechtsabbiegepfeile 
für den Radverkehr im Zuge des ak-
tuellen Pilotversuchs sowie darüber 
hinaus. An Baustellen ist zu jeder Zeit 
eine bedarfsgerechte Umleitung für 
den Radverkehr einzurichten.

Wir wollen ein „hierarchisiertes 
Radverkehrsnetz“: Ergänzend zum 
straßenbegleitenden Radwegenetz 
fordern wir breite Radschnellwege, 
auf denen durch genügend Raum 
zum Überholen unterschiedliche Ge-
schwindigkeiten gefahren werden 
können. Von besonderer Bedeutung 
sind tangentiale oder ringförmige 
Trassen, die insbesondere den radial 
organisierten ÖPNV ergänzen. In 
diesem Kontext spielen höhenfreie 

M
obilität
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Querungen oder Grüne Wellen 
eine besondere Rolle, damit die 
Fahrt möglichst selten unterbrochen 
werden muss. Entlang der Haupt-
verkehrsachsen sind Radservicesta-
tionen einzurichten und mit Repair 
Cafés in den einzelnen Stadtvierteln 
zu koordinieren. Hier ist es für alle 
Radfahrenden schnell und ohne 
großen Aufwand möglich, kleinere 
Defekte selbst zu beheben oder den 
Akku des E-Rades aufzuladen.

Momentan beschränkt sich der 
Winterdienst der Stadt auf zentrale 
Radwege. Sichere, gut befahrbare 
Radwege zu jeder Jahreszeit sind die 
Basis für einen Umstieg vom Auto 
auf das Fahrrad. Daher fordern wir 
die Stadt auf, dem Winterdienst eine 
sogenannte „feministische Ausrich-
tung“ bei der Räumung zu geben 
wie sie etwa in Stockholm ange-
wandt wird: Aufgrund der höheren 
Nutzerinnen*zahlen des ÖPNV, des 
Fußverkehrs und des Rades werden 
dort erst die entsprechenden Wege 
freigeräumt, bevor für den häufig 
männlich* dominierten MIV geräumt 
wird. Dies ist auch in München zu 
prüfen. Weiterhin fordern wir, dass 
Radwege regelmäßig gereinigt 
werden.

Derzeit stehen viele Räder auf Geh-
wegen angeschlossen an Straßen-
schildern oder vor Hauseingängen 
und schränken so den Raum des Fuß-
verkehrs ein. Um dies zu verhindern, 

fordern wir ausreichend geeignete 
Fahrradabstellplätze im öffentli-
chen Straßenraum, auch durch die 
Umwandlung von Kfz-Stellplätzen. 
Zusätzlich fordern wir Fahrradpark-
häuser an allen großen Knotenpunk-
ten des ÖPNV wie z. B. Hauptbahn-
hof, Ostbahnhof oder Marienplatz. 
Dabei müssen auch Stellplätze für 
Lastenräder oder Fahrradanhänger 
vorgesehen werden. Auch automa-
tische unterirdische Fahrradparksys-
teme sind an mehreren geeigneten 
Standorten zu erproben. Grundsätz-
lich muss Bike and Ride an jeder 
Haltestelle des ÖPNV möglich sein, 
indem genügend sichere und stabile 
Stellplätze vorgehalten werden. 
„Schrotträder“ müssen in regelmäßi-
gen Abständen entfernt werden.

Gleichzeitig muss der Ausbau 
des Leihradsystems der MVG, das 
MVGRad, weiter forciert und um 
Leih-Lastenräder ergänzt werden. 
Die Versorgung der Stationen muss 
24 Stunden am Tag, besonders zu 
den Stoßzeiten, gewährleistet sein. 
Die bestehende Förderung für den 
Kauf von E-Lastenrädern in Höhe 
von 25 % oder maximal 1000 Euro 
soll gestrichen und zugunsten der 
Förderung von Radservicestationen 
investiert werden, sobald flächen-
deckend genügend Leih-Lastenräder 
vorhanden sind. Für Schüler*innen, 
Geringverdiener*innen, Studierende 
oder Auszubildende müssen vergüns-
tigte Tarife angeboten werden. Wir 
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wollen ein Mobilitätsabo, mit dem 
sowohl der ÖPNV als auch Leihräder 
genutzt werden können.

Um Kinder und Jugendliche ans 
Fahrradfahren heranzuführen, 
müssen entsprechende Projekte in 
Schulen initiiert werden. Bisherige 
Projekte verliefen positiv, eine Verste-
tigung fehlt jedoch. Darüber hinaus 
fordern wir Fahrradkurse in Koope-
ration mit gemeinnützigen Vereinen/
Organisationen für spezielle Ziel-
gruppen wie Einkommensschwache 
oder Migrant*innen, bei denen die 
Teilnehmenden auch längerfristig 
begleitet werden.

Öffentlicher 
Personennahverkehr
Der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV) ist das Rückgrat der Mo-
bilität in München. Wir wollen den 
ÖPNV ausbauen und die ÖPNV-
Nutzung fördern. Im Zentrum der ak-
tuellen Debatte steht unter anderem 
die autofreie Innenstadt: Münchens 
Innenstadt wird vom motorisierten 
Individualverkehr befreit. Innenstadt 
bezieht sich dabei auf das Gebiet 
innerhalb des Mittleren Rings (B2R). 
Dafür bedarf es jedoch einer massi-
ven Angebotsausweitung und eines 
attraktiven ÖPNV-Angebots.

Wir wollen den ÖPNV zum Null-
tarif. Unsere langjährige Forderung 
„MVV for free“ ist aktuell wie nie. Ein 
365-Euro-Ticket kann nur ein erster 
Schritt sein. Kinder, Jugendliche, 
Menschen in (Aus-)Bildung sowie 
einkommensschwache Haushalte 
müssen bei den Fahrtkosten spürbar 
entlastet werden. Sie sind die ersten, 
denen ein kostenfreier ÖPNV zu 
Gute kommen soll. Auch städtische 
Beschäftigte sollen künftig ein kos-
tenloses Jobticket zur Verfügung ge-
stellt bekommen. Vorher dürfen die 
Kosten der IsarCardS nicht die in den 
Regelsätzen vorgesehenen Sätze für 
Mobilität überschreiten [Soziales]. 
Für Kinder und Jugendliche muss es 
zeitnah einen echten Ausbildungstarif 
für maximal 365 Euro im Jahr geben. 
Die im Rahmen der bevorstehenden 
Tarifstrukturreform eingeführte Zone 
M begrüßen wir, allerdings sind die 
Preise trotz Senkungen immer noch 
zu hoch. Die Nutzung des ÖPNV 
darf für die*den Einzelne*n niemals 
aus Kostengründen scheitern.

Weiterer wichtiger Schritt ist ein 
konsequenter Netzausbau. Ziel ist 
die Anbindung neuer Gebiete, die 
Entlastung bestehender Linien und 
Bahnhöfe sowie eine Verknüpfung 
von Linien für direktere und schnelle-
re Fahrbeziehungen.

M
obilität
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U-Bahnbau ist kostenintensiv und 
langwierig; umso wichtiger, dass wir 
jetzt loslegen: Wir brauchen mindes-
tens die U9 als neue Innenstadtli-
nie, eine Verlängerung der U5 nach 
Freiham sowie eine Verlängerung der 
U4 über Englschalking zur Messe und 
das sobald wie möglich und nicht 
über eine Priorisierung nacheinander. 
Auch eine U-Bahnquerverbindung im 
Münchner Norden ist sinnvoll (U26 
und ggf. darüber hinaus). Insbeson-
dere bei letztgenannter bietet sich ein 
Vorläuferbetrieb durch eine Tram-
bahn an.

Die Stadt muss sich beim Freistaat für 
einen S-Bahn Nord- und Südring 
zusätzlich zur zweiten Stammstrecke 
stark machen. Ziel ist die Befahrbar-
keit für Regionalzüge, um die Stadt 
an die gesamte Metropolregion 
anzubinden. Alternativ sind ein U-
Bahn-Nord- sowie ein Tram-Südring 
zu prüfen.

Weiter wollen wir die zeitnahe Rea-
lisierung der Tram West- und Nord-
tangente sowie weitere tangentiale 
Verbindungen und die Verlängerung 
bestehender Linien, wo es sinnvoll 
ist (z. B. Tram 23 und der Tram nach 
Steinhausen, Verbindung Ostbahn-
hof – Ramersdorf). Gegebenenfalls 
auch als 2-Systemtrambahn über das 
Stadtgebiet hinaus wie z. B. Richtung 
Dachau. Wir fordern einen Tram-
bahnring im Stadtgebiet.

Busse ergänzen das Netz des schie-
nengebundenen ÖPNVs sinnvoll. 
Wir fordern die Ergänzung weiterer 
(Express-)Buslinien. Für die Attrak-
tivität des Busverkehrs spielt die Be-
schleunigung und die Einrichtung 
von Busspuren eine zentrale Rolle. 
Hierfür kann und muss öffentliche 
Verkehrsfläche zu Lasten des Pkw-
Verkehrs konsequent umverteilt 
werden.

Auch Monorail- oder Seilbahnsys-
teme können das bestehende Netz 
ergänzen, da die Flächenverfüg-
barkeit am Boden häufig der limi-
tierende Faktor ist. Wichtig sind bei 
solchen Systemen jedoch der echte 
Mehrwert für das ÖPNV-System, ge-
eignete Umsteigebeziehungen und 
eine Integration in den Tarifverbund. 
Insbesondere Verbindungen entlang 
des Mittleren Rings, des Frankfurter 
Rings, über die Isar oder die Isar-
hangkante sind zu prüfen.

Das Angebot „IsarTiger“ ist auszu-
bauen und soll künftig insbesonde-
re die Stadtrandgebiete andienen, 
ebenso werden insbesondere für die 
individualverkehrsbefreiten Gebiete 
weitere niederschwellige Shuttle- und 
Rufservices geschaffen. Hierbei ist 
speziell auf die Bedürfnisse von in 
ihrer Mobilität eingeschränkten Per-
sonen zu achten. Nicht in das System 
des ÖPNV integrierte, rein privat-
wirtschaftlich organisierte Lösungen 
lehnen wir ab.
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Der ÖPNV ist nur attraktiv, wenn die 
Wartezeiten nicht zu lange sind. Bei 
U-Bahnen muss der 5-Minutentakt 
tagsüber das absolute Minimum 
sein, bei Bus und Tram der 10-Mi-
nutentakt. Innenstadthaltestellen 
müssen deutlich öfter angedient 
werden. Auch der Freistaat muss die 
Taktdichten der S-Bahnen erhöhen. 
Um Fahrtzeiten abzukürzen, werden 
weitere Expressbuslinien eingerich-
tet, die das kleinteilige Busnetz er-
gänzen. Wir wollen den ÖPNV zu 
jeder Tages- und Nachtzeit nutzen, 
das derzeitige Nachtlinienange-
bot muss daher ausgeweitet und 
der Regelbetrieb deutlich verlängert 
werden. Nachts ist ein 30-Minut-
entakt bei U-Bahn, Bus und Tram 
das zu erreichende Minimum. Bei 
Bussen wird außerdem die Möglich-
keit geprüft, nachts auf Nachfrage 
auch außerhalb von Haltestellen zu 
halten, um einen kürzeren und damit 
sichereren Weg vom Bus nach Hause 
zu ermöglichen.

Um die Attraktivität für Nutzer*innen 
zu steigern, sind Fahrzeuge zeitge-
mäß z. B. mit W-LAN und USB-Lade-
möglichkeiten auszustatten. Dies gilt 
ebenso für die Haltestellen.

Wir fordern die zuständigen städ-
tischen Dienststellen auf, für Barri-
erefreiheit im öffentlichen Raum, 
besonders im Nah-und Fernverkehr, 
zu sorgen bzw. auf die zuständi-
gen Stellen wie z. B. die Bahn und 

den Freistaat Bayern einzuwirken. 
Bei bereits bestehenden Liften und 
Rolltreppen in den U- und S-Bahn-
höfen ist im Falle eines Defekts für 
eine sofortige Instandsetzung und 
schnelle Information über verschie-
dene Medien wie Apps, online und 
„analog vor Ort“ zu sorgen. Veralte-
te Bahnhöfe sind weiterhin dringend 
nachzurüsten und zu modernisieren. 
Neue Fahrzeuge müssen noch mehr 
auf Barrierefreiheit ausgerichtet sein 
und z. B. mehr Platz für Rollstühle 
und Kinderwägen bieten. Des Wei-
teren ist das Störungsmanagement 
wie bei Ausfall von Zügen oder der 
Umleitung mit Bussen zu überdenken 
und mit Selbsthilfeverbänden und 
Behindertenbeirat zu überarbeiten. 
Zusätzlich fordern wir, dass durch 
bauliche Anpassungen dafür gesorgt 
wird, dass es auch im nahräumlichen 
Umfeld keine Zugangsschwierigkei-
ten zum ÖPNV gibt.

Um die steigenden Kosten für die 
Erschließung eines Neubaugebietes 
oder die Nachverdichtung mit ÖPNV 
als Kommune aufbringen zu können, 
sollen die Kosten künftig in die Be-
rechnung der Lasten im Rahmen der 
Umlage durch die sozialgerechte 
Bodennutzung (SoBoN) einbezo-
gen werden [kommunale Finanzen]. 
Kommunen müssen durch Bund und 
Freistaat in Bezug auf die Finanzie-
rung des ÖPNV, d. h. Ausbau und 
Instandhaltung/Sanierung, deutlich 
besser unterstützt werden. Außerdem 
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bedarf es einer Überarbeitung der 
standardisierten Bewertung, die bei 
der Bewertung der Förderfähigkeit 
aktuell zum Einsatz kommt. Weiter 
muss sich die Stadt dafür einsetzen, 
dass Planungs- und Genehmigungs-
verfahren zügiger und effizienter ge-
staltet werden.

Der Flughafen muss mit einer Ex-
press-S-Bahn besser an die Innen-
stadt angebunden werden. Ferner 
soll der überregionale Flughafenex-
press künftig nicht mehr am Flug-
hafen enden, sondern bis München 
Hauptbahnhof verlängert werden. An 
unserer Forderung, den Flughafen in 
Kurt-Eisner-Flughafen umzubenen-
nen, halten wir fest. Die dritte Start-
bahn lehnen wir ab. Die Stadt muss 
ihre Anteile am Flughafen behalten, 
um auch künftig ein Vetorecht bei 
Grundsatzentscheidungen zu haben.

Motorisierter 
Individualverkehr 
(MIV)
Unser Ziel ist die autofreie Innen-
stadt. Bis auf Weiteres wird im Ge-
samtgebiet der Stadt jedoch noch 
ein Minimum an motorisiertem In-
dividualverkehr existieren, der um-
weltverträglich und gerecht gestaltet 
werden soll. Rettungsfahrzeuge, der 
ÖPNV und Transportangebote für 
mobilitätseingeschränkte Personen 

dürfen selbstverständlich auch wei-
terhin in die Innenstadt fahren. Für 
Anwohner*innen und Lieferfahrzeu-
ge sind geeignete Konzepte zu ent-
wickeln.

Um die Vielzahl der Pkw im Stadt-
gebiet deutlich zu reduzieren, 
befürworten wir Mobilitätskon-
zepte im Wohnungsbau, um 
Bewohner*innen Alternativen zum 
privaten Pkw anzubieten. Weiter 
sind wir für öffentlich organisierte 
Sharing-Konzepte anstelle von pri-
vatem Pkw-Besitz im gesamten Stadt-
gebiet, insbesondere auch in den 
Stadtrandgebieten, wo das ÖPNV-
Netz weniger dicht ist. Dabei halten 
wir eine Mischung aus stationsge-
bundenem Carsharing und Floating-
Angeboten für geeignet, um sowohl 
Flexibilität als auch kostengünstige 
Lösungen anbieten zu können. Für 
Transportzwecke sollen im stations-
gebundenen Angebot auch Klein-
transporter bereitstehen. Der Zugang 
zu Carsharing-Angeboten muss ins-
besondere auch für Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen unkom-
pliziert möglich sein. Die Preise sind 
sozialverträglich zu gestalten. Neben 
städtischen Angeboten sind auch 
genoss*innenschaftliche Konzepte zu 
begrüßen, mit denen die Transforma-
tion vom privaten Besitz hin zu Ge-
meinschaftseigentum beschleunigt 
werden kann. 
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Es sollen Anreize geschaffen werden, 
vom privaten Pkw auf die neuen 
Mobilitätskonzepte umzusteigen 
und bestenfalls den eigenen Pkw 
abzuschaffen. Dafür könnte ein 
Konversionsprogramm ins Leben 
gerufen werden, bei dem Men-
schen ihre privaten Pkw z. B. an ein 
genoss*innenschaftliches Sharing 
verkaufen, welches somit ohne den 
Neukauf von Pkw entstehen und 
stetig wachsen kann, um pkw-ba-
sierte Mobilität zu günstigen Kondi-
tionen für viele anbieten zu können. 
Verkehrssteuerung besteht für uns 
sowohl aus alternativen Angeboten 
als auch aus einer Einschränkung 
der vorhandenen Kapazitäten für 
den Kfz-Verkehr. Die Stadt soll sich 
für eine kommunale Zweit- und 
Dienstwagenabgabe stark machen 
sowie sich auf Bundesebene für die 
Abschaffung der Dienstwagenprivile-
gien einsetzen.

Da mittelfristig die Innenstadt und 
langfristig die Stadt autofrei werden 
soll, wird die nicht mehr genutzte Ver-
kehrsfläche sukzessive um- und zu-
rückgebaut. Wir fordern, Parkplätze 
zurückzubauen und in Mikro-Grün-
flächen, Fahrrad- und Lastenradstell-
plätze und Raum für Fußgänger*innen 
und Radfahrer*innen umzuwandeln. 
Wo noch Parkplätze im öffentlichen 
Raum bestehen, sollen diese mög-
lichst immer bewirtschaftet werden. In 
die Umgestaltungsmaßnahmen wird 
die Stadtgesellschaft mit einbezogen, 

besonders die unmittelbar betroffene 
Nachbar*innenschaft. Gleichzeitig 
muss natürlich jede Wohn- und Ge-
werbenutzung z. B. für Rettungsfahr-
zeuge und Shuttleservices erschlos-
sen bleiben. Handwerker*innen etc. 
sollen in für diesen Zweck ausgewie-
senen Kurzzeitzonen parken können. 

Der Lieferverkehr soll künftig größ-
tenteils über kleine Lieferfahrzeu-
ge wie E-Lastenräder bewerkstelligt 
werden. Weiterhin sind Lieferungen 
in Lieferboxen zu poolen.
An äußeren, gut an das Hauptver-
kehrsstraßennetz angebunden U- und 
S-Bahn-Haltestellen müssen Park-
möglichkeiten geschaffen werden 
(Park & Ride). Diese sind mit gut funk-
tionierenden ÖPNV-Anbindungen an 
die Innenstadt anzuschließen. Hierfür 
sind v. a. vorhandene Parkplätze zu 
nutzen. Für städtische Freizeitein-
richtungen, beispielsweise den Tier-
park, sind Kombi-Ticket-Lösungen 
anzustreben, um die Anreise mit dem 
ÖPNV zu fördern.

In München wird seit über 100 
Jahren E-Mobilität durch Tram und 
U-Bahnen mit einer großen Beför-
derungskapazität angeboten. E-
Mobilität ist nur dann zu begrüßen, 
wenn sichergestellt ist, dass der 
verwendete Strom auch aus erneu-
erbaren Energieträgern gewonnen 
wird. Eine Antwort auf grundsätzliche 
verkehrspolitische Fragestellungen 
in München ist E-Mobilität in Form 

M
obilität
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von einzelnen Autos nicht. E-Autos 
brauchen genauso viel Platz wie her-
kömmliche Autos. Wir lehnen eine 
städtische Förderung von privaten 
E-Autos und auch von Dienstfahr-
zeugen ab. Sinn ergibt E-Mobilität 
in unseren Augen im Bereich von 
Car-Sharing, im öffentlichen und im 
kommerziellen Verkehr. Hierfür gilt es 
die Ladeinfrastruktur entsprechend 
auszubauen, wobei auch Private 
in die Pflicht genommen werden 
müssen. Die SWM sollen durch intel-
ligente Sektorenkopplung zwischen 
Elektromobilität und Energiesystem 
Speicher- und Flexibilitätspotentia-
le erschließen und die Integration 
erneuerbaren Stroms in den Ver-
kehrssektor vorantreiben. [Umwelt/
Energie]

Wir wollen, dass alle Straßenschilder 
digitalisiert werden. Digitale Schilder 
bieten die Möglichkeit, Verkehrsflüs-
se situationsbedingt zu regeln, z. B. 
durch zeitweise Freigabe/Sperrung 
von Spuren für Pkw. Ferner kann der 
Schilderwald reduziert werden, da 
nur die zurzeit relevanten Schilder 
angezeigt werden müssen. [Digitali-
sierung]

Wir stehen autonomen Beförde-
rungssystemen nicht grundsätzlich 
ablehnend gegenüber, sehen diese 
aber als mögliche Weiterentwicklung 
oder Ergänzung zum ÖPNV und 
nicht primär zur privaten Beförde-
rung. Modellprojekte oder -quartie-
re bieten sich zur Erprobung neuer 
Technologien an, Verletzungsrisiken 
für Verkehrsteilnehmer*innen müssen 
aber ausgeschlossen sein.
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M
obilität•	 die Vision Zero als Leitbild unserer Mobilitätspolitik

•	 dichte, gemischte Siedlungsstrukturen und kurze Wege sowie Vorrang 
für den Umweltverbund

•	 ein Mobilitätsreferat und eine Task-Force ÖPNV-Netzausbau
•	 ein nachhaltiges Citylogistikkonzept
•	 eine fußverkehrsfreundliche Gestaltung des öffentlichen Raumes
•	 die konsequente Förderung des Radverkehrs durch gute Radverkehrsin-

frastruktur zum Fahren, Queren von Barrieren und Parken
•	 Grüne Wellen und grüne Rechtsabbiegepfeile für den Radverkehr
•	 ein hierarchisiertes Radverkehrsnetz mit Radschnellwegen
•	 Radservicestationen an den Hauptradrouten
•	 Winterdienst auf Radwegen und regelmäßige Reinigung
•	 Fahrradparkhäuser an den großen ÖPNV-Knoten, B+R an jeder Hal-

testelle
•	 Ausbau des MVGRad und Ergänzung durch Lastenräder
•	 ein Mobilitätsabo für ÖPNV und Leihräder
•	 Fahrradkurse für spezielle Zielgruppen
•	 ÖPNV zum Nulltarif
•	 den schnellen Netzausbau bei U-Bahn, Bus und Tram sowie bei der S-

Bahn, insbesondere hinsichtlich Tangenten und Ringlinien
•	 ergänzende öffentliche Angebote durch die MVG und keine privatwirt-

schafltich organisierten Lösungen
•	 angemessene Taktfrequenzen (mindestens 10-Minuten-Takt) und einen 

Ausbau des Nachtlinienangebotes sowie Verlängerung des Regelbe-
triebs

•	 WLAN und Lademöglichkeiten in Fahrzeugen sowie an ÖPNV-Halte-
stellen

•	 Barrierefreiheit im öffentlich Raum, an den Haltestellen sowie in den 
Fahrzeugen

•	 eine Express-S-Bahn zum Flughafen und keine dritte Startbahn
•	 ein Minimum an Kfz-Verkehr in der Stadt und die autofreie Innenstadt
•	 Car-Sharing vor privatem Autobesitz
•	 eine kommunale Dienst- und Zweitwagenabgabe
•	 den Rückbau von Verkehrsflächen
•	 keine städtische Förderung von privaten E-Autos und Dienstfahrzeugen, 

sondern nur im öffentlichen und kommerziellen Verkehr

Wir fordern
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Klima, Umwelt
Energie
Der Schutz von Umwelt, Ressourcen und Klima ist eine der zentralen Auf-
gaben des 21. Jahrhunderts. Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
ist ein zutiefst soziales Thema. Wir lehnen den konstruierten Widerspruch 
zwischen Sozialem und Ökologischem entschieden ab, denn die Probleme 
in beiden Feldern sind Resultat kapitalistischer Wirtschaftsformen. Als Antwort 
in Form einer sozial-ökologischen Wende muss beides zusammen gedacht 
werden.

Weil sozial-ökologische Politik in der heutigen, häufig von kurzfristigem 
Denken und Kosteneffizienz geprägten, neoliberalen Wirtschaftsordnung 
hohem Druck ausgesetzt ist, muss das Erreichte gut abgesichert werden. Bei 
der Umsetzung unserer Forderungen müssen Bürger*innen von Beginn an 
einbezogen und aktiv beteiligt werden, um die Akzeptanz zu steigern und die 
Bereitschaft der Menschen, das Erreichte zu verteidigen, zu erhöhen.
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Klimaschutz
Mangelnder Klimaschutz ist zutiefst 
ungerecht. Die Folgen der Erderwär-
mung treffen die Ärmsten zuerst und 
am härtesten. Wir fordern eine Ver-
schärfung des Klimaschutzziels der 
Stadt. München muss so früh wie 
möglich klimaneutral werden, spä-
testens bis 2035. Dabei müssen min-
destens alle fünf Jahre die Fortschritte 
sowie auch die jeweils verbleibenden 
CO2-Emissionsmengen quantifi-
ziert und transparent kommuniziert 
werden. Wir fordern als Standard für 
alle künftigen Entscheidungen, die 
Kompatibilität mit dem Ziel der Kli-
maneutralität zu prüfen. Dabei soll 
die Stadt diesem Anspruch z. B. über 
ihre Beteiligungen auch außerhalb 
der Stadtgrenze gerecht werden. 
In der Stadtverwaltung sollen wo 
möglich CO2-Emissionen vermie-
den werden. Notfalls müssen nicht 
vermiedene CO2-Emissionen, etwa 
durch Dienstreisen mit klimaschäd-
lichen Verkehrsmitteln wie Flugzeu-
gen, durch lokale Sondermaßnah-
men ausgeglichen werden.

Kommunale 
Energieversorgung
München hat mit den Stadtwerken 
ein erfolgreiches und zukunftsorien-
tiertes kommunales Energieversor-
gungsunternehmen. Als wichtiger 

Teil der Daseinsvorsorge müssen 
die SWM auch weiter zu 100 % in öf-
fentlicher Hand bleiben. Wir stehen 
hinter der Ausbauinitiative erneu-
erbare Energien und dem Ziel, bis 
2025 100 % des Münchner Strom-
bedarfs aus regenerativen Quellen 
bereitzustellen.

Wir lehnen den Bau neuer fossi-
ler Kraft- oder Heizwerke ab. Die 
Jahresvolllaststunden der verblie-
benen fossilen Kraftwerke sollen 
soweit wie möglich reduziert und 
die Anlagen frühestmöglich still-
gelegt werden. Im Einzelfall ist zu 
prüfen, ob bei der Stilllegung einer 
Anlage Emissionszertifikate aus dem 
EU-Emissionshandel aufgekauft 
und gelöscht werden müssen, um 
den Klimaschutzeffekt einer solchen 
Maßnahme abzusichern.

München strebt an, die CO2-Emis-
sionen für die Wärmebereitstellung 
im gesamten Stadtgebiet möglichst 
schnell und umfassend zu reduzie-
ren. Ein wichtiger Baustein ist die 
Beschleunigung des Geothermie-
ausbaus, um bereits vor 2040 nicht 
mehr auf fossile Energieträgerinnen 
angewiesen zu sein. Dafür muss nicht 
nur das bestehende Fernwärmenetz 
zeitnah umgerüstet werden, sondern 
es müssen auch weitere Stadtge-
biete erschlossen werden, denn die 
Fernwärme versorgt derzeit nur rund 
30 % der Münchner Gebäude. Zur 
CO2-Reduzierung ist eine konstant 
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hohe Rate von Gebäudesanierung 
sowie Heizungsaustausch erfor-
derlich. Dabei muss sichergestellt 
werden, dass die Maßnahmen nicht 
zu Lasten der Mieter*innen gehen; 
Klimaschutz geht sozialverträglich! 
München wird so zu einem Vorbild 
für eine erneuerbare und sozialver-
trägliche Umstellung großstädtischer 
Wärmeversorgung.

Wir fordern, dass ein hoher Anteil 
von Neubauten als Plusenergie-
häuser ausgeführt wird, und damit 
mehr Energie bereitstellen als sie be-
nötigen. Das kann z. B. durch Pho-
tovoltaikanlagen auf jedem neuen 
Gebäude nach Tübinger oder Kons-
tanzer Vorbild erreicht werden.

Die Stadtverwaltung soll unter Ver-
wendung existierender Solarkataster 
eine Potentialeinschätzung zu inner-
städtischer Photovoltaik durchfüh-
ren, Zielmengen zu installierender 
Leistung definieren und sich durch 
gezielte Öffentlichkeitsarbeit und 
weitere geeignete Maßnahmen 
dafür einsetzen, dass diese Ziele 
erreicht werden. Wünschenswert ist 
bis 2022 mindestens eine Vervier-
fachung der installierten Leistung 
innerhalb des Stadtgebietes im Ver-
gleich zum Stand 2019. Es sollen 
Modelle entwickelt werden, wie 
private Hauseigentümer*innen sich 
hierbei beteiligen können bzw. in die 
Pflicht genommen werden können, 

beispielsweise durch Verpachtung 
von Dachflächen.
In einer sich kontinuierlich verän-
dernden Energiewirtschaft sind die 
SWM gefordert, frühzeitig neue Tä-
tigkeitsfelder zu erschließen. Beson-
dere Chancen sehen wir hier in einer 
zu entwickelnden lokalen Energie-
plattform nach Wuppertaler Vorbild, 
die dezentrale Akteur*innen in das 
örtliche Energiesystem integriert. 
Wir stehen für die Demokratisierung 
aller Lebensbereiche, wichtig sind 
daher Mitsprache und (finanziel-
le) Partizipationsmöglichkeiten für 
Mieter*innen an lokalen Energie-
konzepten, entweder durch direkte 
Beteiligung in ihrem Haus oder z. B. 
über einen Bürger*innenfonds 
Energie. Ein Bürger*innen-Ener-
giefonds würde es Menschen in der 
Stadt ermöglichen, auch ohne di-
rekten Bezug zu konkreten Projekten 
direkt in den Ausbau der erneuerba-
ren Energien in der Stadt zu investie-
ren. Zugleich könnten sie finanziell 
vom Erfolg der erneuerbaren Ener-
gien profitieren.

Für den weiteren Ausbau der erneu-
erbaren Energien brauchen wir drin-
gend zentrale und dezentrale Spei-
cherlösungen. Die Stadt soll Anreize 
schaffen, dass die SWM oder andere 
Akteur*innen hier vor Ort in München 
in Speichertechnologien investieren, 
um den Anteil genutzter erneuerbarer 
Energie weiter zu erhöhen.
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Wir wollen, dass München durch 
konsequente Umsetzung dieser 
Energiekonzepte die erste deutsche 
Großstadt wird, die der internationa-
len „Powering Past Coal Alliance“ 
beitritt.

Ressourcenschutz
Der schonende Umgang mit Res-
sourcen ist zentraler Bestandteil 
einer gerechten Stadtgesellschaft. 
Wir fordern, Konzepte zu entwickeln, 
um die immense Lebensmittelver-
schwendung zu minimieren, bei-
spielsweise die Einrichtung dezent-
raler Sammelstellen nicht verkaufter 
Lebensmittel zur freien Verfügung 
für alle. Objekte sollen genutzt und 
nicht besessen werden. Deshalb un-
terstützen wir Projekte und Initiativen, 
die den Tausch und die gemeinsa-
me Nutzung von materialintensiven 
und wenig genutzten Gütern wie z. 
B. Werkzeugen ermöglichen (z. B. 
Repair Cafés).

Das Bauzentrum München ist weiter-
hin zu fördern und dessen Angebote 
sind offensiv zu bewerben, insbeson-
dere diejenigen im Bereich der Ener-
gieeffizienzsteigerung.
Bei städtischem Bauen ist auf die 
Verwendung recyclebarer und weit-
gehend CO2-neutraler Baustoffe 
zu pochen. Hier sollen die Recyc-
lingquoten für Boden- und Bauma-
terialien in München erhöht werden. 

Außerdem sollen Recyclinganlagen 
bei den städtischen Abfallwirtschafts-
betrieben eingerichtet werden, 
welche die Rohstoffe aus abgerisse-
nen Bestandsbauten für den Einsatz 
in Neubauten nutzbar machen

Im Gebäudebestand muss viel mehr 
Energie eingespart werden. Dazu 
müssen die Sanierungsquoten 
deutlich angehoben werden. Davon 
sollen insbesondere Mieter*innen 
profitieren, Sanierungskosten dürfen 
nicht auf die Mieten umgelegt 
werden. Es soll geprüft werden, wie 
Einspar-Contracting oder ähnli-
che Konzepte Investitionen in Ge-
bäudesanierung anreizen können, 
ohne zu Mehrbelastungen für die 
Mieter*innen zu führen. [Wohnen]

Städtische Kantinen müssen so 
schnell wie möglich plastikfrei 
werden und auf Einwegverpackun-
gen verzichten. Die Stadtverwaltung 
soll mit gutem Beispiel vorangehen 
und wo möglich auf Plastik verzich-
ten sowie den Papierverbrauch suk-
zessive reduzieren. Langfristiges Ziel 
ist auch in der Stadtverwaltung das 
papierlose Büro. Priorität muss in 
der gesamten Stadt die Müllvermei-
dung haben. Dies soll auch künftig 
mit nicht-monetären Anreizen wie 
Werbekampagnen forciert werden. 
Das Sammeln von Glas und Altme-
tall zu Recyclingzwecken ist auf seine 
Effektivität zu überprüfen und ggf. zu 
verbessern. Die bereits bestehende 
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Biotonnenpflicht muss überall umge-
setzt werden. Für Gewerbetreibende 
wird ab 2020 die gesetzlich vorge-
schriebene Mülltrennung Bestandteil 
der Gewerbeaufsichtsprüfung, damit 
sich auch Gewerbebetriebe am öko-
logisch Gebotenen beteiligen.

Ökologie und 
Biodiversität
Eine moderne und lebenswerte Stadt-
gesellschaft muss natürliche Lebens-
räume und Grünflächen erhalten 
und wiederherstellen. Diese können 
– zumindest teilweise – zu vielfältigen 
Begegnungsorten werden, wo sich 
Menschen frei von Konsumzwän-
gen aufhalten und erholen können. 
Gleichzeitig leisten sie einen Beitrag 
zum Stadtklima und bieten städti-
schen Wildtieren Rückzugsräume. 
Wir wollen deutlich weniger versie-
gelte Flächen in der Stadt, nicht be-
nötigte Verkehrsflächen sollen – wo 
möglich – entsiegelt werden, um in 
unmittelbarer Nähe zum Wohnort 
kleine Erholungsbereiche zu schaf-
fen. [Öffentlicher Raum]

Wir plädieren weiterhin für deutlich 
mehr Fassaden- und Dachbegrü-
nungsprojekte mit Fokus auf In-
sektenfreundlichkeit. So entstehen 
neue Lebensräume für Artenvielfalt 
in der Stadt und positive Effekte für 
das Stadtklima. Die Dachbegrünung 

ersetzt nicht die in der Bayerischen 
Bauordnung festgehaltene Verpflich-
tung von Bauherr*innen, Spielberei-
che und Begegnungsstätten für die 
Bewohner*innen zu schaffen. Es ist 
weiterhin zu fördern, dass sozialer 
Raum für alle im Stadtteil Wohnen-
den geschaffen wird und für alle frei 
zugänglich ist.

Es steht fest, dass die Wasserver-
sorgung in städtischer Hand bleiben 
muss. Die Bemühungen der SWM 
für gutes Trinkwasser kommen in 
den Wassereinzugsgebieten zugleich 
auch der ökologischen Landwirt-
schaft zu Gute. Um die Verwendung 
von Einweg-Plastikflaschen zu redu-
zieren, sollen im Stadtgebiet Trink-
wasserfontänen errichtet werden, die 
kostenfrei zugänglich sind.

Ernährung und 
Landwirtschaft
München braucht eine Ernährungs-
strategie, die biologische, saisonale 
und nachhaltige Ernährung fördert. 
Wir wollen, dass die Stadt München 
und ihre Betriebe eine Vorreiterin-
nenrolle in Sachen ökologischer und 
qualitativ hochwertiger Ernährung 
einnehmen.

Gerade die städtischen Betriebe und 
Bildungseinrichtungen müssen vor-
leben, wie nachhaltige und hoch-
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wertige Ernährung auch im großen 
Rahmen funktioniert und damit einen 
Teil der Ernährungsbildung über-
nehmen. Es sollen vorwiegend bio-
zertifizierte, saisonale und regionale 
Lebensmittel ganzheitlich verarbeitet 
werden und der Verbrauch an tieri-
schen Produkten gesenkt werden. 
Wir fordern, dass diese Ziele feste 
Kriterien bei der Pachtvergabe aller 
städtischen Kantinen und Mensen 
werden. Der vorgeschriebene Anteil 
an Biolebensmitteln muss schrittwei-
se weiter erhöht werden. Um alle 
Beteiligten mitzunehmen und die 
Ziele erfolgreich umzusetzen, sollen 
den Köch*innen der Einrichtungen 
zusätzliche Fortbildungsangebote 
gemacht werden.

Qualitativ hochwertige Lebensmittel 
dürfen aber kein Privileg der Besser-
verdienenden sein. Deshalb fordern 
wir unter anderem kostenlose Mit-
tagessen in Bildungseinrichtungen. 
Flankiert wird diese Maßnahme von 
einem breit aufgestellten Angebot zur 
Ernährungsbildung in Schulen, für Er-
wachsene, für alle sozialen Gruppen. 
[Bildung]

Darüber hinaus sollen soziale Projekte 
zur Ernährungsbildung ausgebaut bzw. 
bestehende Projekte um ein entspre-
chendes Konzept erweitert werden. 
Bereits heute verfügen zahlreiche Ge-
meinschaftsräume der GEWOFAG 
und GWG oder Nachbarschaftstreffs 
über Möglichkeiten zum gemeinsa-

men Kochen. In einem Pilotprojekt 
mit den städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften wollen wir die Gemein-
schaftsräume um Gemeinschaftsgär-
ten erweitern und die gemeinsame 
Gartenarbeit sowie das gemeinsame 
Kochen der Bewohner*innen fördern. 
Dazu kann auf bestehende Strukturen 
von freien Trägern wie dem Kartoffel-
kombinat oder dem Ackermannbogen 
e.V. zurückgegriffen werden.

Wir konsumieren Lebensmittel groß-
teils aus einem globalen Markt. Wir 
wollen aber eine sinnvolle Logistik der 
Landwirtschaft in und um München. 
Daher fordern wir eine Agrarstruktur-
analyse der Europäischen Metropol-
region München (EMM), um einen 
Überblick über Nutzung und Besitz-
verhältnisse der landwirtschaftlichen 
Flächen sowie die Transportwege der 
produzierten Güter zu erhalten.

Um mehr Flächen für die nachhaltige 
Bewirtschaftung zu sichern, fordern wir 
eine Expansionspolitik der Stadtgüter 
München, die den Erwerb landwirt-
schaftlicher Flächen in München und 
der Region zum Ziel hat. Auf den land-
wirtschaftlichen Flächen, die bereits im 
Besitz der Stadt sind, muss der pesti-
zidfreie und biologische Anbau weiter 
ausgebaut werden und zur bindenden 
Voraussetzung aller neuen Pachtver-
träge werden. Für bestehende Pacht-
verhältnisse müssen die Anreize für 
einen Umstieg auf nachhaltige Land-
wirtschaft verstärkt werden.

Klim
a, Um

w
elt &

 Energie
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Luftreinhaltung und 
Lärmschutz
Wir fordern die Stadt auf, sich über-
regional z. B. auf dem deutschen 
Städtetag für Maßnahmen zur Wie-
derherstellung und Verbesserung der 
Luftqualität einzusetzen. Die Verant-
wortlichkeiten im Bereich Luftrein-
haltung sind verbindlich zu klären. 
Besonderes Augenmerk ist auf ver-
kehrliche Maßnahmen zu legen [Mo-
bilität]. 

Lärmschutz gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Wir nehmen Lärm als 
Gesundheitsrisiko ernst, plädieren 
jedoch für einen rationalen und rea-
listischen Umgang mit der Thematik. 
In einer Großstadt müssen innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen die Kon-
sequenzen des Zusammenlebens 
auf engem Raum toleriert werden. 
Unser Ziel der autofreien Innenstadt, 
die Reduktion des motorisierten In-
dividualverkehrs allgemein und ge-
räuschärmere Elektromobilität sind 
nicht zuletzt auch aus Sicht der Lärm-
reduktion sinnvoll und ein großer 
Schritt in Richtung mehr Lebensqua-
lität in der Stadt.

Sozial-ökologische 
Transformation
Für uns sind soziale und ökologi-

sche Themen nicht voneinander zu 
trennen. Das muss sich konsequent 
in allen kommunalen Förderpro-
grammen widerspiegeln. Die Förde-
rung von E-Bikes und Lastenrädern 
ist darauf zu überprüfen, ob sie ein-
kommensschwachen Menschen den 
Zugang zu diesen Verkehrsmitteln 
tatsächlich ermöglicht. Wir bevor-
zugen öffentliche Sharingkonzepte 
gegenüber Kaufprämien für Einzel-
personen. [Mobilität]

Digitale Technologien werden unwei-
gerlich auch Einzug in die Großstäd-
te halten. Die digitale Transformati-
on bietet aus Sicht des Klimaschutzes 
viele Chancen, aber auch einige 
Risiken. Wir fordern, dass einzel-
ne Maßnahmen wie beispielsweise 
smarte Beleuchtung oder Parkraum-
managementsysteme vor der Imple-
mentierung stets auch unter dem 
Gesichtspunkt der CO2-Reduktion 
geprüft und bewertet werden. Es 
muss vermieden werden, dass die 
Digitalisierung in der Stadt am Ende 
mehr zusätzliche CO2-Emissionen 
produziert, als eingespart werden 
(Rebound-Effekt) [Digitalisierung]. 

Wir wollen, dass die Stadt eine Zu-
kunftswerkstatt etabliert, die jenseits 
kapitalistischer Gründer*innenkultur 
Räume für neue, inklusive, nachhal-
tige, ressourcenschonende Ideen der 
Gemeinwohlwirtschaft bereitstellt – 
auch im Bereich der Digitalisierung. 
Gemeinschaftlich sollen dort Kon-
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zepte für soziale und ökologische 
Innovationen entwickelt und in die 
Stadtgesellschaft getragen werden. 

Bei der Ideenfindung, Konzepti-
on und Umsetzung von lokalen 
Klimaschutz-, Energie- und Um-
weltprojekten setzen wir auf die 
Zusammenarbeit mit Umweltverbän-
den- und initiativen sowie eine tiefe 
Verankerung in der Zivilgesellschaft. 
Daneben soll die Stadt ihre Möglich-
keiten nutzen, Programme und Initia-
tiven zur Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung zu fördern, etwa an Schulen 
und durch Öffentlichkeitsarbeit.

Klim
a, Um

w
elt &
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•	 Klimaneutralität Münchens vor 2035
•	 den deutlichen Ausbau erneuerbarer Energien: bis 2025 100 % Strom 

aus regenerativen Quellen
•	 eine Beschleunigung des Geothermieausbaus sowie den Ausbau des 

Fernwärmenetzes, um so schnell wie möglich keine fossilen Energien zur 
Wärmeerzeugung mehr zu nutzen

•	 keine neuen fossilen Kraft- oder Heizwerke in München und die schnellst-
mögliche Reduktion der Nutzung verbleibender fossiler Anlagen

•	 einen hohen Anteil an Neubauten als Plusenergiehäuser
•	 den Ausbau innerstädtischer Photovoltaik
•	 einen Bürger*innenfonds Energie, über den sich die Bevölkerung am 

Ausbau erneuerbarer Energie vor Ort beteiligen kann
•	 den Verbleib der SWM und damit der kommunalen Energie- und Was-

serversorgung in städtischer Hand
•	 den Beitritt Münchens zur „Powering Past Coal Alliance“
•	 Konzepte zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung
•	 die Förderung zur gemeinsamen Nutzung von Objekten (Repair Cafés)
•	 eine Anhebung von Recyclingquoten insbesondere für Boden- und Bau-

materialien
•	 eine Anhebung der Sanierungsquoten im Gebäudebestand
•	 Maßnahmen zur Müllvermeidung und die flächendeckende Umsetzung 

der Biotonnenpflicht
•	 mehr grüne Flächen in der Stadt
•	 frei zugängliche Trinkwasserfontänen
•	 Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität
•	 keine zusätzlichen CO2-Emissionen bei der Nutzung digitaler Technolo-

gien in der Stadt (Smart City)
•	 eine Zukunftswerkstatt, in der Bürger*innen gemeinschaftlich Konzepte 

für soziale und ökologische Innovationen entwickeln und in die Stadtge-
sellschaft tragen können

Wir fordern
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Öffentlicher
Raum für alle!
Der öffentliche Raum gehört allen Münchner*innen gleichermaßen. Aber 
leider werden in der Praxis nicht alle Verhaltensweisen und Personengruppen 
beim Zugang des öffentlichen Raumes und seiner Nutzung gleichermaßen 
akzeptiert. 

Vielmehr gibt es seit jeher Nutzungskonflikte und kollektive Abwertungsten-
denzen gegenüber bestimmten Verhaltensweisen und Gruppen. Öffentlicher 
Raum ist für uns sehr wichtig. Er schafft den urbanen Kontext, in dem sich 
Stadtgesellschaft entfalten kann und macht unser lebenswertes München aus. 
Wir halten es für notwendig, die entstehenden Nutzungskonflikte zu moderie-
ren statt repressiv einzugreifen. 

Dabei ist klar: Von einer vermeintlichen Norm abweichendes Verhalten gehört 
zu einer vielfältigen Stadtgesellschaft und wird niemals verschwinden; es zu 
verdrängen wird nicht funktionieren und darf nie das Ziel von Politik sein. 
Nutzungskonflikte gehören für uns zu einem Leben in der Stadt dazu. 

Wir sehen diese nicht als negatives Übel, sondern sind davon überzeugt, dass 
die vielen infrastrukturellen Vorteile einer Stadt nicht ohne Konflikte genutzt 
werden können. Deshalb werden wir innerhalb der Stadtgesellschaft für ge-
genseitiges Verständnis und ein soziales Miteinander, das Konflikte im Dialog 
klärt, sorgen.
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Kultur ja, 
Kommerz nein
Wir wollen, dass alle Zugang zum 
öffentlichen Raum haben und diesen 
für sich nutzen können. Wir stellen 
uns daher entschieden gegen seine 
Kommerzialisierung. Dies gilt vor 
allem für Räume, die bereits urban 
sind und ohne Kommerz funktio-
nieren. Gute Beispiele hierfür sind 
die Isar oder der Englische Garten. 
Verschiedene Schichten der Stadtge-
sellschaft kommen hier vor allem im 
Sommer zusammen und nutzen diese 
als Erholungsorte. Dies funktioniert 
unter anderem deswegen so gut, 
weil hier kein Konsumzwang besteht. 
Daher lehnen wir die Einführung von 
Gastronomie und anderen Einrich-
tungen, deren kommerzieller Cha-
rakter den Erholungsraum im Umfeld 
dominieren würde, grundsätzlich ab. 
Dies gilt auch für Initiativen wie das 
Isarflussbad: Die Isar als Erholungsort 
soll man sich nicht erkaufen müssen!  
Wir sind gegen pauschale Grillver-
bote an der Isar, fordern stattdessen 
aber die Einrichtung stationärer und 
mobiler Grillplätze, um Einweggrills 
überflüssig zu machen und die damit 
verbundene Vermüllung der Isarau-
en zu beenden. Außerdem fordern 
wir einen Ausbau von öffentlichen 
kostenlosen Toiletten an solchen 
Erholungsorten.

Trotz unserer Ablehnung der Kom-
merzialisierung des öffentlichen 
Raums, ist uns bewusst, dass auch 
Biergärten und ähnliche Einrichtun-
gen diesen bereichern. Wir wollen 
lediglich verhindern, dass diese an 
bereits bestehenden Erholungsorten 
eröffnet werden und dort einzelnen 
Schichten den Raum nehmen.

Wir wollen im öffentlichen Raum Frei-
räume für eine vielfältige und urbane 
Kultur nutzen. Deswegen wollen wir 
leerstehende Gebäude zur Zwischen-
nutzung an Künstler*inneninitiativen 
vergeben. Außerdem fordern wir die 
Bereitstellung von mehr Flächen im 
öffentlichen Raum für Street-Art. 
Denn gerade Street-Art betont einen 
urbanen Charakter und ist für alle 
zugänglich, unabhängig von der so-
zialen Schicht. [Kulturpolitik]

Wir wollen die Hürden für Straßen-
kunst in Fußgänger*innenzonen 
senken. So soll beispielsweise das 
Malen mit Kreide direkt auf die 
Straße erlaubt sein und auch Inst-
rumente, die aktuell nicht genehmi-
gungsfähig sind, sollen dies werden.

Öffentlicher Raum
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Teilhabe im
öffentlichen Raum
Der öffentliche Raum dient nicht nur 
dazu, von einem Ort zum anderen 
zu kommen, sondern ist auch ein 
Ort der sozialen Teilhabe, an dem 
man verweilen, sich unterhalten und 
feiern kann. Wir lehnen jede Art der 
Sperrstunde ab. Freischankflächen 
wollen wir so ausgestalten, dass sie 
nur so wenig wie unbedingt notwen-
dig in den öffentlichen Raum ein-
schreiten und bspw. kein Hindernis 
für mobilitätseingeschränkte Perso-
nen darstellen.

Oftmals werden Jugendliche als Be-
drohung oder Störung wahrgenom-
men, wenn sie sich, selbst in kleine-
ren Gruppen, im öffentlichen Raum 
aufhalten. Auch hier wollen wir Nut-
zungskonflikte moderieren und 
wehren uns gegen das unzutreffende 
Bild randalierender Jugendgruppen. 
Wir begrüßen in diesem Kontext die 
Arbeit des Allparteilichen Konflikt-
managements AKIM. Zudem müssen 
Räume für die freie Entwicklung von 
Jugendlichen geschaffen werden, da 
dort Identität entwickelt und Erfah-
rungen gesammelt werden. Aufgabe 
der Erziehung ist es, die wachsen-
de Fähigkeit und das wachsende 
Bedürfnis des Kindes zu selbststän-
digem, verantwortungsbewusstem 
Handeln zu berücksichtigen und die 

Aneignung zu fördern. Auch Jugend-
liche haben ein Recht auf Aufenthalt. 
Durch eine erweiterte Schulhoföff-
nung könnten beispielsweise den Ju-
gendlichen ihrem entwicklungspsy-
chologischem Stand entsprechende 
versteckte Ecken und Orte geschaf-
fen werden. [Bildung]

Wir lehnen jede Form von Alkohol-
verboten (auch stundenweise) im 
öffentlichen Raum ab und fordern 
die Aufhebung der bestehenden.

Das sog. wilde Campieren wird in 
unserer Stadt aus guten Gründen 
nicht geduldet: Wir wollen, dass wei-
terhin niemand in unserer Stadt er-
friert und niemand ohne aufsuchen-
de sozialpädagogische Betreuung 
verbleibt. Allgemeinverfügungen von 
Bettelverboten lehnen wir strikt ab.
Wir wollen, dass Drogenkonsum im 
öffentlichen Raum nicht als individu-
elles Problem begriffen wird, sondern 
Angebote der Suchthilfe verbessert 
werden. So fordern wir die Einrich-
tung von Fixer*innenstuben, Automa-
ten zum kostenfreien Spritzentausch 
sowie Aufenthaltsräumen. Wir wollen 
ähnlich wie die Stadt Nürnberg ein 
Modellprojekt zum Drug Checking 
entwickeln. Drug Checking ist eine 
unabhängige Stelle, bei der Drogen 
auf ihre Reinheit und Qualität über-
prüft werden können, ohne dass 
Besitz und Konsum an die Polizei ge-
meldet werden. [Soziales]
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Wir sind froh, in einer Stadt zu leben, 
in der es keine Gefährdungsräume, 
Hotspots oder besonders sicherheits-
relevante Orte gibt. Behauptungen, 
nach denen der Münchner Haupt-
bahnhof oder der Ostbahnhof ein Si-
cherheitsproblem haben, weisen wir 
zurück. Videoüberwachung lehnen 
wir grundsätzlich ab und fordern den 
Rückbau bestehender Videoüber-
wachung.

Nirgendwo in München ist es not-
wendig, eine Sicherheitswacht zur 
Unterstützung der Polizei und des 
Kommunalen Außendienstes einzu-
setzen. Wir lehnen Sicherheitswach-
ten grundsätzlich ab und wollen 
keine Privatisierung von Ordnungs-
aufgaben.

Plätze – Raum der 
Begegnung
Aktuell dominieren auf Münchner 
Plätzen noch Lärm, Abgase und 
Beton. Dabei geben Plätze unseren 
Stadtvierteln ein Gesicht. Sie sind 
Orte der Begegnung und Durchmi-
schung sämtlicher sozialer Milieus – 
Jung und Alt, Arm und Reich kommen 
hier zusammen. Plätze dienen als 
Dreh- und Angelpunkte des urbanen 
Lebens. Daher sind sie für uns ein 
zentrales Element zur Weiterentwick-
lung des öffentlichen Raumes. Plätze 
sollen kulturelle Zentren darstellen, 
Raum bieten für Wochenmärkte und 

Stadtteilfeste und ein Wohlfühlort mit 
hoher Aufenthaltsqualität sein, der 
zum Verweilen und Feiern ohne Kon-
sumzwang einlädt [Kultur].

Eine attraktive Ausgestaltung 
sollte vielfältige Faktoren umfas-
sen: Sitzbänke, auf denen auch das 
Hinlegen möglich ist, Wasser- und 
Grünflächen für die Erzeugung eines 
besseren innerstädtischen Klimas, 
gemeinschaftlich gepflegte Blumen-
wiesen, ein Angebot auch barrie-
refreier Spielgeräte und Spielplätze 
für Kinder, frei zugängliche WLAN-
Hotspots samt Möglichkeiten für 
kabelloses Laden von Smartphones 
[Digitales], barriere- und kostenfreie 
Toiletten und Trinkwasserspender. 
Eine ausreichende Lichtdurchflutung 
und Vermeidung von unüberschau-
baren Ecken sind ebenso essentiell 
wie die Schaffung von Schutzmög-
lichkeiten vor Sonne und Starkregen. 
Es muss ein Hauptanliegen der Stadt 
sein, die Bodenversiegelung mög-
lichst aufzuheben [Umwelt]. Ein kom-
pletter Ausschluss des motorisierten 
Individualverkehrs in der direkten 
Umgebung ist äußerst wünschens-
wert [Mobilität]. Um mehr Raum für 
Begegnung zu schaffen, halten wir es 
auch für wünschenswert, auf eine öf-
fentliche Nutzbarkeit von Hinterhöfen 
und anderen privaten Flächen in der 
Stadt hinzuarbeiten.

Öffentlicher Raum
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Städtebauliche 
Kriminalprävention
Ziel ist es, dass sich jede*r im öffent-
lichen Raum wohlfühlt und selbst-
bewusst bewegen kann. Um das 
zu gewährleisten, fordern wir einen 
städtebaulichen Kriminalpräventi-
onsplan. Hierzu gehören das Aus-
leuchten von Unterführungen und 
das Erhellen von U-Bahn-Eingängen 
genauso wie die offene Neugestal-
tung von Plätzen in München.

Um eine Stadt für alle zu sein, 
fordern wir ergänzend, die öffent-
lichen Verwaltungsgebäude mit 
Bürger*innenkontakt freundlicher 
zu gestalten. Oft wird hier das Gefühl 
vermittelt, Bittsteller*in oder uner-
wünscht zu sein. Und zwar sowohl 
über das Verhalten als auch durch 
bürokratische Hürden wie etwa 
beim Stellen von Asylanträgen oder 
sozialpolitischen Leistungen. Wir 
fordern daher über die Neugestal-
tung hinaus eine Sensibilisierung der 
Mitarbeiter*innen durch städtische 
Schulungen und Supervision. Öffent-
liche Gebäude müssen in München 
auch weiterhin frei von religiösen 
Symbolen sein. [Migration]
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•	 öffentliche Räume ohne Konsumzwang zu erhalten und keine Konsumpf-
lichten neu zu schaffen

•	 die Ablehnung des Isarflussbades sowie genereller Grillverbote
•	 den Ausbau öffentlicher Toiletten an urbanen Erholungsorten
•	 eine kreative Zwischennutzungsvergabe an Künstler*innen
•	 die Schaffung von mehr Freiflächen für Street-Art
•	 erweiterte Schulhoföffnung
•	 die Absenkung der Hürden für Straßenkunst
•	 die Ablehnung der Privatisierung von Sicherheitsstrukturen über die Si-

cherheitswacht
•	 keine Allgemeinverfügungen zu Bettelverboten
•	 die Rücknahme aller bestehenden Alkoholverbote sowie den Ausbau 

der Angebote der Suchthilfe
•	 den Rückbau der Videoüberwachung
•	 die Entwicklung eines städtebaulichen Kriminalpräventionsplans
•	 die weitere Ausleuchtung von Unterführungen und die Erhellung von 

U-Bahn-Eingängen
•	 ein Sonderprogramm zur Neugestaltung von Plätzen in jedem Stadtvier-

tel, um diese attraktiver als urbanen öffentlichen Begegnungsraum zu 
gestalten

•	 dass öffentliche Gebäude weiterhin frei von religiösen Symbolen bleiben
•	 die bürger*innenfreundliche Gestaltung öffentlicher Verwaltungsgebäude

Wir fordern

Öffentlicher Raum
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Stadtentwicklung

München wächst. Die Flächen, auf denen noch dringend benötigte Woh-
nungen entstehen könnten, sind begrenzt. Mit der wachsenden Nachfrage 
auf dem Wohnungsmarkt und dem tendenziell finanzkräftigen, arbeits- und 
ausbildungsbezogenen Zuzug steigt auch der Verdrängungsdruck auf gering- 
bis normalverdienende Haushalte in München.

Wachstum ist die urbane Realität, die wir gestalten müssen. Ein Zuzugs-
stopp ist nicht umsetzbar, eine Verminderung der Attraktivität Münchens ist 
nicht wünschenswert und löst keine Probleme. Diese Ansätze verkennen die 
Logiken großräumiger Urbanisierungsprozesse. 

Vielmehr begreifen wir das Wachstum unserer Stadt als Chance, städtisches 
Zusammenleben nachhaltig und sozial zu gestalten. Im Verbund mit den 
Umlandgemeinden und der Region wollen wir Wachstum aktiv steuern und 
gestalten.
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Grundsätze und 
Leitbilder
Unsere Stadt ist eine Stadt für alle. 
Wir verstehen Stadt als konkreten 
Handlungsraum, in dem wir die 
Grundlagen unseres gemeinsamen 
Zusammenlebens gestalten. Deshalb 
ist unser Verständnis von Stadt ein 
politisches. Für uns ist Stadt nicht 
bloßer Raum für die Reprodukti-
on der Arbeitskraft oder bebaute 
Umwelt, sondern eine Qualität an 
sich. Wir machen die Stadt zum 
Raum der Hoffnung in einer kapita-
listisch geprägten Welt.

Um diese Vision in Realität zu verwan-
deln, holen wir uns die Stadt zurück. 
Das Ziel unserer Stadtentwicklungs-
politik ist es, Stadtraum für die All-
gemeinheit zurückzugewinnen und 
dem privaten, rein profitorientierten 
Bodenmarkt zu entziehen. Umver-
teilung muss räumlich werden. Die 
Frage ist die dauerhafte Verfügungs-
gewalt über Grund und Boden. Um 
die Nutzung von privaten Flächen im 
Sinne der Allgemeinheit zu gewähr-
leisten, streiten wir für den adminis-
trativen Vorrang von Bauleitplanung 
vor kooperativen Planungsprozes-
sen. Unsere Stadtentwicklungspolitik 
folgt dabei den folgenden Leitbil-
dern:

sozial & gemischt – Wir wollen 
eine gemischte Stadt, die geprägt ist 
durch die Vielfalt und die Verschie-
denheit der Menschen, die in ihr 
wohnen und arbeiten. Die räumliche 
Gleichzeitigkeit der Realitäten der 
verschiedenen Einkommensgruppen, 
von sozialen und kulturellen Hin-
tergründen und die Vielfalt der Le-
benssituationen und Lebensentwürfe 
prägen die Stadt. Wir wollen die ge-
meinsame Stadt für eine aufgeklär-
te und vielfältige Stadtgesellschaft. 
Entmischungstendenzen bis hin zur 
residentiellen Segregation, der Auf-
spaltung der Wohnorte nach sozi-
alem Status, bekämpfen wir daher 
entschieden.

urban & dicht – Die Stadt bildet ein 
vielfältiges Raum- und Standortgefü-
ge mit unterschiedlichen räumlichen 
Qualitäten als Wohn- und Arbeits-
ort, mit bezahlbaren Wohnlagen 
und Geschäftsflächen für Gewerbe, 
Handel und Dienstleistungen im 
unmittelbaren Umfeld. Gemischte 
Nutzungsstrukturen müssen geför-
dert und erhalten werden. Dichte ist 
u. a. eine Bedingung für das Entste-
hen lebendiger urbaner Strukturen. 
Wir wollen lebendige Viertel, die Le-
bensmittelpunkt und lokale Zentren 
für den Alltag ihrer Bewohner*innen 
sind. Das Nebeneinander unter-
schiedlicher räumlicher Funktionen 
muss bis in den Mikrokosmos von 
Stadtvierteln gedacht und ermöglicht 
werden.

Stadtentw
icklung
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Wir schaffen in München im Zuge 
von Nachverdichtung, der Erschlie-
ßung neuer städtischer Räume und 
der Umverteilung und Umwidmung 
von Boden und Flächen Räume, die 
der kapitalistischen Verwertungslo-
gik entzogen sind. Der öffentliche 
Raum wird so gestaltet, dass Frei-
flächen und Begegnungsräume, 
die nicht kommerziell geprägt sind, 
ausgebaut werden, sodass alle so-
zialen Gruppen am Leben in dieser 
Stadt teilhaben können. [Öffentlicher 
Raum, Kultur]

nachhaltig & vernetzt – Wachstum 
und Nachverdichtung müssen lang-
fristig angelegt und prozesshaft ver-
standen werden, um nachhaltig für 
die Stadtgesellschaft zu wirken. Wir 
setzen auf ein polyzentral angeleg-
tes, qualitatives Wachstum, um Wild-
wuchs oder seriellen Flächenfraß zu 
unterbinden und Stadtteile als leben-
dige Zentren zu stärken. Wir schaffen 
in Neubau und Bestand gemischte 
Stadtquartiere mit urbanen Dichten, 
die effizient und nachhaltig angelegt 
zu Knotenpunkten in der Stadt der 
kurzen Wege werden.

Der Begrenztheit kommunaler Hand-
lungsspielräume durch bundes- oder 
landespolitische Zuständigkeiten und 
gesetzliche Regelungen begegnen 
wir, indem wir uns gemeinsam mit 
anderen Städten politische Verän-
derungen erkämpfen. Wir verflech-
ten Räume der Hoffnung zu einem 

dichten Netz – auch Urbanität macht 
keinen Halt vor nationalen Grenzen. 
Für uns ist die Funktion von Stadt nie 
nur lokal begrenzt, sondern steht in 
Austauschbeziehung mit anderen 
Städten der Welt, die sich einer kapi-
talistisch dominierten Logik entziehen 
und gemeinsam und solidarisch eine 
progressive Vorstellung von Zukunft 
verfolgen.

Nachverdichtung
Das noch vorhandene Flächenpo-
tential für die Schaffung dringend 
benötigten Wohnraums in München 
ist begrenzt. Ein großer Teil entfällt 
dabei auf Verdichtung und Qualifi-
zierung bestehender Quartiersstruk-
turen. Dabei muss das Augenmerk 
auf der Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums und dem Erhalt sowie 
der Verbesserung der Lebensqualität 
im jeweiligen Nachverdichtungsge-
biet liegen.

Nachverdichtung durch Aufstockung, 
Ergänzung von Gebäudestrukturen, 
Konversion oder Nutzbarmachung 
leerstehender oder untergenutzter 
Grundstücke muss durch die Stadt 
im Sinne der städtebaulichen Ziele 
realisiert werden. Dafür nutzt die 
Stadt die bestehenden Möglichkeiten 
der Bauleitplanung aus und beteiligt 
auch bei kleinen Verdichtungsgrund-
stücken die Planungsbegünstigten 
durch den Erlass von Bebauungsplä-
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nen und städtebaulichen Verträgen 
an den Folgekosten und der Errich-
tung sozialer Infrastruktur. Sie setzt 
sich bei der Bundesgesetzgeberin 
dafür ein, dass durch Ergänzung der 
Regelungsmöglichkeiten des Bebau-
ungsplans die gebietsweise Festset-
zung einer zu erfüllenden Quote an 
einkommensorientiert gefördertem 
sowie im weiteren Sinne bezahlba-
rem Wohnraum möglich wird.

Im Falle der Nachverdichtung von 
großräumigeren Siedlungsstruk-
turen wie des Wohnungsbestands 
der 60er-Jahre nutzt die Stadt die 
Möglichkeiten des erweiterten Städ-
tebaurechts, um städtebauliche 
Ziele durchzusetzen und die soziale 
Mischung zu gewährleisten. Dazu 
gehört insbesondere die Ausweisung 
von Sanierungsgebieten auf Basis 
des städtebaulichen Mangels, der 
notwendigen Ertüchtigung der Ge-
bäudesubstanz sowie der qualitäts-
vollen Nachverdichtung.

Gleichzeitig ist ebenfalls dafür 
Sorge zu tragen, dass die Nachver-
dichtungsgebiete auch mit steigen-
der Bevölkerungsdichte lebenswert 
bleiben. Die Nachverdichtung ist 
entlang bereits vorhandener Infra-
struktur zu planen und bestehende 
Infrastruktur im Hinblick auf die an-
stehenden Nachverdichtungsmaß-
nahmen zu ertüchtigen. Zunächst 
müssen Gebiete in Angriff genom-
men werden, in denen der ÖPNV 

noch über ausreichende Kapazitäten 
verfügt. Außerdem muss auf ausrei-
chende Bildungs- und Gesundheits-
einrichtungen im Umfeld geachtet 
werden.

Hierbei muss in besonderem Maße 
auf die Nachhaltigkeit der Ent-
wicklung geachtet werden. Freiflä-
chen, ausreichende Begrünung und 
die Erhaltung von Frischluftschnei-
sen sind essentiell [Klima, Umwelt 
und Energie]. Des Weiteren hat die 
Nachverdichtung qualitativ hochwer-
tig und städtebaulich ausgewogen 
zu sein. Als erstrebenswertes Maß 
der Bebauung sehen wir eine Auf-
stockung auf etwa sieben bis acht 
Stockwerke abhängig von der Um-
gebungsbebauung sowie vereinzelte 
Hochpunkte.

In Gebieten mit hauptsächlich Ein-
familienhausbebauung geringer 
Dichte wird eine langfristige Stra-
tegie verfolgt, um den Bestand im 
Sinne lebendiger Stadtquartiere 
weiterzuentwickeln. Ziel muss es 
sein, Schnittpunkte des öffentlichen 
Lebens zu schaffen, an denen sich 
lebenswerte Quartiersstrukturen 
verdichten können. Im Rahmen der 
Konzepte zur langfristigen Siedlungs-
entwicklung wird dieser als prozessu-
aler Ansatz verfolgt, der bestehende 
Strategien ergänzen soll.

Stadtentw
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Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahmen

Große zusammenhängende Areale 
noch zu erschließenden Baulands 
finden sich in München nur noch 
im Münchner Nordosten östlich 
der S8 und im Münchner Norden. 
Beide Gebiete sind durch Naturräu-
me, landwirtschaftliche Nutzungen 
und teilweise gewachsene dörfliche 
Strukturen geprägt. Diese Qualitä-
ten erkennen wir an. Gleichzeitig 
fehlen aber Flächen für bezahlbaren 
Wohnraum und die dazugehörige 
Infrastruktur. Die angesprochenen 
Gebiete bieten die letzte verbleiben-
de Möglichkeit großräumige Pla-
nungen anzustoßen, diese wollen 
wir nutzen. Das heißt nicht, dass die 
Areale komplett bebaut werden, es 
ist vielmehr die Chance, die Gebiete 
in ihrer Gesamtheit zu entwickeln. 
Dabei bleiben auch Naturräume 
und landwirtschaftliche Flächen be-
stehen.

Eine städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme (SEM) ist ein Instru-
ment des erweiterten Städtebau-
rechts (§§ 165 ff. BauGB), das die 
zielgerichtete Entwicklung großer 
Gebiete mit einer großen Zahl von 
Eigentümer*innen ermöglichen soll. 
Dabei hat die Stadt die Möglichkeit, 
benötigte Grundstücke zu erwerben, 
um eine am Gemeinwohl orientierte 

großmaßstäbliche Planung voranzu-
treiben. Grundsätzlich haben auch 
im Prozess der Ausweisung einer SEM 
kooperative Lösungen Vorrang. Aller-
dings kann die Stadt unter bestimm-
ten Bedingungen auch Grundstü-
cke von Eigentümer*innen, die ihre 
Mitwirkungsbereitschaft verweigern, 
miteinbeziehen. Nach verpflichten-
den vorbereitenden Untersuchungen 
erwirbt die Stadt theoretisch in der 
Regel alle Grundstücke. Das erleich-
tert eine einheitliche und aufeinan-
der abgestimmte Entwicklung. Durch 
die Planungen steigt der Wert der 
Grundstücke, dieser Wertzuwachs 
fließt in die Infrastruktur des Gebietes 
sowie in die Planungskosten. Über-
schüsse werden an die ursprüngli-
chen Eigentümer*innen ausgeschüt-
tet. Das Instrument der SEM bietet 
der Stadt eine bessere Ausgangs-
position in der Verhandlung mit den 
Eigentümer*innen. Daher halten wir 
im Münchner Nordosten an der SEM 
fest und halten die Absage der SEM 
im Münchner Norden zugunsten 
eines noch näher zu definierenden 
kooperativen Verfahrens für falsch.

Für die Entwicklung im Münchner 
Nordosten – und nach Möglichkeit 
auch für den Münchner Norden – 
fordern wir, möglichst große Flächen 
durch die Stadt bzw. ihre Gesellschaf-
ten selbst zu entwickeln. Wir wollen 
dichte, urbane, bezahlbare und le-
benswerte Quartiere für mindestens 
30.000 Einwohner*innen schaffen. 
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Fortschrittliche Wohnprojekte, eine 
gute Anbindung im öffentlichen 
Nahverkehr, Nahversorgung, Dienst-
leistungen des täglichen Bedarfs, 
soziale Infrastruktur sowie Grün- und 
Naturräume charakterisieren die 
neuen Stadtviertel. Wir wollen so-
zialdemokratische Zukunftsquartie-
re für viele, statt Bestandsschutz für 
wenige. Enteignungen schließen wir 
nicht aus.

Wachstum regional 
denken
Nicht nur München wächst, sondern 
die ganze Region erfährt Zuzug. Die 
Metropolregion München gehört 
zu einer der am schnellsten wach-
senden Regionen europaweit, was 
ebenfalls zu steigenden Mieten und 
Bodenpreisen und einer Verknap-
pung des Angebots an bezahlba-
rem Wohnraum führt. Es muss sich 
die Erkenntnis durchsetzen, dass 
den Herausforderungen der räum-
lichen Entwicklung der Region nur 
mit einer gemeinsamen Strategie für 
eine polyzentrale, vernetzte Regi-
onalentwicklung zu begegnen ist. 
Auch die Umlandgemeinden sind 
aufgefordert, zu einer planvollen 
Entwicklung der Region beizutragen 
und als Trägerinnen der kommuna-
len Planungshoheit aktiv zu werden, 
um das Wachstum zu gestalten. 
Dabei gilt es, bestehende Kerne und 

lokale Unterzentren zu stärken und 
auch höhere Dichten zuzulassen statt 
Flächenfraß und Zersiedelung weiter 
voranzutreiben. Vorhandenes oder 
neu ausgewiesenes Bauland muss 
unter Beachtung ausreichender so-
zialer Durchmischung besonders für 
die Schaffung bezahlbaren Wohn-
raums genutzt werden.

Dafür fordern wir, die Regiona-
le Wohnungsbaukonferenz zu 
stärken sowie gemeinsame Woh-
nungsbauziele und Entwicklungsräu-
me zu definieren. Die bestehende 
Regionalplanung ist in diesem Sinne 
zu einer verbindlichen abgestimm-
ten Vereinbarung für die beteiligten 
Gemeinden weiterzuentwickeln und 
schrittweise auf den gesamten Ver-
flechtungsraum der Metropolregion 
auszuweiten.

Lebenswerte 
Stadtbezirke
Bei der Entwicklung neuer Wohn-
gebiete muss die Stadt München 
ein besonderes Augenmerk auf die 
Belebung von öffentlichem Raum 
und Erdgeschosszonen richten. Wir 
wollen keine Satellitenviertel, in 
denen Menschen nur schlafen und 
die dann tagsüber bzw. abends aus-
gestorben sind. Wir fordern daher, 
für neu zu schaffende Wohnquartiere 
lebendige Erdgeschosszonen mit 
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kleinen Gewerbetreibenden, Gast-
ronomie aber auch konsumfreien öf-
fentlichen Orten und Sozialräumen 
zu schaffen.

Die zielgerichtete Entwicklung in 
diesem Sinne soll durch ein zentra-
les städtisches Erdgeschosszonen- 
oder Gewerbeflächenmanagement 
im Quartier sichergestellt werden. 
Dieses pachtet die Flächen von 
den Hauseigentümer*innen für eine 
Startphase und vermietet sie kos-
tengünstig an soziale und kreative 
Nutzungen. Nach Abschluss der Ak-
tivierungsphase werden die Flächen 
schrittweise in den privaten Regel-
betrieb überführt oder auch dauer-
haft durch die Stadt gesichert. Eine 
solche Durchmischung von Wohn-
quartieren mit Kleingewerben imitiert 
gewachsene Viertelstrukturen in Zen-
trumslagen und sorgt für eine Bele-
bung der Viertel. So wird städtischer 
Alltag dezentral ermöglicht.

Zudem muss die Stadt dafür Sorge 
tragen, dass soziale Entmischung 
verhindert wird und bestehenden 
Entmischungstendenzen entgegen-
gewirkt wird. Bei Projekten zur Nach-
verdichtung von Stadtbezirken und 
bei der Neuplanung von Wohnvier-
teln ist daher insbesondere auf die 
soziale Durchmischung mittels ge-
bundener Wohnungen zu achten.

Um allen ein lebenswertes Leben in 
der Stadt zu ermöglichen, müssen 
auch soziale Infrastruktur, kommu-
nale Daseinsvorsorge und Dienstleis-
tungen mit dem Wachstum der Stadt 
mithalten. Hierzu bedarf es auch 
eines aktiven Quartiersmanage-
ments, das zugleich einen Ausgleich 
zwischen Wohn- und Gewerbeflä-
chennutzung herstellen muss.
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•	 Nachverdichtung zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum unter Be-
rücksichtigung der Lebensqualität und des Stadtklimas

•	 Ausweisung von Sanierungsgebieten mit Blick auf qualitätsvolle Nachver-
dichtung

•	 Nachverdichtung zunächst dort, wo auf bestehende Infrastruktur (ÖPNV, 
soziale Einrichtungen etc.) zugegriffen werden kann

•	 Gewährleistung der Nachhaltigkeit durch Erhalt und Ausweitung von Frei-
flächen und Frischluftschneisen

•	 Fortführung der SEM im Münchner Nordosten und Wiederaufnahme der 
SEM im Norden

•	 Stärkung der Wohnungsbaukonferenz und Definition von Wohnungsbau-
zielen und Entwicklungsstandards

•	 Weiterentwicklung der Regionalplanung zu einer verbindlichen, abge-
stimmten Vereinbarung mit den Umlandgemeinden

•	 Einführung eines dezentralen Quartiersmanagements zur Schaffung und 
Erhaltung von sozialer Infrastruktur, kommunaler Daseinsvorsorge und 
Dienstleistungen

Wir fordern

Stadtentw
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Wohnen
Die Wohnungssituation in München ist eine der drängendsten sozialen He-
rausforderungen für unsere Stadtgesellschaft. Den Prognosen zufolge wird 
die Stadt bis 2030 auf über 1,7 Millionen Einwohner*innen wachsen. Die 
Flächen, auf denen der dringend benötigte Wohnraum entstehen könnte, 
sind jedoch begrenzt. Mit der wachsenden Nachfrage auf dem Wohnungs-
markt und dem – tendenziell finanzkräftigen – arbeits- und ausbildungsbezo-
genen Zuzug steigt auch der Verdrängungsdruck auf gering bis durchschnitt-
lich verdienende Haushalte in München. Wir Jusos begreifen Wachstum als 
Chance, das wir jedoch gestalten müssen, um Verdrängungseffekte zu ver-
hindern. [Stadtentwicklung]

Ein Hauptgrund für die sehr hohen Bodenwertsteigerungen seit 2008 ist die 
enorme Wertstabilität des Münchner Wohnungsmarktes, der hohe Renditen 
für Investor*innen verspricht und damit in Zeiten der globalen Finanzkrise zur 
attraktiven Investitionsmöglichkeit für Kapital aus risikobehafteten Anlageop-
tionen wurde. Wohnen ist jedoch ein existenzielles Grundrecht, das nicht der 
rücksichtslosen Logik eines kapitalistischen Marktes überlassen werden darf. 
Die Stadt muss die Menschen vor den Folgen des globalisierten Kapitalismus 
schützen, insbesondere auch im Bereich Wohnen. Wohnungsbaupolitik muss 
verhindern, dass sich viele Menschen Wohnen in München nicht mehr leisten 
können und sicherstellen, dass München eine sozial gemischte Stadt für alle 
Menschen bleibt.

In den vergangenen Jahrzehnten hat die Stadt unter Führung der SPD hart an 
der Grenze des juristisch Möglichen die Instrumente genutzt, welche die Bun-
desgesetzgebung einer Kommune einräumt. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Kommunen hat München seinen kommunalen Mietwohnungsbestand nie 
verkauft, sondern beständig weiterentwickelt. Mit 860 Mio. Euro hat die Stadt 
zuletzt das größte kommunale Wohnungsbauprogramm in Deutschland auf-
gelegt – doch all diese Anstrengungen sind noch nicht genug. Es ist unsere 
Aufgabe, weiterzudenken, für die Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen einzutreten und gleichzeitig mutig und kreativ neue Möglichkeiten 
im Bestehenden zu erschließen.
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Bodenordnung

Grundlage für die Umsetzbarkeit 
aller wohnungsbaupolitischen Ziele 
ist das Eigentum an und damit die 
Verfügungsgewalt über Grund und 
Boden. Jeder Eingriff in die Ausge-
staltung von Baurechten im Sinne 
städtebaulicher Ziele und der sozi-
alen Mischung ist immer auch mit 
einer Einschränkung der Verwer-
tungsrechte und damit der Eigen-
tumsrechte von Personen verbunden. 
Das Grundgesetz sieht die Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums vor, das 
Eigentumsrechte beschränkt. Boden 
ist kein Gut wie jedes andere, er 
ist Lebensgrundlage und nicht ver-
mehrbar. Daher muss er den kapi-
talistischen Logiken dauerhaft ent-
zogen werden. Wir fordern deshalb 
eine Bodenpolitik, die dem Interesse 
der Allgemeinheit und dem Grund-
recht auf angemessenen Wohnraum 
Vorrang gegenüber privaten Verwer-
tungsinteressen gewährt.

Seit 1950 haben sich die Bodenwer-
te in München um 34.000 Prozent 
erhöht. Die bayerische Verfassung 
erlaubt es, solche leistungslosen 
Gewinne durch Bodenwertsteige-
rungen für die Allgemeinheit nutzbar 
zu machen. Wir fordern daher die 
Einführung einer Bodenwertzu-
wachssteuer durch die Bundesge-
setzgeberin, die bei der Realisierung 

der rein fiktiven Bodenwerte bei 
Verkäufer*innen fällig wird. Eben-
falls muss es möglich werden, eine 
verbindliche Quote an sozialge-
fördertem Wohnungsbestand im 
Rahmen eines einfachen Bebau-
ungsplans festzuschreiben sowie die 
Abschöpfung der Planungsgewin-
ne für die Finanzierung der Kosten 
technischer und sozialer Infrastruktur 
sowie eines Anteils an sozial geför-
dertem Wohnungsbestand auch in 
der Innenentwicklung ermöglichen. 
Die bestehenden Möglichkeiten 
des Folgekostenvertrages und des 
Zielbindungsvertrages im Rahmen 
der städtebaulichen Verträge der 
Münchner Praxis der sozialgerech-
ten Bodennutzung (SoBoN) gilt 
es fortzuführen und durch die Ein-
führung der expliziten Verankerung 
des städtebaulichen Ziels sozial ge-
mischter Wohnquartiere und der 
Verankerung und Ausweitung der 
möglichen Folgekosten im Bundes-
baugesetz zu stärken. Insbesonde-
re die Kosten für die Erschließung 
durch den ÖPNV müssen dabei Be-
rücksichtigung finden können. Ho-
heitliches Handeln im Rahmen der 
Bauleitplanung muss jedoch Vorrang 
vor kooperativen Verfahren wie der 
SoBoN haben. [Stadtentwicklung]

Unser Ziel ist es, ein echtes Gegen-
gewicht zum privatwirtschaftlich aus-
gerichteten und renditeorientierten 
Wohnungsmarkt zu schaffen, damit 
kommunale Wohnungspolitik Wir-

W
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kungsmacht entfalten kann. Daher 
wollen wir den Anteil an Grundstü-
cken und Wohnungen in öffentlicher 
und gemeinnütziger Hand deutlich 
ausbauen und zur überwiegenden 
Quelle von Baurechten machen. 
Dafür fordern wir die Intensivierung 
einer aktiven kommunalen Boden-
vorratspolitik und den zielgerichte-
ten Erwerb von Grundstücken in Ent-
wicklungsgebieten.

Wir fordern die Ausweitung der Er-
haltungsgebiete auf das gesamte 
Stadtgebiet und die ergänzende 
Ausweisung von kommunalen Vor-
kaufsrechtsgebieten insbesondere 
in Entwicklungsgebieten, wo kein 
Erhaltungssatzungsgebiet erlassen 
werden konnte.

Die Möglichkeiten des erweiter-
ten Städtebaurechts ermöglichen 
durch den Erlass von Sanierungsge-
bieten oder Stadtentwicklungsmaß-
nahmen einen im Preis gedeckelten 
kommunalen Vorkauf. Sie müssen 
wo immer möglich zur Anwendung 
kommen. Dabei ist wichtig, dass die 
aus den Projekten folgenden Aufwer-
tungsimpulse im Umfeld durch den 
Erlass von Erhaltungssatzungen und 
den gezielten Erwerb von Liegen-
schaften abgefangen werden.
Wir fordern die Einrichtung eines 
kommunalen zweckgebunde-
nen Bodenfonds als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, zu dessen 
Gunsten die kommunalen Vor-

kaufsrechte angewendet werden 
und der den Ankauf der Grundstü-
cke durch die Einnahmen aus dem 
Bürger*innenfonds Boden [Kommu-
nale Finanzpolitik] kofinanziert. Der 
Bodenfonds verkauft oder überlässt 
die Bestandsobjekte den kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaften 
oder Mieter*innengenoss*innen-
schaften zum weiteren Betrieb. Die 
betreffenden Grundstücke verbleiben 
im Eigentum des Bodenfonds und 
werden als Erbbaurechtsgrundstücke 
an die jeweiligen Nutzer*innen ver-
pachtet.

Wir fordern die Verschärfung der 
bisherigen Praxis, kommunale 
Grundstücke nicht zu verkaufen. 
Grundstücke sollen ausschließlich 
den kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften oder in Konzeptaus-
schreibungen (KMB+) in Form von 
Erbbaurechten zur Bereitstellung 
bezahlbaren Wohnraums zur Verfü-
gung gestellt werden. Dabei ist zu 
prüfen, inwieweit insbesondere für 
Wohnungsbaugenoss*innenschaften 
der Erbbauzins im Rahmen eines Zu-
zahlungsmodells zu reduzieren und 
die formale Wirtschaftlichkeit zu ver-
bessern ist. Wichtig ist auch, die Un-
sicherheiten bzgl. des Auslaufens der 
Erbbaurechtsverträge abzubauen 
und rechtzeitige Verhandlungen über 
das weitere Verfahren vertraglich zu 
vereinbaren. Ziel ist auch hier der 
langfristige Erhalt von bezahlbarem 
Wohnraum.
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Eigentumsförderung als woh-
nungspolitische Zielsetzung lehnen 
wir ab, da diese nur denjenigen 
zugutekommt, die überhaupt in der 
Lage sind, Eigentumserwerb zu fi-
nanzieren. Damit wird insbesondere 
auf einem angespannten Wohnungs-
markt wie München die Vermögens-
verteilung in der Gesellschaft weiter 
zugunsten privilegierten Gruppen 
verschoben. Wir setzen uns vielmehr 
für eine grundlegende Bodenreform 
ein, da Boden ein Allgemeingut ist, 
über das es kein privates Eigentum 
geben sollte. Daher fordern wir auch 
die Abschaffung des Fördermodells 
München-Modell Eigentum.

Schutz vor 
Verdrängung

Steigende Nachfrage am knappen 
Wohnungsmarkt führt zu steigenden 
Mieten und dadurch Verdrängungs-
effekten. Wir fordern, dass Münch-
ner Mieter*innen vor dem profitori-
entierten Wohnungsmarkt geschützt 
werden und die Preisspirale am Miet-
wohnungsmarkt durchbrochen wird.

In den aktuellen Mietspiegel gehen 
nur Neuvermietungen und Mietver-
träge der letzten vier Jahre ein. Dies 
verstärkt die Mieterhöhungsdynamik 
im Bestand. Das Ziel, einen Richtwert 
über die tatsächliche Durchschnitts-
miete in den Vierteln zu erzeugen, 

wird damit verfehlt. Wir fordern, dass 
die Stadt sich beim Bundesgesetzge-
ber für eine Reform des Mietspie-
gels einsetzt, in den alle Bestands-
mieten sowie Mieten im geförderten 
Wohnungsbau einfließen.

Schon vor der Novellierung der Ge-
setzgebung zum Mietspiegel soll die 
Stadt einen eigenen kommunalen 
Mietspiegel erheben, in den alle 
Bestandsmieten einfließen. Diese 
echte, regionalisierte Gesamtdurch-
schnittsmiete soll als Grundlage für 
die Mietberechnung der kommuna-
len Wohnungsunternehmen dienen. 
Die Einhaltung der Grenzwerte muss 
Bedingung in der Konzeptvergabe 
kommunaler Flächen in Erbpacht 
werden. Wir fordern außerdem die 
Stärkung der Mietpreisbremse durch 
die Abschaffung von Ausnahmetat-
beständen und durch die Anwen-
dung auch auf Neubauobjekte.

Die Landesregierung muss es der 
Stadt gesetzlich ermöglichen endlich 
die Mietpreisbremse wieder an-
wendbar zu machen. Die Münch-
ner Mietpreisbremse schützt die 
Mieter*innen der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften (Gewofag 
& GWG) vor unverhältnismäßigen 
Mieterhöhungen. Wir begrüßen 
dieses Instrument und fordern, dies 
für die Zukunft beizubehalten. Auch 
private Akteur*innen und insbeson-
dere die sog. gemeinnützige Woh-
nungswirtschaft sollen im Rahmen 
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von freiwilligen Selbstverpflichtungen 
zur Anwendung dieser bestehenden 
und zu schaffenden Instrumente ge-
wonnen werden.

Das Land Bayern wird aufgefordert, 
sich der Berliner Initiative anzuschlie-
ßen und im Sinne der konkurrieren-
den Gesetzgebung die Ermächti-
gungsgrundlage für Gemeinden mit 
angespannten Wohnungsmärkten 
zu schaffen, durch den Beschluss 
kommunaler Satzungen einen Miet-
preisdeckel zu erlassen, der die 
Mietpreise von Bestandswohnungen 
zu einem festzulegenden Stichtag auf 
die Dauer von zunächst fünf Jahren 
einfriert. Eine Verlängerung der Miet-
preisdeckelung ist durch den Erlass 
von Satzungen möglich.

bezahlbaren 
Wohnraum sichern
Den noch bestehenden bezahlbaren 
Wohnraum gilt es zu erhalten und 
wirksam vor der kapitalistischen Ver-
wertung zu schützen. Dazu muss die 
Stadt die vorhandenen Instrumenta-
rien nutzen, um Aufwertungstenden-
zen zu begrenzen.

Das Instrument der Erhaltungssat-
zungen ist dabei ein zentrales Mittel 
der Stadt, das es zu stärken gilt. 
Dabei sind die Indikatoren für den 
Erlass von Erhaltungssatzungsge-

bieten so weiterzuentwickeln, dass 
kleinräumige und gruppenspezifi-
sche Verdrängungstendenzen stärker 
in den Blick genommen werden. Der 
Umwandlungsvorbehalt bei der 
Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen ist restriktiv anzu-
wenden. Das kommunale Vorkaufs-
recht in Erhaltungssatzungsgebieten 
muss konsequent genutzt werden, 
um bezahlbaren Wohnraum dauer-
haft zu sichern. Die Vorprüfungskrite-
rien sind entsprechend verschiedener 
Zielgruppen und Bedarfe flexibel zu 
gestalten. Die verschärfte Abwen-
dungserklärung muss weiterhin voll 
zum Einsatz kommen, um die Anlie-
gen der Mieter*innen wirkungsvoll 
zu schützen. Die Anforderungen der 
Abwendungserklärungen sind weiter 
zu verschärfen und ihre Gültigkeit 
auszuweiten. 

Die Erhaltungssatzungsgebiete sind 
auszudehnen und ihre Einführung im 
ganzen Stadtgebiet zu prüfen. Wir 
begrüßen die Ausweitung der Vor-
kaufsrechtsausübung auf Baurechts-
reserven im Grundsatzbeschluss des 
Stadtrates aus dem März 2019. Aller-
dings soll der bestehende Spielraum 
künftig voll ausgeschöpft werden. So 
sollen nicht erst Baurechtsreserven 
ab 600 m² Geschossfläche erfasst 
werden, sondern bereits ab 300 m². 
Des weiteren sollen nicht nur 30 % 
der Baurechtsreserve, sondern der 
gesamte neue Wohnraum sozialen 
Bindungen unterliegen. Im Übrigen 
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soll ein Abriss in Erhaltungssatzungs-
gebieten nicht bereits dann möglich 
sein, wenn neue Wohnfläche ge-
schaffen wird, sondern es soll künftig 
auf die Schaffung neuer Wohneinhei-
ten in der Anzahl abgestellt werden. 
Außerdem sollen die Festsetzungs-
möglichkeiten der Erhaltungssatzung 
durch die Gesetzgeberin dahinge-
hend ausgeweitet werden, dass in Er-
haltungssatzungsgebieten aufgrund 
der Schutzbedürftigkeit der örtlichen 
Bevölkerungsstrukturen in allen 
Neubauvorhaben die Grundsätze 
der sozialgerechten Bodennutzung 
anzuwenden sind. Denn nach der 
neuen Regelung gelten die 30 % nur 
im Vorkaufs- und damit Verkaufsfall, 
nicht aber bei einer Nachverdich-
tung ohne Eigentumswechsel.

Die Ausübung des Vorkaufsrechts 
durch die Stadt soll dabei aus-
schließlich zugunsten der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften oder 
des Bodenfonds erfolgen, durch 
den mittels Konzeptausschreibung 
in Erbbaurecht die Liegenschaften 
gemeinnützigen Träger*innen der 
Wohnungswirtschaft zur Nutzung 
überlassen werden. Bei letzte-
rer sollen insbesondere von den 
Bestandsmieter*innen gegründete 
Kleinstgenoss*innenschaften zum 
Zug kommen. Die Stadt unterstützt 
entsprechende Initiativen in vorge-
kauften Häusern aktiv durch Be-
ratungsleistungen. Wir fordern die 
Einführung einer gesetzlichen Mög-

lichkeit, kommunale Vorkaufsrechte 
in Erhaltungssatzungsgebieten und 
darüber hinaus auch im Fall von 
(Zwangs-)Versteigerungen zur An-
wendung zu bringen.

Die Regelungsmöglichkeiten der 
Zweckentfremdungsverordnung 
sind durch die Landesgesetzgebung 
weiter zu verstärken. Wir fordern ein 
Recht der Wiederbelegung zweck-
entfremdeten, einschließlich leer-
stehenden Wohnraums durch die 
Gemeinde. Die Stadt soll die aktive 
Wohnnutzungsbeobachtung weiter 
ausbauen und Zweckentfremdung 
konsequent entgegenwirken.

Bau von bezahlbarem 
Wohnraum
Langfristig wird der Erhalt des Be-
standes an bezahlbarem Wohn-
raum nur durch die Schaffung und 
Ausweitung eines öffentlichen oder 
gemeinnützigen Bestandssegments 
am Wohnungsmarkt zu erreichen 
sein. Daher muss die Stadt alle 
Möglichkeiten ergreifen, um selbst 
bezahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen oder andere gemeinnützige 
Wohnbauträger*innen bei der Schaf-
fung von dauerhaft bezahlbarem 
Wohnraum zu fördern.
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Um den dringend benötigten Wohn-
raum zu schaffen, müssen insbeson-
dere die Potentiale der Nachverdich-
tung bestehender Gebiete genutzt 
werden [Stadtentwicklung]. 

Das Aufstocken von Häusern in 
München geht derzeit oft zu Lasten 
der Bestandsmieter*innen im Haus, 
wenn die Kosten der Modernisie-
rungsmaßnahmen auf ihre Mieten 
umgelegt werden. Wir fordern den 
Bund auf, die Umlagefähigkeit von 
Modernisierungskosten auf die 
Mieter*innen abzuschaffen. Zudem 
wird hierbei allzu oft teurer Luxus-
wohnraum geschaffen, was den 
Wohnungsmarkt nur sehr begrenzt 
entspannt. Bei Nachverdichtungen 
durch Aufstockungen von Wohn-
häusern müssen die bestehenden 
Mieter*innen über die Sozialbin-
dung der Bestandswohnungen 
geschützt werden. Viele Bebau-
ungspläne im Stadtgebiet existieren 
seit der Nachkriegszeit und wurden 
entsprechend der damaligen Vorstel-
lungen von Münchens Stadtentwick-
lung erlassen. Die Stadt soll daher 
bestehende Bebauungspläne dahin-
gehend evaluieren, ob sie den aktu-
ellen Bedürfnissen einer verdichteten 
Wohnraumförderung entsprechen.

Mit dem 2016 vom Stadtrat be-
schlossenen Wohnungsbaupro-
gramm „Wohnen für Alle“ reagiert 
die Stadt auf den rasant steigenden 
Bedarf an gefördertem Wohnraum 

für einkommensschwache Gruppen. 
Wir stellen uns unmissverständlich 
hinter diese zukunftsweisende ein-
kommensorientierte Förderung. Wir 
sind davon überzeugt, dass wir den 
Herausforderungen des Münchner 
Wohnungsmarktes nur mit innova-
tiven architektonischen und städ-
tebaulichen Konzepten begegnen 
können. An den überregionalen 
Erfolg des Pilotprojekts am Dante-
bad ist anzuknüpfen. Wir fordern die 
deutliche Ausweitung des Sofortpro-
gramms „Wohnen für Alle“.

Die städtischen Tochtergesellschaf-
ten müssen ihrer Vorbildfunktion 
gerecht werden und auf freiwerden-
den Flächen Werkswohnungen für 
die eigenen Beschäftigten errichten. 
Die Stadtwerke sind ein positives 
Beispiel und können einen Modell-
charakter einnehmen. Doch auch 
in München angesiedelte privatwirt-
schaftliche Firmen müssen in die 
Pflicht genommen werden. Bei der 
Ausweisung von Gewerbegebieten 
müssen die hier ansiedelnden Firmen 
verpflichtet werden, Werkswohnun-
gen für ihre Beschäftigten nachzu-
weisen. Entweder kann dies über den 
Erwerb von Belegrechten für durch 
die kommunalen Wohnungsbauge-
sellschaften errichtete Wohnungen 
geschehen oder durch selbstständig 
errichtete Werkswohnungen nach 
festgelegten Kriterien der Stadt. Der 
Verpflichtung zur Schaffung von 
Mitarbeiter*innenwohnungen kann 
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auch durch die Förderung von Selb-
storganisationsinitiativen der Be-
schäftigten in Form von Mitarbeiter
*innengenoss*innenschaften Rech-
nung getragen werden. Diese Werks-
wohnungen müssen zu verbilligten 
Preisen und einkommensabhängig 
gestaffelt an die Beschäftigten ver-
mietet werden. Die steuerliche An-
rechnung von vergünstigten Mieten 
bei Mitarbeiter*innenwohnungen als 
geldwerter Vorteil muss abgeschafft 
werden oder mit einem hinreichen-
den Freibetrag versehen werden.

Wir fordern die Ausweitung des 
Programms Auszubildendenwoh-
nen auf weitere Standorte und die 
Aufnahme in den normalen Kanon 
des kommunalen Wohnungsbau-
programms. Das im Rahmen eines 
ersten Pilotprojekts entstandene Aus-
zubildendenwohnheim am Leuchten-
bergring verstehen wir als Auftakt. In 
allen Neubauquartieren sollen An-
gebote für Auszubildende mitgeplant 
werden. Die Vergabe der Wohnun-
gen stützt sich dabei auf drei Säulen. 
Auszubildende der Landeshauptstadt 
München erhalten direkt die Mög-
lichkeit, sich für Wohnungen zu be-
werben. Firmen können Belegrechte 
für einen bestimmten Zeitraum er-
werben, was zur Finanzierung wei-
terer Auszubildendenwohnprojekte 
beiträgt. Wichtig ist, dass auch Aus-
zubildende, deren Arbeitgeber*innen 
keinen Wohnraum für ihre Auszubil-
denden anbieten, die Möglichkeit 

erhalten, sich direkt für Wohnraum 
zu bewerben. Das neu zu schaffende 
Auszubildendenwerk [Ausbildung] 
soll in Anlehnung an die Arbeit der 
Studierendenwerke die Trägerschaft 
für diese Säule übernehmen.

Grundsätzlich sind Genoss*innen-
schaften ein unterstützenswerter 
Gegenentwurf zum profitorien-
tierten Wohnungsmarkt. Eine be-
vorzugte Vergabe von geeigneten 
städtischen Grundstücken im Erb-
baurecht ist ein richtiger Weg, um 
dauerhaft bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen und gleichzeitig inno-
vative Wohnkonzepte zu fördern. 
Dabei ist uns aber bewusst, dass bei 
Genoss*innenschaftsgründungen 
derzeit vor allem eher ge-
bildete, wohlhabende Men-
schen zum Zuge kommen. Auch 
Bestandsgenoss*innenschaften 
decken oft eher ein gesellschaftliches 
Mittelfeld ab, als Menschen in prekä-
ren Wohn- und Arbeitsverhältnissen 
mit dringend benötigtem, selbstver-
walteten Wohnraum zu versorgen. 
Wir wollen Genoss*innenschaften 
öffnen, sodass unterschiedliche-
re Menschen von diesem Konzept 
und genoss*innenschaftliche Wohn-
projekte von einer gemischten 
Bewohner*innenstruktur profitie-
ren. Geringverdiener*innen müssen 
z. B. über die Wohnungsvermitt-
lung auch in Genoss*innenschaften 
vermittelt und der Erwerb von 
Genoss*innenschaftsanteilen vorfi-
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nanziert und subventioniert werden. 
Genoss*innenschaften müssen 
über die Vergabekriterien verpflich-
tet werden, mehr Wohnungen im 
Bereich der einkommensorientierten 
Wohnraumförderung zu schaffen.

Innovativer 
& qualitätsvoller 
Wohnungsbau
Um mit dem Bevölkerungswachstum 
der Stadt Schritt zu halten, sind in-
novative Wohnungsbauprojekte und 
-verfahren notwendig. Die Stadt muss 
die Entwicklung innovativer Wohn- 
und Nutzungskonzepte aktiv fördern 
und ihre Realisierung vorantreiben. 
Gleichzeitig gilt es, qualitätsvolle 
Wohnungen für alle Bewohner*innen 
zu schaffen und auch im Bestand zu 
erhalten. Der enorme Druck erfor-
dert schnelles Handeln.

Die Genehmigungsverfahren 
eigener Projekte sollen daher soweit 
möglich beschleunigt und stan-
dardisiert werden. [Digitalisierung] 
Gleichzeitig sollen innovative Kon-
zepte erprobt werden, welche die 
Möglichkeiten des seriellen Bauens 
und der Vorfertigung von Bauteilen 
bei gleichzeitig hohen qualitativen 
Anforderungen nutzbar machen. Im 
Rahmen der Einführung eines stan-
dardisierten kommunalen Baustoff-
katalogs können Mengeneffekte 

bei der Beschaffung von Baustoffen 
gehoben und Verfügbarkeitsproble-
me gezielt angegangen werden. Die 
Gründung eines kommunalen Bau-
trägerin als Generalunternehmerin 
soll geprüft werden.

Besonderes Augenmerk legen wir 
auch in der Bewirtschaftung auf den 
sozial geförderten Wohnungsbe-
stand. Bewohner*innen von geför-
derten Wohnungen leiden oft genug 
unter Stigmatisierung und prekären 
Lebensverhältnissen. Ihr Wohnum-
feld muss hierbei Abhilfe schaffen 
und darf Vorurteile nicht verstärken. 
Wir fordern daher eine sozialorien-
tierte Gebäudebewirtschaftung 
in allen Wohnanlagen mit mehr als 
30 % gefördertem Wohnraum bzw. 
je nach Bedarf. Ziel ist es, nicht 
nur Wohnanlagen zu unterhalten 
und zu betreuen, sondern auch die 
Bewohner*innen zu unterstützen, z. B. 
durch Unterstützungsangebote und 
Projekte zur Stärkung der Gemein-
schaft zwischen Bewohner*innen.

Viele ältere Menschen in München 
würden gerne in kleineren, ihren An-
sprüchen gerecht werdenden Woh-
nungen leben, können sich jedoch 
den Umzug angesichts der Preise auf 
dem Wohnungsmarkt nicht leisten. 
Zugleich suchen gerade junge Fa-
milien nach großen und bezahlba-
ren Wohnungen. Das Potential zum 
Wohnungstausch zwischen diesen 
Gruppen muss durch die Stadt ad-



51

ressiert und gesteuert werden. Dabei 
ist wichtig, dass die Mietkosten beim 
Umzug in die kleinere Wohnung 
nicht die Mietkosten des Altmietver-
trages übersteigen. Die Kosten des 
Umzuges sollen durch die Stadt über-
nommen werden, um die Tauschbe-
reitschaft zu erhöhen.

Zugleich können Jung und Alt von 
Modellen des Mehrgenerationen-
wohnens profitieren. Es bindet ältere 
Menschen in die städtische Gesell-
schaft ein und bietet auch für junge 
Familien Vorteile, etwa im Bereich 
der Kinderbetreuung. Bei größeren 
Projekten zur Stadtentwicklung sollen 
daher auch Mehrgenerationenhäu-
ser geschaffen werden und in beste-
hende Strukturen nachträglich ein-
gefügt werden.

An das Pilotprojekt der Parkplatz-
überbauung in vorgefertigter Holz-
bauweise des Dantebads ist an-
zuknüpfen. Wir fordern konkrete 
Schritte, um Parkplätze und einge-
schossige Bauten (z. B. Supermärkte) 
zu überbauen bzw. aufzustocken. Wir 
unterstützen die Bestrebungen des 
Oberbürgermeisters, das Gespräch 
mit der privaten Wohnungswirtschaft 
sowie Grundstückseigentümer*innen 
zu suchen, um zeitnah weitere Leucht-
turmprojekte umzusetzen. Auf kom-
munalen Flächen fordern wir neben 
der geplanten Überbauung des 
Parkplatzes am Westbad die Über-
bauung von Depots und Betriebshö-

fen wie des Trambahnbetriebshofes 
am Vogelweideplatz voranzutreiben. 
Kombinierte Flächennutzungen 
bei Ausnutzung der Baurechte sollen 
beim Neubau kommunaler Einrich-
tungen zum neuen baulichen Stan-
dard werden.

Junge Architekturbüros aus München 
sollen bei der Vergabe von Projekten 
verstärkt berücksichtigt werden. Im 
Rahmen von Pilotprojekten sollen 
junge Münchner Architekt*innen die 
Möglichkeit erhalten, in Übereinstim-
mung mit der politischen Rahmen-
setzung der Stadt neue architektoni-
sche Formensprachen zu realisieren. 
Diese Projekte sollen unter dem Titel 
„Junge Münchner Architektur“ be-
worben werden.

Wir fordern eine Internationale 
Bauausstellung (IBA) zu realisieren, 
die sich mit der Zukunft dauerhaft 
bezahlbaren Wohnungsbaus ausein-
andersetzt. Schwerpunkte sollen die 
Schaffung innovativer und gemein-
schaftlicher Wohnformen sowie qua-
litätsvolles und effizientes Bauen sein. 
Ansätzen zur prozesshaften Betrach-
tung der Entwicklung von Quartieren 
und des seriellen Bauens soll dabei 
ein besonderes Augenmerk gelten. 
Insbesondere auf die Beteiligung 
junger Architekt*innen ist zu achten.

Die Stadt baut ihre Kooperationen 
mit Forschungseinrichtungen und 
Universitäten aus, um die Studieren-
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den an die Herausforderung einer 
wachsenden Stadtgesellschaft he-
ranzuführen und zu sensibilisieren 
und weitet die Kooperationsmöglich-
keiten zwischen Stadt und Universi-
täten im Rahmen von Studien- und 
Abschlussarbeiten sowie Forschungs-
projekten aus.

Wir fordern

•	 die Einführung einer Bodenwertzuwachssteuer durch die Bundesgesetz-
geberin

•	 die Schaffung der Festsetzungsmöglichkeit einer Quote an gefördertem 
Wohnungsbau

•	 die Intensivierung aktiver kommunaler Bodenvorratspolitik
•	 die Ausweitung kommunaler Vorkaufsrechtsgebiete
•	 die konsequente Anwendung des baurechtlichen Instrumentariums des 

erweiterten Städtebaurechts von Entwicklungs- und Sanierungsmaßnah-
men

•	 die Einrichtung eines kommunalen Bodenfonds
•	 die ausschließliche Vergabe kommunaler Grundstücke an Dritte mit Erb-

baurechten
•	 die Abschaffung des Fördermodells München-Modell Eigentum
•	 die Einbeziehung aller Bestandsmieten in die Berechnung des Mietspie-

gels
•	 die Erstellung eines echten eigenen kommunalen Mietspiegels als Grund-

lage der Mietberechnung der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft
•	 die gerichtsfeste Wiedereinführung der Mietpreisbremse durch Landes-

gesetzgebung
•	 die Abschaffung von Ausnahmetatbeständen der Mietpreisbremse und 

die Ausweitung auf Neubauobjekte
•	 die konsequente Umsetzung der eigenen kommunalen Münchner Miet-

preisbremse für die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften
•	 die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die Einführung eines Miet-

preisdeckels durch die Landesgesetzgeberin
•	 den Erlass von Erhaltungssatzungsgebieten im gesamten Stadtgebiet
•	 die weitere Verschärfung der Regelungen der Abwendungserklärung
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•	 die weitere Nutzung des kommunalen Vorkaufsrechts zugunsten kom-
munaler Wohnbaugesellschaften oder des kommunalen Bodenfonds

•	 die Einführung der Möglichkeit der Wiederbelegung bei Zweckentfrem-
dung von Wohnraum durch die Landesgesetzgeberin

•	 die Abschaffung der Umlagemöglichkeit von Modernisierungskosten 
auf die Miete

•	 die Einführung von Sozialbindungen für Bestandswohnungen bei Nach-
verdichtungsmaßnahmen

•	 die Ausweitung innovativen Wohnungsbaus im Rahmen des Programms 
„Wohnen für Alle“

•	 die Intensivierung des Werkswohnungsbaus der kommunalen Unterneh-
men

•	 die Einführung der Verpflichtung, bei Inanspruchnahme von Gewerbe-
flächen Mitarbeiter*innenwohnungen vorzuhalten

•	 die Möglichkeit des Erwerbs von Belegrechten bei den kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften für Mitarbeiter*innenwohnungen

•	 die Abschaffung der steuerlichen Anrechnung verbilligter Mieten als 
geldwerter Vorteil

•	 die Ausweitung des Programms Auszubildendenwohnen
•	 die eigenständigen Bewerbungsmöglichkeit für Auszubildende als 3. 

Säule der Vergabe von Auszubildendenwohnplätzen
•	 die Beschleunigung und Standardisierung der Genehmigungsverfahren 

eigener Wohnbauprojekte
•	 die Erprobung innovativer Konzepte des seriellen Bauens und der Vor-

fertigung von Bauteilen
•	 die Einführung eines standardisierten kommunalen Baustoffkatalogs 

und der koordinierten Baustoffbeschaffung
•	 die Gründung einer kommunalen Bauträgerin
•	 die Umsetzung eines übergreifenden Konzepts der sozialorientierten 

Gebäudebewirtschaftung
•	 die Förderung von Programmen zum Wohnungstausch durch Übernah-

me der Umzugskosten
•	 die Realisierung von Projekten des Mehrgenerationenwohnens
•	 die Ausnutzung kommunaler Flächenpotentiale durch kombinierte Flä-

chennutzungen
•	 die Berücksichtigung von Überbauungs- oder Mischnutzungskonzepten 

bei der Überplanung kommunaler Betriebshöfe
•	 die Realisierung einer Internationalen Bauausstellung mit Schwerpunkt 

innovativer Wohnungsbau
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Arbeit und
Wirtschaft
Arbeit und Wirtschaft gehören für uns zusammen und sollen den 
Münchner*innen in ihrer Gesamtheit dienen. Zwar sind die Bedingungen 
in München nicht entkoppelt von den Entwicklungen des globalisierten Ka-
pitalismus weiterzuentwickeln, dennoch wollen wir unsere Stadt zu unserer 
roten Insel umbauen. Das bedeutet, dass wir wo auch immer wir können 
auf der Seite der Beschäftigten in München und gegen die Interessen der 
Kapitaleigner*innen aufstehen. 

Wir können auch von kommunaler Ebene aus sehr viel gestalten, wissen aber 
auch um die Grenzen des Gestaltungsraumes. München ist eine wirtschaft-
lich sehr starke Stadt, deren wirtschaftliche Erfolge jedoch nicht bei denjeni-
gen ankommen, die diese erwirtschaften. Wir wollen das ändern und dabei 
gleichzeitig soweit es geht in der Wirtschaftsstruktur auf einen sozial-ökolo-
gischen Umbau und dezentrale kleinteilige Unternehmensförderung setzen.

Arbeit und Wirtschaft in München bedeutet für uns, immer auch diejenigen 
mit zu bedenken, die ohne es zu wollen von Arbeit ausgeschlossen sind. Für 
diese setzen wir uns gerade in der reichen Stadt besonders ein und fordern, 
öffentliche Beschäftigung zu entwickeln.
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Wirtschaftsstruktur &
Gewerbeförderung
Die zunehmende Verdrängung von 
Kleingewerbe und Industrie aus der 
Innenstadt und innenstadtnahen Be-
reichen sehen wir mit wachsender 
Sorge. Arbeiten und Wohnen müssen 
in einer urbanen Gesellschaft mit-
einander vereinbar bleiben. Wir 
sehen keinen grundsätzlichen Nut-
zungskonflikt zwischen Wohnen und 
produzierendem Gewerbe. Entste-
hende Konflikte müssen lokal, etwa 
über ein gestaltendes Quartiersma-
nagement, adressiert und entschärft 
werden. Arbeit ist mehr als Büro-
arbeit im Dienstleistungsbereich, 
sondern umfasst notwendigerweise 
auch produzierende Gewerbe und 
Handwerksbetriebe. Die Stadt muss 
dafür Sorge tragen, dass kleinräu-
mige Gewerbestrukturen in den 
Stadtvierteln erhalten und gefördert 
werden. Wir fordern einen Ausbau 
des Programms Gewerbehöfe, um 
ein flächendeckendes Angebot von 
Gewerbehöfen in München zu schaf-
fen. [Stadtentwicklung]

Städtische Aufträge dürfen nur an 
Unternehmen vergeben werden, die 
ein mit den Gewerkschaften und 
Unternehmensverbänden zu entwi-
ckelndes Vergabe-Prädikat „Gute 
Beschäftigung in München und 
Region“ erhalten haben. Zielvor-

gaben für dieses Prädikat müssen 
Löhne, betriebliche Mitbestimmungs-
rechte, Tariftreue und die Einhaltung 
von Umweltstandards sein. Gleiches 
gilt für die Bereitstellung städtischer 
Flächen für Gewerbetreibende.

Um die Wirtschaftsstruktur in München 
zu verändern, fordern wir gezielt, Exis-
tenzgründungsberatung, die Vergabe 
von Darlehen für Kleinbetriebe und 
junges Gewerbe, Förderprogramme 
für nachhaltiges Wirtschaften sowie 
die Förderung von Existenzgründun-
gen im Bereich der Kreativwirtschaft in 
einer Fachstelle Existenzgründung 
und Kreativwirtschaft im Referat für 
Arbeit und Wirtschaft zu bündeln. Ein 
besonderer Fokus ist dabei auf die 
Bedürfnisse von Gründer*innen mit 
Migrationshintergrund zu legen [Mi-
gration].

Kommunale 
Arbeitsmarktpolitik
Aufgrund des wirtschaftlichen 
Wachstums unserer Stadt sowie der 
gesamten Region sind die Arbeitslo-
senzahlen in München konstant auf 
niedrigem Niveau. Dennoch gibt es 
weiterhin Arbeitslosigkeit, was uns 
zeigt, dass diese unabhängig von 
der Nachfrageseite der Unterneh-
men aber genauso unabhängig von 
eventuellen Qualifizierungsbemü-
hungen der Arbeitslosen immanen-

Arbeit und W
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ter Bestandteil einer kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung ist. Wir wollen 
Arbeitslosigkeit niemals individuali-
siert als Problem betrachten, sondern 
sehen sie als gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung, für die nicht Indivi-
duen verantwortlich oder gar schul-
dig sind, sondern der Kapitalismus.

Trotz der wirtschaftlichen, seit Jahren 
uneingeschränkt boomenden regio-
nalen Situation, die auch die Wirt-
schafts- und Finanzkrise schneller 
bewältigt hat als andere Wirtschafts-
räume, profitieren die Beschäftig-
ten in München in zu geringem 
Umfang von der wirtschaftlichen 
Stärke unserer Stadt und Region. 
Auch prekäre Beschäftigungsformen 
haben in den vergangenen Jahren 
zugenommen. Kommunal haben wir 
darauf wenig Einflussmöglichkeiten, 
wollen diese jedoch maximal nutzen.

Wir fordern einen Münchner Min-
destlohn von 15 Euro pro Stunde. 
Daher möchten wir, dass sich der 
Oberbürgermeister und unsere 
Partei für die spezifische Situation in 
München einsetzen und regionsspe-
zifische Mindestlöhne auf Bundes-
ebene durchsetzen.

ÖBS für München
Wir setzen uns für eine Abschaffung 
von Arbeitslosigkeit ein. Da diese 
niemals im kapitalistischen System 

möglich ist, wollen wir einen eigenen 
Münchner Öffentlichen Beschäf-
tigungssektor (ÖBS) schaffen. Wir 
gestalten das existierende Münch-
ner Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsprogramm (MBQ) um und 
ermöglichen neben den weiterhin 
vorhandenen eigenständigen kom-
munalen Qualifizierungselementen 
einen kommunalen Sektor, der unab-
hängig von kapitalistischen Logiken 
sozialversicherungspflichtige Arbeit 
auf freiwilliger Basis in gemeinnützi-
ger Form ermöglicht. Wir sind über-
zeugt, dass es besser ist, Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit zu finanzieren und 
nutzen für den ÖBS bundesgesetz-
liche Instrumente zur Finanzierung. 
Wir fordern, dass unsere Stadt den 
notwendigen eigenen Anteil zusätz-
lich leistet. Die existierenden sozialen 
Betriebe wollen wir befähigen, dau-
erhaft als soziale Arbeitgeber*innen 
im ÖBS agieren zu können.

Beschäftigung im 
Bereich der 
Daseinsvorsorge
Wir stehen für gute Arbeit in der 
Stadtverwaltung sowie in allen Un-
ternehmen der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Wir wollen Fremdverga-
ben zurückführen, jegliches weiteres 
Outsourcing ablehnen, die Mitbe-
stimmungsrechte ausbauen und 
eine kontinuierliche Verbesserung 
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der Arbeitsbedingungen anhand 
der Kriterien des DGB Index Gute 
Arbeit. Arbeiten für das Wohl unserer 
Stadt soll nach besonders vorbildli-
chen Bedingungen möglich sein. Wir 
setzen uns für eine Verdoppelung 
der sog. München-Zulage für alle 
Beschäftigten, die im Bereich der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge arbeiten, 
ein. Wir haben in München ein deut-
lich höheres Preisniveau, das gerade 
in jüngerer Vergangenheit nochmals 
mehr angestiegen ist als in anderen 
Regionen.

Atypische Beschäftigungsformen 
dürfen nur in wirklichen Ausnahme-
fällen zur Anwendung kommen. Wo 
Leiharbeit und Werkverträge unum-
gänglich sein sollten, muss beim Ab-
schluss entsprechender Verträge dem 
Betriebsrat ein Widerspruchsrecht 
eingeräumt werden und die Bezah-
lung über dem Entlohnungsniveau 
der tariflich Beschäftigten liegen. 
Konkret fordern wir in Hinblick auf 
Leiharbeit nicht nur die sofortige An-
wendung des Prinzips Gleicher Lohn 
für Gleiche Arbeit, sondern auch die 
Zahlung eines Flexibilitätszuschla-
ges. Praktika bei städtischen Tochter-
gesellschaften und Betrieben sowie 
der Hoheitsverwaltung müssen klar 
ausbildungs- bzw. weiterbildungsori-
entiert gestaltet sein. Sie müssen auf 
maximal drei Monate befristet und 
entsprechend der beruflichen Vor-
bildung der Praktikant*innen bezahlt 
werden.

Gerade diejenigen, die für das 
Wohl und die Grundbedürfnis-
se aller Münchner*innen arbeiten, 
sind durch die zunehmende ge-
sellschaftliche Polarisierung in den 
letzten Jahren immer wieder auch 
neuen Formen von Druck ausge-
setzt. Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit wie antise-
mitisches, rassistisches, homopho-
bes oder frauen*feindliches Verhal-
ten in Äußerungen wie Taten sind 
in den letzten Jahren angestiegen 
und auch intensiver geworden. Wir 
fordern daher die Ausweitung des 
Programms „Vielfalt schlägt Einfalt“ 
auf alle Beschäftigten im Bereich der 
Daseinsvorsorge und die Etablierung 
von weiteren Fortbildungsangeboten 
sowie ein Programm zur Prävention 
von psychischen Erkrankungen.

Ausbildung im Bereich der öffent-
lichen Daseinsvorsorge soll hervor-
ragende Ausbildungsbedingungen 
mit echten beruflichen Perspektiven 
für die Auszubildenden verbinden. 
Wir fordern die Praxis der „Über-
bedarfsausbildung“ beizubehalten, 
um mehr Jugendlichen die Chance 
auf eine Ausbildung bei der Stadt zu 
bieten. Gleichzeitig soll allen Auszu-
bildenden, welche die Ausbildung 
erfolgreich absolviert haben und die 
dies anstreben, auch eine dauer-
hafte berufliche Perspektive geboten 
werden. Ausbildungsförderungspro-
jekte wie das Stadtwerkeprojekt, das 
in Zusammenarbeit mit dem Stadt-
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jugendamt Jugendlichen, die keine 
Ausbildungsstelle finden, gewerbli-
che Ausbildungsstellen und Berufs-
vorbereitungen anbietet, sollen auf 
alle kommunalen Unternehmen und 
auf weitere Berufsbilder ausgeweitet 
werden.

Ausbildung
Die Stadt hält ein vielfältiges Bera-
tungsangebot für Auszubildende 
bereit. Jedoch sind die Angebote 
unübersichtlich und zahlreiche An-
laufstellen – wie zum Beispiel das 
JiBB (Junge Menschen in Bildung 
und Beruf) – kaum bekannt. Um all 
diese Angebote zur Beratung bei fi-
nanziellen und Ausbildungsproble-
men, pädagogischen Begleitung und 
Nachhilfe zu bündeln, fordern wir als 
zentrale Anlaufstelle für Auszubilden-
de die Errichtung eines Auszubil-
dendenwerks.

Das Auszubildendenwerk soll zudem 
bezahlbaren Wohnraum in Aus-
zubildendenwohnheimen verge-
ben [Wohnen] und die kostenfreien 
Tickets für den ÖPNV an die Auszu-
bildenden ausgeben. [Mobilität] 
Dieses Auszubildendenwerk soll 

als Anstalt des öffentlichen Rechts 
von der Stadt gegründet werden. 
Gewerkschaften, Kammern und 
Arbeitgeber*innen sind hier mit ein-
zubeziehen. Der Vorstand des Auszu-
bildendenwerks soll paritätisch zwi-
schen Arbeitnehmer*innenvertretung, 
Arbeitgeber*innenseite und Stadt 
besetzt sein. Um das Auszubilden-
denwerk bekannt zu machen, muss 
dieses regelmäßig an den weiterfüh-
renden Schulen sowie im Rahmen 
des allgemeinbildenden Unterrichts 
an den Berufsschulen vorgestellt 
werden. [Bildung] Zudem muss sich 
die Stadt darum bemühen, das Aus-
zubildendenwerk in Kooperation mit 
den Gewerkschaften in Jugendver-
sammlungen in den Betrieben sowie 
während der Einführungstage neuer 
Auszubildender vorzustellen.
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•	 einen Münchner Mindestlohn von mindestens 15,00 Euro/Stunde
•	 die Förderung kleinräumiger Gewerbestrukturen in den Stadtvierteln und 

den Ausbau des Programms Gewerbehöfe
•	 die Entwicklung eines Vergabe-Prädikats „Gute Beschäftigung in Mün-

chen und Region“
•	 die Errichtung einer Fachstelle Existenzgründung und Kreativwirtschaft
•	 den Einsatz für die Ermöglichung regionsspezifischer Mindestlöhne auf 

Bundesebene
•	 den Umbau des existierenden Münchner Beschäftigungs- und Qualifizie-

rungsprogramms sowie dessen finanzielle Ausweitung
•	 die Schaffung eines Münchner Öffentlichen Beschäftigungssektors, in 

dem freiwillige sozialversicherungspflichtige Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
über die Bündelung existierender Instrumente finanziert wird

•	 die Stärkung der sozialen Betriebe im Rahmen des neuen Münchner ÖBS
•	 die Beibehaltung der Praxis der Überbedarfsausbildung im Bereich der 

öffentlichen Daseinsvorsorge
•	 die Ausweitung von Ausbildungsförderungsprojekten auf alle kommuna-

len Unternehmen und weitere Berufsbilder
•	 die Schaffung eines Auszubildendenwerks

Wir fordern

Arbeit und W
irtschaft
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Soziales

Gerade in einer reichen Stadt wie München ist es von großer Bedeutung eine 
kommunale sozialdemokratische Sozialpolitik zu gestalten. Wir wollen an die 
Erfolge der Vergangenheit anknüpfen und verstehen die Sozialverwaltung 
als direkte Kontaktstelle gegen die Ungleichverteilung von wirtschaftlichem 
Erfolg für alle Münchner*innen. 

Kinder, Jugendliche, Familien und Senior*innen sollen dabei gesondert von 
Sozialpolitik adressiert werden, da sie außerhalb der Sphäre der Erwerbs-
arbeit stehen. Für sie wollen wir weitere Instrumente schaffen und bisherige 
verbessern, um unsere Stadt zusammenzuhalten.
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Sozialverwaltung 
als Anlaufstelle
in unserer Stadt
In München haben wir seit Langem 
mit den Sozialbürger*innenhäusern 
(SBH) eine sozialraumbezogene und 
wohnortnahe Sozialverwaltung, die 
möglichst alle Leistungen an einem 
Ort gebündelt in unterschiedlichen 
Abteilungen anbietet und die Zu-
sammenarbeit von Verwaltung und 
Sozialpädagogik ermöglicht. Wir 
fordern, in diesem Bereich die Be-
zirkssozialarbeit personell aufzu-
stocken und zu ermöglichen, dass 
diese vermehrt tatsächlich in den 
Vierteln aufsuchend tätig ist.

Direkter Kontakt in der Sozialver-
waltung bei Beantragungen oder 
Vorsprachen ist nach wie vor hierar-
chisch geprägt und findet in einem 
Herrschaftsverhältnis zu Lasten der 
antragstellenden Personen statt. Wir 
wollen Fortbildungen anbieten, die 
für die Mitarbeiter*innen in der Sozial-
verwaltung Empowerment darstellen 
und für ein demokratisches Verhält-
nis von Verwaltung und mit sozialen 
Rechten ausgestatteten Bürger*innen 
sorgen. Zudem soll ein Feedback-
management implementiert werden, 
das niedrigschwellig angeboten wird 
und in leichter Sprache formuliert 
ist. Die derzeitigen Möglichkeiten 
der Dienstaufsichtsbeschwerden sind 

sowohl enorm bürokratisch und an-
spruchsvoll als auch nicht bekannt.
 

Sozialpolitik für alle
Auch schon in jungem Alter können 
und sollen Kinder ihr Umfeld und 
ihre Freizeit selbst gestalten. Das 
bedeutet für uns, dass wir Kinder 
gezielt an Prozessen beteiligen, die 
sie betreffen – in Kita, Kindergarten, 
Schule und der Gestaltung des öf-
fentlichen Raums. Wird beispielswei-
se ein Spielplatz neu entwickelt oder 
umgebaut, sollen die Kinder in der 
Anwohner*innenschaft oder des ört-
lichen Schulsprengels an der konkre-
ten Umsetzung teilhaben. 

Zusätzlich sollen die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten des Kinder- 
und Jugendforums weiterhin ge-
fördert und noch deutlich stärker 
bekanntgemacht werden. Das 
Projekt Mini-München soll in Zukunft 
jedes Jahr durchgeführt werden. So 
ermöglichen wir Kindern früh erste 
Schritte in unserer Demokratie und 
ermöglichen auf spielerische Art und 
Weise kommunale Bildungspolitik. 

Auch weitere kleinteilige Demo-
kratieprojekte für Kinder und Ju-
gendliche wollen wir neu bilden und 
fördern. [Demokratie] 

Soziales
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Wir fordern die Stadt München auf, 
das Büro der Kinderbeauftragten 
direkt an das Direktorium anzuglie-
dern und nicht wie bisher im Sozialre-
ferat zu verorten, um die Kinder und 
Jugendlichen bei den Bürger*innen, 
in Vereinen und Organisationen, 
den Sozialverbänden und den städ-
tischen Referaten zu vertreten.

Wir wollen Kinder gezielt auch au-
ßerhalb ihrer Elternhäuser fördern. 
Um ihnen eine Freizeitgestaltung 
unabhängig von den Präferenzen 
oder dem sozialen bzw. finanziellen 
Hintergrund ihrer Familien zu er-
möglichen, soll die Stadt gezielt kos-
tenfreie Freizeitangebote (weiter-)
entwickeln. Diese sollen den kultu-
rellen, musischen und sportlichen 
Bereich abdecken – nur so können 
Kinder ihre eigenen Interessen ent-
decken und entwickeln. Auch der 
Münchner Ferienpass ist Teil dieser 
Grundidee. Wir wollen seine An-
gebote ausbauen – sowohl was die 
Nutzung des ÖPNV als auch was 
weitere Vergünstigungen angeht.

Zudem sollen die von der Stadt ange-
botenen Ferienprogramme durch 
zeitgemäße Budgetaufstockung 
eine bessere Personalausstattung 
erhalten und auf alle Ferienzeiten 
ausgedehnt werden. Erstrebenswert 
ist eine soziale Durchmischung bei 
allen Aktivitäten. Die hochwertigen 
Freizeitmöglichkeiten sollen allen 
Kindern, die teilnehmen wollen, zur 

Verfügung stehen – für einkommens-
schwache Familien müssen auch hier 
die Kosten übernommen werden.
Grundsätzlich halten wir es für not-
wendig, dass auf Bundesebene eine 
Kinder- und Jugendgrundsiche-
rung zur Bündelung aller sozialpoli-
tischen Maßnahmen eingeführt wird. 
Die Stadt soll sich über den Städtetag 
und alle weiteren ihr offenstehenden 
Möglichkeiten für diesen Schritt ein-
setzen.

Zudem fordern wir die Stadt München 
und den Oberbürgermeister auf, sich 
mit einer stadtweiten Kampagne für 
die Aufnahme der UN-Kinderrechts-
konvention in das Grundgesetz ein-
zusetzen und dies öffentlichkeitswirk-
sam zu vertreten.

Jugendliche sind ein zentraler Teil 
unserer Gesellschaft. Für sie sind 
Freiräume besonders wichtig, da 
Jugend auch bedeutet, widerständig 
gegen vorherrschende Ordnungen 
zu sein und sich auszuprobieren. 
Deswegen setzen wir uns besonders 
für selbstverwaltete Jugendzentren 
ein. Hier soll die Möglichkeit geboten 
werden, sich frei zu entfalten und zu-
sammen mit anderen an Projekten 
unterschiedlichster Natur zu arbei-
ten. Ein gutes Beispiel hierfür ist das 
Münchner Haus der Schüler*innen, 
für das wir Jusos München uns 
seit Jahren stark gemacht haben. 
Wir setzen uns für eine Absen-
kung des kommunalen Wahlalters 
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auf 14 Jahre ein und wollen die 
Stadtschüler*innenvertretung sowie 
das Münchner Kinder- und Jugend-
forum stärken. [Demokratie] Seit 
langen Jahren kämpfen die Jusos 
München für bessere und günstigere 
Mobilität von Jugendlichen im öf-
fentlichen Personennahverkehr. [Mo-
bilität]

Erschreckenderweise steigt die Zahl 
von Kindern und Jugendlichen, die 
zeitweise auf der Straße übernach-
ten. Dies erfordert neue Wege im 
Bereich der Jugendhilfe. Wir fordern 
die Einrichtung von mindestens 
vier anonymen Notschlafstellen 
in München für Jugendliche bis 27 
Jahre, in denen bis zu vier Tage auch 
ohne den formalen Status einer In-
obhutnahme übernachtet werden 
kann – davon mindestens eine für 
junge Mädchen* und Frauen*. Auch 
die Angebote der Wohnungsbera-
tung gerade für junge Menschen und 
WGs müssen ausgebaut werden.

Gerade in einer wachsenden und 
prosperierenden Stadt geraten die 
Interessen von Jugendlichen unter 
Druck. Wir setzen uns dafür ein, dass 
Jugendliche konsumfrei im öffent-
lichen Raum verweilen können und 
wollen dafür viele weitere dezentrale 
niedrigschwellige Sport- und Freizeit-
betätigungen wie bspw. Skateparks, 
Trendsporthallen oder Bandübungs-
räume schaffen.

Wir begreifen auch alleinerziehen-
de Elternteile und ihre Kinder als 
Familien. Kinder zu haben ist leider 
nach wie vor eines der größten Ar-
mutsrisiken. Besonders sie sind von 
Armut betroffen. Wir wollen daher 
vermehrt einmalige Zuschüsse und 
freiwillige Angebote für Alleiner-
ziehende schaffen. Familien- und 
Nachbar*innenschaftsaktivitäten 
sollen dezentral in den Stadtvierteln 
durch Bereitstellung von Räumen 
ermöglicht und entsprechende Ak-
tivitäten auch finanziell unterstützen 
werden (bspw. Kindergeburtstag). 
Wir wollen, dass ein stadtteilbezoge-
ner Informationsflyer zur Information 
über Angebote entwickelt wird.

Die Alten- und Servicezentren 
(ASZ) in München sind bundesweit 
vorbildlich. Ihre Angebote wollen 
wir weiterentwickeln und in jedem 
Stadtviertel bekannter machen. Die 
ambulante Tagespflege in München 
soll ausgebaut werden.

In den ASZ soll ein Begleitservice für 
mobilitätseingeschränkte Personen 
entwickelt werden. Wir wollen, dass 
München die UN-Behinderten-
rechtskonvention zügig umsetzt und 
der öffentliche Raum noch inklusiver 
als bisher gedacht wird. München 
muss überall barrierefrei sein (Be-
hindertenparkplätze, Bordsteinab-
senkungen, Aufzüge, etc.) und die 
Beteiligungsmöglichkeiten von Men-
schen mit Behinderungen müssen 

Soziales
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verbessert werden [Mobilität und De-
mokratie].
Barrierefreiheit soll auch bei Neu-
bauten und Sanierungen von städti-
schen Wohnungen bedacht werden. 
[Öffentlicher Raum, Wohnen] Für ein 
selbstbestimmtes Leben für Menschen 
mit Behinderungen reicht die Barri-
erefreiheit des öffentlichen Raumes 
nicht aus. Die Stadt München soll 
sich dafür einsetzen, dass Menschen 
mit Behinderungen vor allem in der 
angespannten Wohnmarktsituation 
eine freie Wahl von Wohnart und 
-ort ermöglicht wird. Arbeitsmöglich-
keiten abseits von Werkstätten sollen 
ausgebaut werden. Gerade Men-
schen mit Behinderungen leben in 
München oft am Existenzminimum. 
Unterstützungsangebote und Assis-
tenzen sind weiterhin zu fördern und 
können von Betroffenen unkompli-
ziert beantragt werden.

Förderprogramme, die Kultur und 
Sport mit Begegnungen von Men-
schen mit und ohne Behinderun-
gen ermöglichen, sollen verstärkt 
städtisch gefördert werden. Wir be-
grüßen den 1. Aktionsplan zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention der Stadt München, der 
2014 erschienen ist. Hier soll ein 
2. Aktionsplan mit einer kritischen 
Auseinandersetzung, was bislang zur 
Umsetzung des Plans geschehen ist, 
verfasst werden.

Armut
Wir wollen die Armut in München 
abschaffen. Als Kommune können 
wir nur wenig selbst beeinflussen. 
Die freiwillige Regelsatzerhöhung 
aus eigenen kommunalen Mitteln 
halten wir für richtig und wollen sie 
ausbauen. Ebenfalls ist es notwen-
dig, die Finanzierung von Einzel-
fallhilfen über kommunale Mittel 
zu ermöglichen, solange dies nicht 
durch ein Bundesgesetz erfolgt. 
Wir fordern zudem, dass die ras-
sistischen bundesgesetzlichen Re-
gelungen, nach denen nicht alle 
EU-Bürger*innen gleichberechtigt 
Grundsicherungsleistungen erhalten 
können, durch freiwillige kommu-
nale Leistungen für nicht berech-
tigte Sozialhilfeempfänger*innen 
aufgefangen werden. Hierzu muss in 
den SBH eine gesonderte Abteilung 
geschaffen werden.

Die effektivste Möglichkeit, Armut 
zu verhindern, ist es, Arbeit statt Ar-
beitslosigkeit zu finanzieren. Des-
wegen wollen wir einen Münchner 
Öffentlichen Beschäftigungssektor 
schaffen, der auf Freiwilligkeit setzt 
und sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung im öffentlichen Interesse 
schafft. [Arbeit und Wirtschaft] 

Wir fordern Verbesserungen beim 
Sozialticket – die IsarCardS darf 
monatlich nicht mehr Kosten als der 
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Mobilitäts-Anteil am Regelsatz bei 
SGB II/XII. Gleichzeitig muss sie un-
eingeschränkt im Innenraum gelten. 
[Mobilität] 

Für Menschen, die bereits von Über-
schuldung betroffen sind, muss die 
städtische Schuldner*innenberatung 
deutlich ausgeweitet werden. Bera-
tungstermine müssen schnell und 
unbürokratisch angeboten werden 
können.

Es gibt in unserer Stadt Menschen, 
die so arm sind, dass sie jede 
Arbeit annehmen und täglich auf 
Aufträge warten. Wir fordern, die 
Menschen auf dem so genannten 
Arbeiter*innenstrich zu unterstüt-
zen anstatt sie zu kriminalisieren. 
Oftmals werden die Arbeiter*innen 
um ihren Lohn geprellt und massiv 
ausgebeutet. Wir finden das skanda-
lös und fordern, dass die geschaffe-
ne Beratungsstelle ausgeweitet und 
verbessert wird, Rückzugsräume ge-
schaffen werden und die Stadtver-
waltung regulierend eingreift, ggf. in 
Zusammenarbeit mit dem Zoll.

Obdachlosigkeit
Obdachlosigkeit hat verschiede-
ne Ursachen, die derzeit allerdings 
kaum untersucht und bekannt sind. 
Wir begrüßen den Beschluss, dass 
die Stadt eine Studie zur Obdach-
losigkeit durchführt und fordern die 

zügige Umsetzung. Wir setzen uns 
für eine Verbesserung der Bedin-
gungen bei Notschlafplätzen und 
in Obdachloseneinrichtungen ein 
(z. B. Ermöglichung der Mitnahme 
von Hunden, Unterbringung mit 
max. vier Personen pro Raum). In 
München soll niemand erfrieren. 
Eine Räumung von sogenannten 
Behausungen schließen wir im Ein-
zelfall nicht aus, sondern wollen alle 
Menschen in das kommunale Hilfe-
system holen und dieses fortwährend 
verbessern.

Wir  fordern den Ausbau von sozi-
alpädagogischen Beratungsstellen 
und niedrigschwelligen Anlaufpunk-
ten. Dazu gehört auch die dringend 
notwendige Errichtung einer Ein-
richtung ohne Alkoholverbot (sog. 
Trinker*innenstube) im Umkreis des 
Münchner Hauptbahnhofs sowie 
Konsumräume in der Stadt, um nie-
derschwellige Suchthilfeangebot zu 
schaffen [öffentlicher Raum].

Soziales
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•	 Schaffung eines niedrigschwelligen Feedbackmanagements in leichter Sprache
•	 mehr Fortbildung zu gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und der Spaltung 

der Stadtgesellschaft
•	 die weitergehende Demokratisierung der Sozialverwaltung in München
•	 die Förderung von Demokratieprojekten für Kinder- und Jugendliche wie bspw. 

jedes Jahr Mini-München
•	 die Weiterentwicklung der Ferienangebote
•	 den Kampf für eine Kinder- und Jugendgrundsicherung auf Bundesebene
•	 mehr selbstverwaltete Jugendzentren
•	 stadtweite, öffentlichkeitswirksame Kampagne zur Aufnahme der UN-Kinder-

rechtskonvention ins Grundgesetz
•	 Neuverortung des Büros der Kinderbeauftragten im Direktorium
•	 die weitergehende Förderung des Münchner Haus der Schüler*innen
•	 die Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 14 Jahre
•	 die Förderung der Stadtschüler*innenvertretung und des Münchner Kinder- und 

Jugendforums
•	 die Errichtung von mindestens vier anonymen Notschlafstellen für Jugendliche
•	 die Ausweitung der Wohnungsberatung für Jugendliche und WG-Gründungen
•	 die Schaffung von vielen weiteren dezentralen Sport- und Freizeitbetätigungen 
•	 die Weiterentwicklung der Alten- und Servicezentren und den Ausbau ihrer Ver-

ankerung in allen Stadtteilen
•	 die sofortige Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
•	 den barrierefreien Umbau des gesamten Stadtgebiets
•	 die Schaffung freiwilliger Leistungen für nicht-sozialhilfeberechtigte EU-

Bürger*innen in den Sozialbürger*innenhäusern
•	 einen Preis für das Sozialticket, der nicht höher als der dafür im Regelsatz vorge-

sehene Anteil sein darf
•	 die Ausweitung der städtischen Schuldner*innenberatung
•	 die Menschen, die gezwungen sind, auf dem Arbeiterstrich täglich nach Arbeit zu 

suchen, zu unterstützen anstatt sie zu kriminalisieren
•	 die Schaffung von Konsumräumen als niederschwelliges Angebot der Suchthilfe
•	 zügige Umsetzung der Studie zur Obdachlosigkeit in München
•	 die Verbesserung der Situation in den Notschlafplätzen und Einrichtungen der 

Obdachlosenhilfe
•	 den Ausbau von sozialpädagogischen Beratungsstellen für obdachlose Men-

schen
•	 die Errichtung einer Einrichtung ohne Alkoholverbot am Münchner Hauptbahn-

hof

Wir fordern
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Gesundheit

Damit wir allen ein gesundes Leben in München ermöglichen können, brau-
chen wir eine umfangreiche Gesundheitsversorgung. Die zentrale Prämisse 
für uns Jusos München ist hierbei ganz klar: kein Profit mit der Gesundheit. 
Entscheidend ist die flächendeckende, allen offenstehende und qualitativ 
hochwertige medizinische Versorgung. Gesundheit ist ein Menschenrecht!
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Die München Klinik
Mit der Bereitstellung von mehr als 
einem Viertel der gesamten Betten-
kapazität, über 7.000 Beschäftigten 
und einem großen Aus- und Fort-
bildungszentrum ist die München 
Klinik ein essentieller Bestandteil 
der medizinischen Versorgung in 
unserer Stadt. Der städtische Betrieb 
muss auch weiterhin in kommunaler 
Träger*innenschaft bleiben. 

Jegliche Schritte in Richtung Teil-
privatisierung, Ausgliederungen, 
Bildung von Tochtergesellschaften 
und Privatisierung lehnen wir strikt 
ab. Es ist eine Mär der marktkon-
formen Kräfte, wenn sie behaupten, 
dass die Stadt zum Führen solch 
großer Unternehmen nicht fähig sei. 

Die Stadtwerke beweisen das Ge-
genteil. Es ist gut und wichtig, wenn 
unsere gewählten Vertreter*innen 
– der Stadtrat – über die Zukunft 
der medizinischen Versorgung in 
unserer Stadt entscheiden und nicht 
anonyme, nach maximalem Profit 
strebende Konzerne. 

Gleichzeitig lehnen wir die durch 
die DRGs gesetzten Anreize zur Pro-
fitoptimierung ab. In den Kliniken 
der Stadt München dürfen Eingriffe 
und Behandlungen nicht deswegen 
vorgenommen werden, weil sie ren-
tabel sind. Die Notwendigkeit von 

Behandlungen ist ausschließlich an 
den Bedürfnissen und Interessen der 
Patient*innen auszurichten.

Mit dem Zukunftskonzept der 
München Klinik ist ein Plan vorge-
legt, der die städtischen Kliniken zu 
modernen Medizinstandorten aus-
bauen soll. Wir sehen in diesem 
Plan noch zahlreiche Stellen, die der 
Nachbesserung bedürfen. Die Aus-
lagerung von Teilbereichen lehnen 
wir ab. Wo diese bereits stattgefun-
den hat, werden wir sie rückgängig 
machen. 

Wir fordern gute Bezahlung, nicht 
nur für Ärzt*innen und Pflegeperso-
nal, sondern auch für unterstützen-
des Personal wie Reinigungs- und 
Küchenkräfte über den TVöD. 

Wo Flächen von der München Klinik 
nicht mehr benötigt werden, setzen 
wir uns für eine kliniknahe Nachnut-
zung ein. Diese Flächen werden wir 
nicht verkaufen, sondern im Erb-
baurecht vergeben. Beispielsweise 
werden wir den Kliniken des Bezirks 
Oberbayern nicht mehr benötigte 
Flächen des Schwabinger Klinikums 
zur Behandlung von Sucht- und psy-
chosozialen Erkrankungen zur Verfü-
gung stellen. [Sozialpolitik] 

Wo eine kliniknahe Nachnutzung 
nicht möglich ist, werden wir günsti-
ge Wohnungen für Mitarbeiter*innen 
der München Klinik schaffen. 

Gesundheit
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Auch andernorts soll die München 
Klinik Werkswohnungen für 
ihre Mitarbeiter*innen errichten. 
[Wohnen] 

Darüber hinaus wollen wir weitere 
Anreize wie kostenlose Job-Tickets 
für den ÖPNV und weitere Vergünsti-
gungen bei städtischen Einrichtungen 
schaffen. So stärken wir die Perso-
nalgewinnung in dringend benötig-
ten Berufen und sichern langfristig 
die Versorgung der Münchner*innen 
auf Spitzenniveau.

Der zu schaffende städtische Dol-
metschvermittlungsdienst soll auch 
der München Klinik zur Verfügung 
stehen, damit Patient*innen bei 
Bedarf in ihrer Muttersprache kom-
munizieren können. [Integration]

Obwohl die Zahl der Entbindungen 
unter Münchnerinnen* zuletzt stag-
nierte, steigen die Geburtenzahlen 
an der München Klinik weiterhin. 
Dies ist der Privatisierung und Schlie-
ßung von Kreißsälen im Münchner 
Umland geschuldet. Immer mehr 
Gebärende kommen zur Entbindung 
in die Stadt. Dies resultiert in über-
füllten Kreißsälen und Wochenbett-
stationen. Erklärtes Ziel muss sein, 
dass keine Schwangere im Kreißsaal 
abgewiesen wird. Hierzu fordern wir 
einerseits die weitere Aufstockung 
des Personals im Bereich Geburts-
hilfe sowie die Schaffung weiterer 
Kreißsäle. 

Andererseits fordern wir, dass die 
Stadt auf die umliegenden Gemein-
den und Landkreise einwirkt, damit 
dort die Privatisierung überdacht 
und die Schaffung neuer kommu-
naler Kreißsäle geplant wird. Eine 
zeitgemäße und qualitativ hochwer-
tige Geburtshilfe bietet der München 
Klinik auch die Chance, sich in 
diesem Bereich positiv hervorzutun. 

Beim Neubau des Klinikums Harla-
ching soll zudem ein Modellprojekt 
eines „Hebammenkreißsaals im 
Krankenhaus” geplant und gebaut 
werden. Diese Abteilung, in der 
die Betreuung rein von Hebammen 
durchgeführt wird, ist nur durch eine 
Wand vom Kreißsaalbereich des 
Krankenhauses getrennt. Frauen* 
können also in der vielfach ge-
wünschten Geburtshausatmosphäre 
entbinden, im Notfall aber inner-
halb kürzester Zeit in den ärztlichen 
Bereich verlegt werden. Dies spart 
Ressourcen im ärztlichen Bereich, 
während gleichzeitig mehr Raum 
für sanfte Entbindungen geschaffen 
wird, ohne Frauen* und Neugebore-
ne den Risiken einer Entbindung fern 
vom Krankenhaus auszusetzen.

Allen Frauen* steht der Zugang zu 
hochwertiger Geburtsvorbereitung, 
-begleitung und -nachsorge zu und 
ist durch die öffentliche Hand sicher-
zustellen. Dasselbe gilt jedoch für 
das Recht auf körperliche Selbstbe-
stimmung und die Möglichkeit, eine 
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ungewollte Schwangerschaft abzu-
brechen. Um dies jederzeit sicher-
zustellen, fordern wir die Aufnahme 
von Schwangerschaftsabbrüchen 
als verpflichtenden Teil in der prakti-
schen Ausbildung der Ärzt*innen an 
der München Klinik. Dies ist notwen-
dig, da Schwangerschaftsabbrüche 
keinen verpflichtenden Teil der uni-
versitären Ausbildung darstellen. 

Um allen Schwangeren den nied-
rigschwelligen Zugang zu sicheren 
Schwangerschaftsabbrüchen zu er-
möglichen, ist durch die München 
Klinik sicherzustellen, dass in ihren 
Häusern Schwangerschaftsabbrü-
che jederzeit, mindestens aber 
zwischen 8 Uhr morgens und 20 
Uhr abends, durchgeführt werden 
können. Hierzu ist es unabdingbar, 
dass Gynakölog*innen vor Ort sind, 
die diese vornehmen können und 
möchten. Sollte dies nicht immer 
gegeben sein, muss eine arbeits-
vertragliche Verpflichtung geprüft 
werden.

Vorsorge, 
Aufklärung & 
Gesundheitsförderung
Aufklärung, Prävention und Gesund-
heitsförderung sind die erfolgreichs-
ten und günstigsten Ansätze, um 
Krankheit, Leid und teure Behand-
lungen zu vermeiden.

Die Stadt ist hierbei mit ihren Bera-
tungsstellen und Programmen zur 
Gesundheitsförderung gut aufge-
stellt. 

Die Kommune stellt das Bindeglied 
zwischen Bevölkerung und bundes-
weit angelegten Aufklärungs- und 
Präventionsprogrammen zum Bei-
spiel zu Themen wie Sucht oder HIV/
AIDS der BZGA (Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung) dar. 

Sie muss vor Ort den Bürger*innen 
und allen neu in München 
ankommenden Menschen 
Ansprechpartner*innen und Anlauf-
stellen zur Verfügung stellen, um 
Krankheiten vorzubeugen sowie zu 
Themen wie Schwangerschaft oder 
Impfschutz zu beraten. Hierfür muss 
auch das Angebot des Gesundheits-
amtes erweitert sowie externen An-
geboten wie z. B. dem der Münchner 
AIDS-Hilfe mehr finanzielle Unter-
stützung gewährt werden. 

Zusätzlich muss der Aufklärungsar-
beit über psychische Erkrankungen 
höhere Priorität eingeräumt werden. 
Wir fordern eine städtische Aufklä-
rungskampagne, die informiert und 
ein Bewusstsein für die Problematik 
schafft. 

Für die praktische Umsetzung ist 
eine vermehrt zielgruppenspezifi-
sche Werbung für alle Program-
me der Gesundheitsförderung 

Gesundheit
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und -vorsorge nötig, denn leider 
werden viele kostenlose Angebote 
der Stadt mangels Bekanntheit zu 
selten genutzt. Ähnliches gilt auch 
für zusätzliche Angebote freier und 
städtischer Träger im Gesundheits-
bereich. Beispielsweise benötigen 
Migrant*innen Informationsmateria-
lien in ihrer Sprache oder solche, die 
sich nicht verbal, sondern bildlich er-
schließen. [Integration] 

Allen Menschen muss niederschwel-
lig beispielsweise in Nachbar-
schafts-, Familien- sowie Alten- und 
Servicezentren Auskunft darüber 
erteilt werden, welche Vorsorgeleis-
tungen und dergleichen in ihrer kon-
kreten Lebenssituation nötig sind. Ein 
besonderer Fokus sollte hierbei auf 
Frauen*gesundheit gelegt werden. 

Beratungszentren sollten arbeit-
nehmer*innenfreundliche Öffnungs-
zeiten anbieten. Wir begrüßen das 
umfassende Münchner Programm 
zur aufsuchenden Gesundheits- 
und Sozialarbeit. Wir fordern die 
Stadt außerdem auf, einen ähnli-
chen Dienst wie die „Frühe Hilfe für 
Kinder“ auch für das Grundschulal-
ter zu etablieren.

Durch steigende Geburtenzahlen 
und das Wachstum der Stadt steigt 
auch der Bedarf an Hebammen für 
die Vor- und Nachsorge sowie die 
Betreuung bei der Entbindung. Hier 
fordern wir eine städtische Task Force, 

um in kürzester Zeit eine flächende-
ckende Versorgung aller Mütter in der 
Zeit vor, während und nach der Ent-
bindung zu gewährleisten. Darüber 
hinaus sind vermehrt städtische Be-
ratungsangebote in Kooperation 
mit Hebammen und den städtischen 
Kinderkankenpfleger*innen zu schaf-
fen, die über die Kassenleistungen 
hinausgehen. Zu denken ist hier bei-
spielsweise an ein offenes Zentrum, 
in dem sich Eltern kostenfrei, nieder-
schwellig und zeitnah zu zentralen 
Fragestellungen wie Schlaf, Ernäh-
rung und Impfungen beraten lassen 
können. Jedes Münchner Kindl muss 
vom ersten Tag an gesund und sicher 
aufwachsen.

Wir setzen uns für eine Verbesserung 
der Behandlung psychisch Kranker 
ein. Die Stigmatisierung, die Men-
schen mit psychischen Krankhei-
ten immer noch entgegenschlägt, 
und Wartezeiten für Therapieplätze, 
die sich oft über Monate ziehen, sind 
ein untragbarer Zustand. Die Stadt 
reagiert darauf, dass mehr als ein 
Viertel der erwachsenen Bevölke-
rung innerhalb eines Jahres an einer 
psychischen Störung leidet. Die Ver-
sorgung der enormen Vielfalt an Be-
schwerden kann mit der bisherigen 
Infrastruktur nicht gestemmt werden, 
beim Ausbau soll die Behandlung 
von Geflüchteten von Beginn an mit-
geplant werden [Migration]. Lang-
fristig darf sich die Qualität der Be-
handlung psychischer Krankheiten 
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nicht von der physischer Krankheiten 
unterscheiden

Die Stadt soll Mittel zur Behandlung 
ausländischer Wohnungsloser 
ohne Versicherungsschutz über das 
in §23 Absatz 3 SGB XII beschriebe-
ne Maß zur Verfügung stellen. Hier-
unter fallen insbesondere präventive 
und diagnostische Maßnahmen und 
die wirksame Behandlung chroni-
scher Erkrankungen, um langwierige 
Krankenhausaufenthalte zu vermei-
den.

Zu prüfen ist, inwieweit städtische 
Verleihstellen geschaffen werden 
können, die Bedürftigen teure, aber 
nötige Artikel des medizinischen 
Bedarfs, die nicht von der Kranken-
kasse finanziert werden, zur Verfü-
gung stellen (beispielsweise Zucker-
messgeräte oder Gehhilfen).

Wir fordern die Einführung einer 
Impfpflicht für Kinder und Jugend-
liche, die städtische Kitas besuchen. 
Dazu zählen die Masern-Mumps-Rö-
teln, Polio und Diphterie. Wir fordern 
weiterhin die (Wieder-)Einführung 
von „Check-up-Tagen“ in öffentli-
chen Einrichtungen und Schulen. 
Diese beinhalten einen kostenlosen 
ärztlichen Rundum-Check sowie 
medizinische Beratung vor Ort und 
zielen besonders auf gesellschaftli-
che Gruppen, denen ein regelmäßi-
ger Zugang zu ärzt*innenlicher Ver-
sorgung fehlt. 

Ebenso fordern wir die Stadt auf, in 
ihren Betrieben Programme des Ge-
sundheitsmanagements zu stärken 
sowie gesundheits- und altersge-
rechte Arbeitsplatzgestaltungen fle-
xibler umzusetzen. Auch die psycho-
sozialen Beratungsangebote müssen 
ausgebaut werden. Ebenso muss in 
die Versorgung älterer und pflegebe-
dürftiger Menschen in der Stadt in-
vestiert werden. [Sozialpolitik] 

Zudem ist eine städtische Vermitt-
lungsstelle zu schaffen, die Frauen* 
im Bedarfsfall an Ärzt*innen vermit-
telt, die Schwangerschaftsabbrüche 
durchführen.

Wir begrüßen, dass die Stadt sich 
bereit erklärt hat, in einem Modell-
projekt als erste Stadt in Deutschland 
auf städtischen Flächen Medizinal-
hanf anzubauen. Nun fordern wir 
die zügige Umsetzung dieses Pro-
jekts.

Wir begrüßen die ausgezeichnete 
Notfallversorgung in der Stadt. 
Doch im Notfall zählt jede Sekunde 
und daher sollte insbesondere 
der Bereich Erste Hilfe kontinuier-
lich ausgebaut werden. Die Stadt 
soll Ersthelfer*innen schulen, wo 
immer es in ihrem Einflussbereich 
liegt. Insbesondere im Bereich Re-
animation muss das erklärte Ziel 
sein, dass alle Münchner*innen 
über die wichtigsten Grundkennt-
nisse verfügen. Wir wollen außer-

Gesundheit
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dem in München ein Modellprojekt 
„Mobile Retter*innen“ einführen 
wie es bereits in Wien und Ingolstadt 
existiert: Hierbei werden im medizini-
schen Notfall zeitgleich mit dem Ab-
setzen des Notrufs per App professi-
onelle Ersthelfer*innen alarmiert. Sie 
ergreifen dann erste Maßnahmen bis 
der Rettungswagen eintrifft. Dieses 
Modellprojekt sollte von München 
aus dann möglichst flächendeckend 
über Bayern ausgebaut werden.
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•	 den Erhalt des städtischen Klinikums in öffentlicher Hand und die klinikna-
he Nachnutzung nicht mehr benötigter Flächen

•	 den Bau günstiger Werkswohnungen für Mitarbeiter*innen der München 
Klinik

•	 den Bau weiterer Kreißsäle und des Modellprojekts „Hebammenkreißsaal 
im Krankenhaus“

•	 zielgruppengerechte und verstärkte Bewerbung kostenloser städtischer 
Programme der Gesundheitsförderung und Prävention

•	 Ausbau der kostenlosen bzw. kostengünstigen Test- und Beratungsange-
bote der Beratungsstellen STI sowie die Förderung externer niederschwel-
liger Angebote

•	 eine städtische Vermittlungsstelle für Ärzt*innen, die Schwangerschaftsab-
brüche durchführen

•	 Verpflichtenden Fortbildung zur Durchführung von Schwangerschaftsab-
brüchen als Teil der praktischen Ausbildung für Ärzt*innen der München 
Klinik

•	 Sicherstellung der Möglichkeit, täglich einen Schwangerschaftsabbruch in 
jedem Haus der städtischen Kliniken vornehmen lassen zu können

•	 eine bessere medizinische Behandlung psychisch Kranker
•	 die Bereitstellung finanzieller Mittel zur Behandlung chronischer Erkran-

kungen ausländischer Wohnungsloser
•	 die Einführung einer Impfpflicht an städtischen Kitas und Schulen
•	 die (Wieder-)Einführung der Check-up-Tage in öffentlichen Einrichtungen 

und Schulen
•	 die flächendeckende Versorgung aller Frauen* mit Hebammen vor, wäh-

rend und nach der Geburt
•	 die Schaffung neuer Hebammenstellen in allen städtischen Kliniken mit 

Geburtshilfe
•	 den Anbau von Medizinalhanf auf städtischen Flächen
•	 ein Modellprojekt „Mobile Retter*innen“ zur Alarmierung geschulter 

Ersthelfer*innen beim Absetzen eines Notrufs

Wir fordern

Gesundheit
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Bildung

Unser zentrales Anliegen ist eine kostenfreie, solidarische und demokrati-
sche Bildung. Bildung ist nicht nur Ausbildung und Qualifizierung für das Be-
rufsleben. Bildung ist vielmehr ein Mittel zur sozialen Inklusion, zum sozialen 
Aufstieg und zur Teilhabe an einer demokratischen Gesellschaft. Ferner dient 
sie der Vermittlung von gesellschaftlichen und ethischen Werten, der Ent-
wicklung einer gefestigten, eigenständigen Persönlichkeit und einer wahren 
Menschlichkeit. Bildungseinrichtungen sind keine reinen Lern-, sondern Le-
bensorte.

Grundsätzlich ist Bildung Aufgabe des Freistaats und fällt damit in die Zustän-
digkeit des bayerischen Landtags. Zentrale Fragen wie die Schulstruktur oder 
die Definition der Lehrpläne sind daher kommunal nicht zu beantworten. 
Die Stadt versucht, durch freiwillige Leistungen möglichst viele Defizite des 
bayerischen Schulsystems – das sozial ungerecht und nicht mehr zeitgemäß 
ist – auszugleichen.
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Frühkindliche
Bildung
Bildung beginnt nicht erst in der 
Schule, sondern schon lange zuvor. 
Für uns Jusos ist deshalb von zent-
raler Bedeutung, dass jedem Kind 
bereits ab dem Krippenalter der 
Zugang zu Bildung ermöglicht wird.

Wir begrüßen die Maßnahmen, 
welche die Stadt bereits ergriffen 
hat, um ausreichend Kitaplätze in 
hochwertiger Qualität zur Verfügung 
zu stellen. Das Ziel muss hierbei 
ein Versorgungsgrad von mindes-
tens 70 Prozent im Krippenalter und 
100 Prozent im Kindergartenalter 
sein. Insbesondere für die ein- bis 
sechsjährigen ist ein 100%iger Ver-
sorgungsgrad zu erreichen. Hierbei 
sollte ein besonderer Fokus auf den 
Bau weiterer Häuser für Kinder und 
Kindertageszentren gelegt werden. 

Um ausreichend Beschäftigte für 
diesen Bereich (wie auch andere 
dringend benötigte soziale Bereiche) 
zu finden, soll die Stadt im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten Anreize schaffen. 
Zu denken ist hierbei beispielsweise 
an Unterstützung bei der Wohnungs-
suche, kostenfreie Job-Tickets für 
den ÖPNV oder kostenfreien Eintritt 
zu städtischen Schwimmbädern und 
anderen Einrichtungen. 

Den Fokus auf partizipative Modelle 
in den städtischen Kitas unterstützen 
wir ausdrücklich [Demokratie].

Um sicherzustellen, dass jedes Kind 
angemessen gefördert wird und die 
soziale Herkunft nicht über die Qua-
lität der Bildung entscheidet, die ein 
Kind erhält, fordern wir die Auswei-
tung des Sprengelprinzips auch 
auf Einrichtungen der frühkindlichen 
Bildung. 

Ebenso sehen wir die dringende Not-
wendigkeit, die Platzvergabe über 
den kita finder+ der Stadt nach ein-
heitlichen, transparenten Kriterien zu 
gestalten. Alle Eltern müssen darüber 
informiert werden, dass sie einen ge-
setzlichen Anspruch auf einen Kita-
platz haben, und wie sie sich darauf 
bewerben können. Dazu werden wir 
allen Eltern kurz nach der Geburt 
ihres Kindes einen persönlichen In-
formationsbrief zusenden. Nur so 
kann eine faire, bedarfsgerechte und 
soziale Vergabe der Plätze sicherge-
stellt werden. Kinder alleinerziehen-
der Eltern müssen hierbei bevorzugt 
behandelt werden. 

Die Elternbeteiligung muss in allen 
Einrichtungen frühkindlicher Bildung 
aktiv unterstützt werden. Nur durch 
ein partizipatives Miteinander von 
pädagogischem Personal, Kindern 
und Eltern können die städtischen 
Kitas einen sinnvollen Grundstein für 
das weitere Leben und Lernen legen.

Bildung
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Die Gebührensenkung bei den städ-
tischen Kitas würdigt die Bedeutung 
der frühkindlichen Bildung. Langfris-
tiges Ziel muss die vollständige Ge-
bührenfreiheit, einschließlich kos-
tenloser Verpflegung, sein, gepaart 
mit einem verpflichtenden letzten 
Kindergartenjahr. 

Zudem fordern wir, dass Eltern von 
Kindern, die zum Schuljahresbeginn 
drei Jahre alt sind, künftig eine be-
gründete persönliche Abmeldung 
vornehmen müssen, wenn sie ihre 
Kinder nicht in den Kindergarten 
schicken möchten. 

Große Unternehmen sind in die 
Pflicht zu nehmen – sie haben die 
Verantwortung dafür, Räumlichkei-
ten und finanzielle Mittel für Kin-
derbetreuung zur Verfügung stellen. 
Um die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie zu erleichtern und es Eltern 
zu ermöglichen, ihren Familienalltag 
nach ihren eigenen Bedürfnissen zu 
gestalten, fordern wir flexiblere Bu-
chungsmöglichkeiten, vom Teilen 
von Plätzen, über täglich oder wö-
chentlich variierende Buchungszeiten 
bis hin zu 24-Stunden- und Wochen-
endöffnungen einzelner Kitas. 

Ferienzeiten in städtischen und städ-
tisch geförderten Kitas sind einander 
anzugleichen. Die Kinderbetreu-
ungsmodelle dürfen nicht einzig auf 
die Bedürfnisse von Eltern mit einem 
Standard-Bürojob zugeschnitten sein.

Die Ausweitung insbesondere pre-
kärer Beschäftigungsverhältnisse auf 
zunehmend atypische Arbeitszeiten 
sehen wir als extrem problematisch 
an. Arbeitsmarktpolitisch ist unser 
Ziel, das sozialversicherungspflich-
tige Vollzeit-Normalarbeitsverhältnis 
mit regulären Arbeitszeiten wieder 
zur Regel zu machen. Wir wollen 
den Menschen nicht in ein marktför-
miges Subjekt verwandeln und als 
Stadt nicht dazu beitragen. Dennoch 
müssen wir die realen Probleme 
vieler Beschäftigter ernst nehmen 
und die drohenden sozialen Härten 
abfedern.

Die Buchungszeiten dürfen nicht rein 
von den aktuellen Arbeitszeiten ab-
hängen, um berufliche Veränderung 
bzw. das neue Aufnehmen einer be-
ruflichen Tätigkeit zu ermöglichen. 
Außerdem sollen für die Eltern Mög-
lichkeiten geschaffen werden, bei 
Schließungen aufgrund von Ferien 
oder Streik die Betreuung in den 
Räumlichkeiten der städtischen Kitas 
privat zu organisieren. Die Stadt soll 
darauf hinarbeiten, Lösungen für 
die dem entgegenstehenden Hygi-
enevorschriften und dergleichen zu 
finden. Eine mögliche Lösung wäre 
hier beispielsweise die Einrichtung 
separater Gemeinschaftsräume mit 
anders zu definierenden Hygienevor-
schriften.
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Um allen Kindern eine Teilhabe 
auch an kultureller, musischer und 
sportlicher Bildung zu ermöglichen, 
fordern wir einen Ausbau der Zu-
satzangebote in den städtischen 
Kitas. Gerade da, wo viele Kinder 
aus sozial benachteiligten Familien 
zusammenkommen, sollten Angebo-
te der Städtischen Sing- und Musik-
schule und dergleichen direkt in den 
Einrichtungen angeboten werden. So 
wird garantiert, dass allen Kindern 
die Teilnahme ermöglicht wird, un-
abhängig beispielsweise von den 
Arbeitszeiten der Eltern. Um dieses 
erweiterte Angebot zu ermöglichen, 
sind die finanziellen Mittel der Städ-
tischen Sing- und Musikschule und 
der Schule der Phantasie aufzusto-
cken und die Angebote kostenfrei 
anzubieten. 

Die Kindertagesstätten in München 
sollen als Teil ihres Bildungsauftrags 
auf eine genderneutrale Erziehung 
achten. Nur wenn alle Kinder von 
Klein auf in dem Wissen aufwach-
sen, dass Fähigkeiten, Vorlieben und 
Möglichkeiten des einzelnen Men-
schen nicht vom Geschlecht abhän-
gen, werden wir als Gesellschaft die 
wahre Gleichstellung der Geschlech-
ter erreichen. [Gleichstellung] 
Daher unterstützen wir auch die 
Versuche der Stadt, gezielt auch 
männlich*es Personal im Bereich der 
frühkindlichen Bildung anzuwerben 
und würden eine Ausweitung dieser 
Bemühungen begrüßen.

Schule
Wir wollen alle Möglichkeiten 
nutzen, um die Schule in München 
trotz der Einschränkungen durch das 
Kultusministerium gemeinsam mit 
allen Beteiligten nach unseren Vor-
stellungen zu gestalten. Die Schule 
ist für uns ein Ort der Begegnung 
und des gemeinsamen Lebens und 
Lernens. Zentral ist dabei, dass sich 
wirklich Kinder jeder Herkunft be-
gegnen. Unsere langfristige Vision ist 
es, das dreigliedrige Schulsystem zu 
überwinden und längeres gemeinsa-
mes Lernen innerhalb von Gemein-
schaftsschulen zu ermöglichen.

Auf dem Weg zu diesem Ziel planen 
wir kommunale Modellprojekte. 
Für erstrebenswert halten wir unter 
anderem eine Ausweitung von Kon-
zepten wie der viel nachgefragten 
städtischen Orientierungsstufe oder 
der Schule der Phantasie. Weitere in-
ternationale Klassen an allen Schul-
arten können gemeinsames Lernen 
über Sprachbarrieren hinweg ermög-
lichen und eine Alternative zu den oft 
wenig durchlässigen Deutschklassen 
an staatlichen Mittelschulen darstel-
len. 

Zur besseren Sprachförderung 
sollen alle städtischen Lehrkräfte im 
Bereich Deutsch als Zweitsprache 
fortgebildet werden und im Ganztag 
zusätzlich Angebote mit externen 

Bildung
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DaZ/DaF-Fachkräften geschaffen 
werden [Integration].

Allgemein soll die Stadt als Vorreite-
rin auch Modellprojekte für andere 
schulische Konzepte beantragen. Be-
sonders fördern wollen wir dabei das 
Experiment einer städtischen Schule 
ohne Noten: Die Bewertung durch 
Noten soll hier in der Sekundarstu-
fe 1 durch regelmäßiges schriftliches 
und mündliches Feedback ersetzt 
werden, wofür die Lehrkräfte Anrech-
nungsstunden erhalten sollen. 

Zusätzlich wäre auch das Konzept 
einer Schule mit flexiblen Ferien-
zeiten als Modell wünschenswert: 
Eine kurze Kernferienzeit wird ergänzt 
durch flexibel wählbare Urlaubstage 
für Lernende und Lehrende. 

Zusätzlich sollen Modelle Demokra-
tischer Schulen gefördert werden 
(Demokratische Schulen ruhen auf 
den zwei Säulen des freien Lernens 
in einer vielfältig ausgestatteten Lern-
umgebung mit den Lehrkräften als 
Lernbegleiter*innen und der basisde-
mokratischen Entscheidung aller re-
levanten Fragen durch Lernende und 
Lehrende).

Auch die bestehenden Schulen im 
Regelsystem ermutigen wir dazu, 
neue Wege im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen zu gehen. Dazu 
wollen wir verstärkt auf die Qualifika-
tion von Führungskräften in unseren 

Bildungseinrichtungen setzen sowie 
motivierte und gestaltungswillige 
Lehrkräfte und Schulleitungen gezielt 
in ihren Ideen unterstützen. Mit Hilfe 
von Zielvereinbarungen wollen wir 
alle städtischen Schulen dabei be-
gleiten, einen für sie passenden Weg 
in Richtung einer partizipativen, ge-
rechten und modernen Schule mit 
individuellem Profil zu gehen.

Länger gemeinsam Lernen heißt für 
uns auch, mehr Zeit am Tag gemein-
sam zu verbringen.

Wir begrüßen deshalb das Projekt 
der kooperativen Ganztagsschu-
le ausdrücklich, wünschen uns 
hier in Zukunft aber auch schul-
artübergreifende Ansätze. Um den 
Ganztagsschüler*innen aller Schul-
arten ein breiteres sportliches, mu-
sisches und kulturelles Angebot zu 
eröffnen, fordern wir eine zentrale 
Koordinationsstelle. Diese soll die 
Kooperation von Schulen mit Ver-
einen oder städtischen Institutionen 
wie der Städtischen Sing- und Musik-
schule fördern, indem sie konkrete 
Konzepte für die Zusammenarbeit 
erarbeitet, die Schulen bei rechtli-
chen, finanziellen und organisato-
rischen Fragen unterstützt, Kontakte 
zu möglichen Partner*innen herstellt, 
sowie Modellangebote gemeinsam 
mit den Vereinen und Institutionen 
entwickelt und den Schulen anbietet. 
Insbesondere die Städtische Sing- 
und Musikschule soll ihr Angebot für 
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die Kooperation mit Schulen deut-
lich ausweiten. Städtische Angebo-
te sollen zusätzlich im Bereich der 
Demokratiepädagogik entwickelt 
werden. Auch für die Sprachförde-
rung sollen im Ganztag zusätzliche 
Angebote gemacht werden, bei-
spielsweise durch geschulte externe 
DaZ/DaF-Fachkräfte. Trotz dieser 
Maßnahmen wird das Personal für 
Ganztagsangebote knapp. Aus 
diesem Grund sollen bisherige Mit-
tagsbetreuungs-Mitarbeiter*innen 
und andere geeignete Personen-
gruppen als Anbieter von Lern-, 
Spiel- und Betreuungsangeboten für 
städtische Einrichtungen angemes-
sen weiterqualifiziert werden.

Eine ausgewogene Ernährung und 
das Wissen über die Zubereitung von 
Mahlzeiten sind essentiell für ein ge-
sundes Leben. Der Zugang dazu ist 
jedoch eine Klassenfrage, da hoch-
wertige, gesunde Lebensmittel in der 
Regel teuer sind und für die Zube-
reitung einer Mahlzeit Zeit benötigt 
wird, die arbeitenden Menschen 
häufig nicht zur Verfügung steht. Wir 
fordern deshalb kostenlose Mittags-
verpflegung mit warmen Mahlzeiten 
an allen städtischen Grundschulen 
und weiterführenden Schulen.

Neben Lehrkräften, Erzieher*innen 
und Vertreter*innen von Vereinen 
oder städtischen Institutionen fordern 
wir eine weitere Stärkung der Arbeit 
von multiprofessionellen Teams an 

Schulen. Dazu gehört für uns eine 
deutliche Ausweitung des Angebots 
der Schul- und Jugendsozialarbeit, 
sowie von schulpsychologische Be-
treuung und dem mobilen sonder-
pädagogischen Dienst. Analog zu 
den Suchtpräventionstagen fordern 
wir Präventionstage zu psychischen 
Erkrankungen an weiterführenden 
Schulen. Alle Beschäftigten im Schul-
umfeld sollen unbefristete und tarif-
gebundene Verträge erhalten.

Um Schule als echten Begegnungs-
raum zu stärken, fordern wir zudem 
eine Sprengelpflicht nicht nur für 
Grund- und Mittelschulen, sondern 
auch für alle anderen weiterführen-
den Schulen. Die freie Wahl einer 
Schule mit der den eigenen Interes-
sen entsprechenden fachlichen Aus-
richtung muss hierbei selbstverständ-
lich erhalten bleiben. Grundsätzlich 
sollen zudem die bestehenden Un-
terschiede zwischen den Schulfor-
men so weit wie von städtischer Seite 
aus möglich minimiert werden. 

Das bedeutet für uns, dass die Stadt 
als Sachaufwandsträger Ressourcen 
gerecht zwischen den Schulformen 
verteilt. Diese Forderung bezieht 
sich beispielsweise auf adäquat ein-
gerichtete Aufenthalts-, Fach- und 
Differenzierungsräume, als auch auf 
die allgemeine technische Ausstat-
tung. Konkret sollen im Dialog mit 
den Schulen praktikable Lösungen 
für bestehende Hardware- und Soft-
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ware-Probleme gefunden werden. 
Alle Klassenzimmer sollen über eine 
technische Grundausstattung von 
einem Rechner mit umfangreichen 
Softwarepaket, einem Beamer und 
einer Dokumentenkamera verfügen. 
Langfristig streben wir eine flächen-
deckende Versorgung mit Smart 
Boards und Tablet-Koffern an.

Die technische Ausstattung ist insge-
samt an vielen Schulen noch nicht 
zeitgemäß. Wir begrüßen die Be-
mühungen der Stadt, WLAN an den 
Münchner Schulen einzuführen. Die 
geplanten Zeitschienen sind jedoch 
zu lang – der Ausbau der Infrastruk-
tur muss deutlich schneller und effek-
tiver erfolgen. In diesem Zug muss 
auch ein Weg gefunden werden, das 
landesweite Handyverbot an Schulen 
für städtische Schulen aufzuheben. 
[Digitalisierung]

Nach wie vor ist die politische 
Bildung elementarer Bestandteil 
zur Stärkung demokratischer Struk-
turen und Teilhabe. Hierbei kommt 
der Schüler*innenmitverantwortung 
(SMV) an den Schulen eine große 
Bedeutung zu. Die SMVen müssen 
dafür mit entsprechenden Ressour-
cen ausgestattet werden. Elemen-
tar ist hierbei ein SMV-Zimmer, das 
baulich so gestaltet werden muss, 
dass es von außen auch außer-
halb der Schulzeiten zugänglich ist. 
Wenn die baulichen Gegebenhei-
ten der Schulgebäudes nicht über 

diese Kapazitäten verfügen, kann 
eine Container- oder Bauwagenlö-
sung auf dem Schulhof umgesetzt 
werden. Zur Stärkung der politischen 
Bildung gehört für uns zudem auch 
eine erweiterte Mitbestimmung in 
der Schule – das bedeutet auch, das 
Münchner Haus der Schüler*innen 
Realität werden zu lassen und die 
Stadtschüler*innenvertretung aktiv zu 
unterstützen. [Demokratie]

Der Fokus der politischen Bildungs-
arbeit an Schulen darf nicht allein 
auf Gymnasien liegen. Gerade die 
Einbeziehung anderer Schularten 
und die Förderung von Projekten 
an diesen Schulen muss besondere 
Aufmerksamkeit erfahren. Die Stär-
kung der Schüler*innen zur Abwehr 
von Vorurteilen und Diskriminierung 
soll nicht erst in den weiterführen-
den Schulen einsetzen. Menschen-
rechtsbildung ist Grundlage unseres 
Zusammenlebens und muss daher 
bereits in Grundschulen und Einrich-
tungen der Kindertagesbetreuung 
ansetzen.

Des Weiteren bestärken wir die 
Schulen zur Teilnahme am Projekt 
“Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage”. Die teilnehmenden 
Schulen wollen wir über das Münch-
ner Haus der Schülerinnen und 
Schüler besser miteinander vernet-
zen.

Wir fordern eine Ergänzung des Mo-
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saik-Jugendpreises um einen Preis 
für die beste Fach-/Projektarbeit von 
Münchner Schüler*innen, die sich mit 
dem Themenbereich „Neonazismus 
in München“, „Nationalsozialismus 
in München“ oder „Antifaschismus 
in München“ beschäftigt. Für alle 
Teilnehmer*innen am Wettbewerb 
soll eine Fahrt an einen zum The-
menbereich passenden historischen 
Ort organisiert werden. [Antifaschis-
mus]

In Anbetracht der gesellschaftlichen 
Folgeschäden eines Raubbaus an 
der Natur wird auch eine Intensi-
vierung der Bildung für nachhal-
tige Entwicklung (BNE) immer 
dringlicher. Wir halten es daher für 
notwendig, im Pädagogischen Ins-
titut einen neuen Fachbereich BNE 
zu gründen. Die dort entwickelten 
Konzepte sollen nicht nur die öko-
logischen Aspekte thematisieren, 
sondern insbesondere die sozialen 
Gesichtspunkte einer nachhaltigen 
Entwicklung beleuchten. Ein Bei-
spiel zur konkreten Umsetzung im 
Rahmen der Ganztagsbetreuung ist 
das pädagogische Kochen, das wir 
auch an Münchner Bildungseinrich-
tungen anbieten wollen. Eine wich-
tige Ergänzung zum pädagogischen 
Kochen in den Bildungseinrichtun-
gen stellt der Schulbauernhof Riem 
dar, der nicht nur die Aspekte der 
Lebensmittelverarbeitung, sondern 
der gesamten Produktionskette ver-
mitteln kann. Künftig soll ein quali-

tativ hochwertiges Mittagessen für 
Schüler*innen an allen Münchner 
Schulen gratis angeboten werden.
Auch weitere Konzepte wie Lernen 
durch Engagement oder das Münch-
ner Kinder- und Jugendforum 
sollen gezielter an Lehrkräfte ver-
mittelt werden. Städtische Schulen 
sollen zudem dazu aufgefordert 
werden, in regelmäßigen Abständen 
Schüler*innenfeedback einzuholen 
und in schulspezifische Maßnahmen 
umzusetzen. Schulen und Lehrkräfte 
sollen für das Einholen des Feed-
backs gezielt geschult werden.

Ein letzter Schritt auf dem Weg zur 
Schule als Lebensort ist es, Schulen 
auch außerhalb der Schulzeit stärker 
für freie und institutionelle Kultur-, 
Sport- und Freizeitangebote anderer 
Art zu öffnen. Das bedeutet für uns 
eine Öffnung (und möglicherweise 
teilweise Überdachung) der Schulhö-
fe, Sportplätze und Turnhallen. Hier 
sollen bestehende Verbote aufgeho-
ben, Belegungskonzepte verbessert 
und bauliche Voraussetzungen ge-
schaffen werden, um Lärmbelastung 
zu vermeiden.

Ein zentraler Teil des Miteinanders 
zwischen Schüler*innen entsteht nicht 
erst in der Schule sondern bereits auf 
dem Weg dorthin. Daher, und auch 
im Sinne der Reduzierung von mo-
torisiertem Individualverkehr, unter-
stützen wir die Initiativen vieler städti-
scher Schulen, die ihre Schüler*innen 
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dazu aufrufen, zu Fuß zur Schule zu 
gehen. Hierzu muss natürlich ein si-
cherer Schulweg gewährleistet sein, 
gerade auch in den Bereichen au-
ßerhalb und entlang des Mittleren 
Rings. Hierzu fordern wir Jusos ein 
Maßnahmenpaket aus unterschied-
lichen Perspektiven: im Zuge der 
Befreiung der Innenstadt vom Auto-
verkehr entsteht sowieso ein Mehr 
an Sicherheit. Doch auch darüber 
hinaus muss mit Tempolimits, Hin-
weisschildern, Schulweghelfer*innen 
und der Unterstützung von Projekten 
wie dem Bus mit Füßen für mehr Si-
cherheit gesorgt werden. So können 
alle Eltern ihre Kinder bedenkenlos 
zu Fuß zur Schule gehen lassen – 
wovon letztlich die ganze Stadtge-
sellschaft profitiert. Der ÖPNV soll 
für Menschen in (Aus-)Bildung kos-
tenfrei sein. [Mobilität]

Berufliche Bildung
Auch berufliche Bildung muss die 
Grundlagen für die selbstbestimm-
ten Gestaltung des eigenen Lebens 
im Sinne eines emanzipatorischen 
Bildungsverständnisses schaffen. 
Deshalb müssen auch berufliche 
Bildung und auch weiterführende 
berufliche Bildungsangebote kos-
tenfrei sein. Wir fordern daher die 
Abschaffung aller noch beste-
henden Gebühren für kommunale 
Berufs-, Fach-, Meister*innen- und 
Techniker*innenschulen.

Die kommunalen berufsbildenden 
Schulen müssen mit einer zeitge-
mäßen Ausstattung und angepass-
ten Infrastruktur in die Lage versetzt 
werden, den diesen sie gestellten 
Ansprüchen gerecht zu werden. Wir 
fordern daher auch im Bereich der 
beruflichen Schulen Verbesserungen 
im Bereich der Infrastruktur sowie 
der Klassenstärken ein. Die in Be-
rufsschulen eingesetzten Materialien 
und Maschinen müssen dem aktuel-
len Stand der Technik entsprechen. 
Zur Finanzierung dieser Einrichtun-
gen sind die Arbeitgeber*innen mit 
heranzuziehen.

Insbesondere dem allgemeinbil-
dende Unterricht kommt eine 
besondere Bedeutung dabei 
zu, elementare Grundlagen der 
Arbeitnehmer*innenrechte und des 
Demokratieverständnisses zu vermit-
tel. Daher muss der Allgemeinbil-
dende Unterricht deutlich verbessert 
und gestärkt werden. Die Vorstellung 
gewerkschaftlicher Arbeit, Grundla-
gen der Tarifpolitik sowie des Arbeits-
rechts und der Mitbestimmung durch 
die DGB Jugend muss fester Be-
standteil dieses Unterrichts werden. 
Es ist sicherzustellen, dass die DGB 
Jugend an allen Berufsschulen re-
gelmäßig präsent ist, der Zugang ist 
ihr jederzeit zu gewähren. In Zusam-
menarbeit mit der Fachstelle für De-
mokratie und Teilhabe sollen Grund-
lagen interkultureller Kompetenz in 
der Arbeitswelt und ein elementares 
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Demokratieverständnis vermittelt 
werden.

Lebenslanges 
Lernen
Die Münchner Volkshochschule 
sowie die städtische Abendschu-
le sind weitere unentbehrliche Bil-
dungseinrichtungen der Stadt, die 
das Prinzip des lebenslangen Lernens 
ermöglichen. Diese Einrichtungen 
werden wir auch künftig solide ausfi-
nanzieren, damit sie ihren bildungs-
politischen Auftrag erfüllen können.

Die Landeshauptstadt München und 
ihre Tochtergesellschaften gehen mit 
gutem Beispiel voran und ermöglichen 
ihren Mitarbeiter*innen breite Ange-
bote der beruflichen und betrieblichen 
Weiterbildung. Deshalb werden wir 
mit der Gewerkschaft ver.di über so-
genannte Weiterbildungstarifverträge 
verhandeln.

Die betriebliche Weiterbildung 
stärken wir durch eine innerbetrieb-
liche Weiterbildungsberatung und 
-vermittlung, die insbesondere den 
unteren Entgeltgruppen zu Gute 
kommen soll. Eine entsprechende 
Bildungsfreistellung ermöglichen wir 
den Mitarbeiter*innen.

Die Förderung aufstiegsrelevanter 
Fort- und Weiterbildungsmaßnah-

men muss dem Querschnitt der Per-
sonalstruktur entsprechen und der 
Diversität des Unternehmens gerecht 
werden.

Es ist notwendig, durch Weiterbil-
dungsmaßnahmen Erwerbsbiogra-
phien im Unternehmen zu ermög-
lichen, die sich in der jeweiligen 
Lebenssituation anpassen können 
und eine berufliche Weiterentwick-
lung der Arbeitnehmer*innen ent-
sprechend ihrer Neigungen und 
Fähigkeiten, aber auch ihrer Be-
triebszugehörigkeit und gesundheitli-
chen Verfassung zu ermöglichen. Im 
Rahmen einer altersspezifischen Per-
sonalpolitik soll Beschäftigten eine 
berufliche Umorientierung von kör-
perlich belastenden Tätigkeiten hin 
zu Aufgaben im Bereich Arbeitsvor-
bereitung oder Ausbildung ermög-
licht werden, um so gerade auch die 
Erfahrung der älteren Kolleg*innen 
nutzen und weitergeben zu können. 
Dies ist auch Bestandteil des betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements.

Auch sind Modelle zur Bewertung 
der im Arbeitsprozess erworbenen 
Erfahrung zu entwickeln, die diese 
unter anderem im Hinblick auf die 
internen Stellenausschreibungen und 
Einstufungen der Mitarbeiter*innen 
berücksichtigen. Um die Berücksich-
tigung dieser non-formalen Aspekte 
in Arbeitszeugnissen und Beurteilun-
gen zu gewährleisten, müssen Stan-
dards geschaffen und Fragebögen für 
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die Bewertung der Mitarbeiter*innen 
durch die unmittelbaren Vorgesetz-
ten entwickelt werden. Arbeitszeug-
nisse werden auf dieser Bewertungs-
grundlage von der Personalabteilung 
in Rücksprache mit Vorgesetzten und 
Arbeitnehmer*innen erstellt.

Für die Auszubildenden der Stadt 
gibt es bereits eine mehrtägige, 
überbetriebliche Fortbildung zu in-
terkulturellen und sozialen Themen. 
Diese Fortbildung wollen wir beibe-
halten und als Weiterbildungsmaß-
nahme auf alle Beschäftigten der 
Stadt und ihrer Tochtergesellschaften 
ausweiten.

Sport
München ist eine sportliche Stadt. 
Um die vielfältigen Angebote des 
Breitensports und damit kostengüns-
tigen und allgemeinen Zugang zu 
sportlicher Betätigung zu erhalten, 
muss der Kommerzialisierung des 
Sports entgegengewirkt werden. 
Denn Vereinssport fördert nicht nur 
die körperliche Gesundheit, sondern 
leistet auch einen wichtigen Beitrag 
zur Integration verschiedener sozia-
ler Gruppen sowie gesellschaftliche 
Beteiligung gerade von Kindern und 
Jugendlichen. Bei der Förderung 
des Vereinssports ist im Sinne eines 
gendergerechten Haushalts darauf 
zu achten, dass die eingesetzten 
Mittel allen Geschlechtern zugute 

kommen. Als Anreiz für die Vereine 
sind gesonderte Mittel für jene zur 
Verfügung zu stellen, die ein Konzept 
zur Frauen*förderung und Gleich-
stellung vorlegen.

Der Münchner Freizeitsport ist ein 
hervorragendes Programm um allen 
Münchner*innen ein vielfältiges 
und kostengünstiges Sportange-
bot zugänglich zu machen. Dieses 
Angebot muss weiter ausgebaut 
werden und auch in Ferienzeiten 
durchgehend stattfinden. Bereits jetzt 
sind viele Kurse an den Kapazitäts-
grenzen angelangt, deshalb sind die 
Trainer*innen flächendeckend mit 
Headset-Mikrofonen auszustatten, 
um Kurse auch bei großer Nachfra-
ge angemessen abhalten zu können.

Das U21-Programm, das eine kos-
tenlose Teilnahme ermöglicht, muss 
unabhängig von einer starren Alters-
grenze auf Schüler*innen, Studie-
rende und Auszubildende erweitert 
werden.

Der Ausbau öffentlich zugänglicher 
Sportstätten sowie Jugendspielge-
länden in Parks ist zu forcieren und 
weiter voranzutreiben. Wir fordern 
die Stadt auf, mögliche Flächen für 
Sportstätten, wie zum Beispiel Klet-
terwände, Bolzplätze, Tartanbah-
nen, Skateanlagen, Dirt-Bike- und 
BMX-Anlagen auszuweiten und zu 
erschließen.  Ein besonderer Fokus 
soll hier auf Fitnessanlagen in Parks 
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gesetzt werden. Diese sprechen alle 
Generationen an und können so 
einen wichtigen Beitrag zur genera-
tionenübergreifenden Nutzung des 
öffentlichen Raumes leisten.
München befindet sich zum Beispiel 
mit der Gestaltung des Hecken-
stallerparks mit Kletterwand und 
Streetballfeld auf einem guten Weg, 
jedoch sind insbesondere auch über-
dachte Möglichkeiten zur sportlichen 
Betätigung im öffentlichen Raum 
weiter auszubauen.

Auch bei schlechtem Wetter sowie 
im Winter sind Räume zu schaffen, in 
denen witterungsunabhängig Sport 
getrieben werden kann. Wir fordern 
deshalb die Errichtung einer öffent-
lich zugänglichen Trendsporthalle. 
Zur Ermittlung des Bedarfs der ab-
zudeckenden Trendsportarten soll 
die Stadt mit dem Stadtjugendring 
sowie der Sportjugend zusammenar-
beiten. In jedem Fall soll ein städti-
sches Kugelbad in diese Trendsport-
halle integriert werden. Außerdem 
ist zu prüfen, welche bestehenden 
Anlagen, zum Beispiel Streetballplät-
ze oder Skateanlagen, überdacht 
werden können. Weiter zu forcie-
ren ist die Öffnung von Schulhöfen 
außerhalb der Unterrichtszeiten als 
öffentliche Sportanlagen. Auch ist 
darauf hin zu arbeiten, dass städti-
sche Turnhallen auch in den Schul-
ferien zur Verfügung gestellt werden 
können.

Sicher schwimmen zu können ist 
lebenswichtig. Doch immer mehr 
Menschen können nicht sicher 
schwimmen. Die Zahl der Badeun-
fälle – auch der tödlichen – steigt 
dadurch stetig. Es ist dringend not-
wendig, dieser Entwicklung entge-
genzuwirken.

Wir begrüßen daher ausdrücklich 
die Schwimmoffensive der Landes-
hauptstadt München und fordern, 
diese auszubauen und zu intensivie-
ren. Angebote für Geflüchtete, reine 
Frauen*schwimmkurse und kosten-
lose Angebote sind auszubauen. 
Schwimmunterricht sollte bereits vor 
der Grundschule ansetzen: Je früher 
ein Kind mit dem Schwimmenlernen 
beginnt, desto leichter baut es die 
Scheu ab und desto besser lernt es 
das Schwimmen. Deshalb fordern 
wir, verpflichtenden Schwimmun-
terricht ab dem zweiten Kindergar-
tenjahr einzuführen. Beim Neubau 
jeder Schule muss ein Schwimmbe-
cken eingeplant werden, um einen 
regelmäßigen Schwimmunterricht 
gewährleisten zu können.

Die Preise der städtischen Bäder sind 
für viele, insbesondere für Familien 
kaum – oder zumindest nur selten 
als besonderes Erlebnis – bezahl-
bar. Schwimmen ist ein Volkssport 
und darf nicht zum Luxus werden, 
der Zugang zu Schwimmbädern 
muss deshalb allen kostengünstig 
gewährt werde. Wir fordern daher 

Bildung



88

weiterhin, auch über den Modellver-
such zu kostenlosem Eintritt für alle 
unter 18 hinaus, eine Tarifreform für 
die SWM-Bäder: Es sollen Zehner-, 
Monats- und Jahreskarten für alle 
Tarifgruppen eingeführt werden 
sowie ein Ermäßigungstarif für 
Schüler*innen, Auszubildende und 
Studierende. München wächst und 
damit auch der Bedarf an Schwimm-
bädern. Das letzte neue Schwimm-
bad wurde 1980 eröffnet. Seitdem 
sind aber etwa eine Viertelmillion 
Münchner*innen dazugekommen, 
die auch schwimmen gehen wollen. 
Wir fordern deshalb, den Neubau 
von Hallen- und Freibädern zu for-
cieren. Zudem sind bei jedem Schul-
neubau ein Schwimmbad sowie eine 
Mehrfachturnhalle einzuplanen.
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•	 einen Versorgungsgrad von 100% der ein- bis sechsjährigen Kinder
•	 Anreize zur Gewinnung von Personal in städtischen Kitas
•	 faire Platzvergabe über den kita finder+
•	 gebührenfreie Kitas (einschließlich Verpflegung)
•	 flexiblere Buchungsmöglichkeiten
•	 die Möglichkeit der Raumnutzung zur privaten Kinderbetreuung während Kita-

Schließzeiten
•	 den Ausbau der Zusatzangebote in den städtischen Kitas
•	 genderneutrale Erziehung in städtischen Kitas
•	 den Ausbau der Familienzentren
•	 die Schaffung von Modellprojekten wie Schule ohne Noten und flexible Ferienzeiten
•	 Schaffung von Deutsch-Förderangeboten im Ganztagsbereich
•	 weitere internationale Klassen an allen Schularten als Alternativen zu Deutschklas-

sen
•	 Qualifikation von Führungskräften an städtischen Schulen
•	 Ausweitung von Schul- und Jugendsozialarbeit, sowie schulpsychologischer Betreu-

ung und des mobilen sonderpädagogischen Dienstes
•	 gerechte Verteilung der Ressourcen zwischen den Schulformen
•	 eine zentrale Koordinationsstelle zur Schaffung breiter Angebote innerhalb des 

Ganztags
•	 kostenlose Mittagsverpflegung mit warmen Mahlzeiten an allen städtischen Grund-

schulen und weiterführenden Schulen
•	 unbefristete und tarifgebundene Verträge für alle Beschäftigten im Schulumfeld
•	 schnellerer Ausbau des WLANs an Schulen
•	 die Einführung der Sprengelpflicht für Kitas und alle weiterführende Schulen
•	 die Abschaffung des Handyverbots an Schulen
•	 ein stets zugängliches SMV-Zimmer an jeder Schule und die schnelle Umsetzung 

des Münchner Haus der Schüler*innen
•	 Menschenrechtsbildung an Kitas und Grundschulen
•	 Erweiterung des Mosaik-Jugendpreises um einen Preis für Fach- und Projektarbei-

ten von Münchner Schüler*innen zum Thema Nationalsozialismus
•	 einen Fachbereich BNE im Pädagogischen Institut
•	 Öffnung der Schulgelände auch außerhalb der Schulzeiten
•	 sichere Schulwege für alle Schüler*innen
•	 gendergerechte Förderung des Vereins- und Breitensports
•	 Ausbau des Münchner Freizeitsports
•	 witterungsunabhängig nutzbare öffentliche Sportanlagen
•	 eine Trendsporthalle
•	 eine Tarifreform für die Münchner Bäder
•	 die Schaffung neuer öffentlicher Schwimmbäder

Wir fordern

Bildung
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Der digitale Wandel ist ein gesellschaftlicher Prozess, der aktiv gestaltet 
werden kann und muss. Digitalisierung passiert nicht automatisch, sondern 
wird bisher bewusst von Unternehmen vorangetrieben, um Kosten zu sparen 
oder neue Geschäftsfelder zu erschließen. Hierbei gilt es, der neoliberalen 
Verwertungslogik entgegenzutreten und die Chancen der Digitalisierung zur 
Verbesserung des Lebens aller Menschen zu nutzen und dabei die politischen 
Konsequenzen zu reflektieren.

Für uns ist ein sorgsamer Umgang mit den entstehenden Daten wichtig. Bei 
allen digitalen Projekten der Stadt muss die Datensicherheit und der Daten-
schutz sowie die Barrierefreiheit von Angeboten im Fokus stehen, die kommu-
nale Hand und die Bürger*innen müssen die uneingeschränkte Datenhoheit 
besitzen. Die Münchner*innen sind zu befähigen, kritisch mit Informations-
technologien umzugehen.

Die Digitalisierung der Landeshauptstadt München muss die Bürger*innen 
in das Zentrum aller Entwicklungen stellen. Ausgangspunkt für innovative 
Projekte müssen stets Bedürfnisse sein, welche die Münchner*innen haben. 
Abgeleitet von Rechten wie Verschlüsselung, Datenschutz, Datensicherheit 
und Dateneigentum schafft München eine Infrastruktur, die den Bürger*innen 
gehört.

IT und
Digitalisierung
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Innovation

Innovation kann nur funktionieren, 
wenn Stadtgesellschaft, Verwaltung 
und Organisationen zusammenar-
beiten. Wir fordern, dass die Stadt 
München einen Prozess moderiert, 
an dessen Anfang eine wertebasier-
te, keine rein zielbasierte, anwen-
dungsbezogene Digitalisierungsstra-
tegie steht. In diesem Prozess spielen 
sowohl Online- als auch Offline-
beteiligung der Bürger*innen eine 
große Rolle.

Die Herausforderungen einer sozia-
len digitalen Innovation sind in vielen 
Städten ähnlich. München soll daher 
massiv die Kooperation und Kolla-
boration mit anderen europäischen 
Städten wie Barcelona, Wien oder 
anderen ausbauen, um Ressourcen 
zu bündeln und Synergien zu nutzen. 
Diese Kollaboration wird durch freie 
Software und offene Standards er-
möglicht, hierbei soll auch für Inf-
rastruktur und Betriebssysteme freie 
Software erwägt werden.

Smart City
Der Begriff Smart City wird in der ak-
tuellen Diskussion sehr unterschied-
lich verwendet. An vielen Stellen wird 
versucht, Bereiche der kommunalen 
Daseinsvorsorge für kapitalistische 
Interessen zu öffnen. Wir lehnen dies 

strikt ab und wollen stattdessen ver-
antwortungsvolle Innovation fördern, 
welche die politischen Dimensionen 
technischer Entwicklungen berück-
sichtigt.

Aus unserer Perspektive müssen 
smarte Lösungen und Innovati-
on bedarfsorientiert und verant-
wortungsvoll gestaltet und re-
flektiert werden. Hierbei müssen 
demokratisch legitimierte politische 
Entscheidungsträger*innen eine 
Rolle spielen. Die Nutzung von ge-
sammelten Daten der Bürger*innen 
muss gemeinwohlorientiert erfolgen.

Die Stadt soll verantwortungsvolle 
Innovation fördern. Innovationspro-
jekte innerhalb der Verwaltung sollen 
in interdisziplinären Teams umgesetzt 
werden, in die beispielsweise NGOs 
und Sozialwissenschaftler*innen ein-
gebunden werden. In reflexiven Pro-
zessen sollen negative Effekte von 
Innovationen frühzeitig erkannt und 
durch konzeptionelle Änderungen im 
Entwicklungsprozess ausgeschlossen 
werden.

Maßgebliche Verantwortung für 
einen verantwortungsvollen digita-
len Transformationsprozess trägt die 
Stadtverwaltung. Hier ist neben 
einem Changemanagement, um 
ein entsprechendes Mindset bei den 
Mitarbeiter*innen zu fördern auch ein 
Umdenken in der Organisation von 
Verwaltung notwendig. Ergänzend zu 

IT &
 Digitalisierung
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den vertikalen Referaten sollen hori-
zontale Organisationsstrukturen die 
Abstimmungswege verkürzen und 
die Kompetenz und Expertise von 
Projektteams durch Interdisziplinari-
tät erweitert werden. Das IT-Referat 
ist hierfür das erste Beispiel.

Elementar notwendig ist es 
hier, insbesondere auch junge 
Mitarbeiter*innen in Verantwor-
tung zu bringen, die als Digital 
Natives einen anderen Blick auf In-
novation und Digitalisierung haben 
können.

Daten, die in städtischen Kon-
texten gesammelt werden, sollen 
unter Wahrung des Datenschutzes 
und nach Zustimmung durch die 
Bürger*innen in standardisierten 
Formaten als Open Data zur Verfü-
gung gestellt werden. Kommerzielle 
Nutzung der Daten ist nur bei Ent-
richtung einer Gebühr möglich, das 
Eigentum der Daten bleibt stets in 
Hand der Bürger*innen. 

Wenn die Projekte nach der Förde-
rungsphase in Bereichen öffentlicher 
Daseinsvorsorge aktiv sind, muss die 
Stadt mindestens 51 % der Anteile 
an diesen Projekten halten, um die 
Gestaltungsmöglichkeiten zu haben. 

Daten, die in städtischen Kontex-
ten gesammelt werden, sollen unter 
Wahrung des Datenschutzes zur Ver-
fügung gestellt werden. Um die kos-

tenlose Verwertung von Open Data 
aus gemeinschaftlichem Besitz zu ka-
pitalistischen Zwecken zu vermeiden, 
müssen Interessierte den Zugang zu 
den Daten beantragen und gegebe-
nenfalls Nutzungsentgelte zahlen.

Wenn in städtischen Anwendungen 
Algorithmen zur Unterstützung von 
Entscheidungen verwendet werden, 
fordern wir die Offenlegung von 
deren Code. Die Stadt soll nicht nur 
den Code von eigenen Entwicklun-
gen offenlegen, sondern auch bei 
der der Auswahl von Third-Party-Ap-
plikationen freie Software bevorzu-
gen.

Digitale 
Infrastruktur
Wir fordern die Ausweitung des er-
folgreichen M-WLAN auf weitere 
öffentliche Plätze sowie den ÖPNV 
[Mobilität]. Vorgeschaltete Anmel-
deseiten auf M-WLAN sind abzu-
schaffen. Das Recht auf Information 
umfasst auch das Recht auf Internet, 
sodass es möglichst überall einen 
offenen Internetzugang geben soll. 
Für Menschen, die keine eigenen 
Geräte besitzen, muss eine Möglich-
keit geschaffen werden, kostenfrei 
Zugang zu einem Gerät mit Internet-
anschluss zu bekommen.



93

Die SWM haben durch M-net den 
Glasfaserausbau im Münchner 
Stadtgebiet massiv vorangetrieben 
und werden von vielen Bürger*innen 
als gute Alternative zu den anderen, 
rein kapitalistischen Netzbetreiber-
Unternehmen wahrgenommen. Es 
müssen aber noch mehr Geschäfts-
kunden gewonnen werden. Wir 
fordern, dass M-net diesen Weg 
konsequent weiterverfolgt und so 
schnell wie möglich auch Neubau-
gebiete wie beispielsweise Freiham 
erschließt. Außerdem sollen die pri-
vaten Netzbetreiber für den anste-
henden 5G-Ausbau gegen Entgelt 
die Glasfasern der SWM benutzen 
müssen, anstatt ein überflüssiges 
zweites Glasfasernetz zu legen.

Wir fordern die Stadt auf, die 
Möglichkeiten digitaler Informa-
tionstechnik zu nutzen, um Ver-
waltungsverfahren in sinnvoller 
Weise zu verbessern. Wichtig ist, 
dass diese Transformation für die 
Mitarbeiter*innen durch ein Chan-
gemanagement vereinfacht wird. 
Die Stadt soll dabei auf die Nutzung 
von Clouddiensten verzichten, bei 
denen die Datenhoheit und das Ei-
gentum an Code in privater Hand 
sind. Hierbei fordern wir, dass die 
Bürger*innen an den notwendigen 
Stellen barrierefreien Zugang erhal-
ten, um beispielsweise Kommunika-
tion mit Behörden zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. 

Für alle Bürger*innenservices soll die 
Stadt eine München-ID zur Verfü-
gung stellen, mit der alle städtischen 
Angebote nutzbar gemacht werden. 

Monopolistische Plattformen haben 
derzeit maßgebliche und selbst auf 
internationaler Ebene kaum regelba-
re Macht. Um diesen Plattformen Al-
ternativen entgegenzustellen, fördert 
die Stadt München Plattformgenos-
senschaften. Hierbei schließen sich 
Individuen zusammen, um unabhän-
gig von Profitinteressen gemeinsam 
ideelle Ziele zu erreichen. Die Förde-
rung umfasst finanzielle Mittel sowie 
eine Vernetzung, Unterstützung und 
Beratung der entstehenden Projekte.

Digitale 
Bildung
Die kommunalen Bildungseinrich-
tungen haben die Aufgabe, grund-
legende menschliche Fähigkeiten 
zu gewährleisten. Wir sind davon 
überzeugt, dass die kommunalen 
Bildungseinrichtungen durch Technik 
bedeutend verbessert werden 
können.

Wir fordern frei zugängliches 
WLAN an allen Schulen, um die 
große Menge verfügbaren Wissens 
im Internet in den Unterricht einzu-
beziehen. Pädagogische Angebote 
sollen zu zielgerichteter, kritischer 

IT &
 Digitalisierung
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und verantwortungsvoller Nutzung 
digitaler Endgeräte anregen. Lehr-
kräfte sind weiterzubilden, um 
Schüler*innen mit der digitalen Welt 
vertraut machen zu können.

Notwendig ist neben der Etablie-
rung pädagogischer Konzepte, die 
einen tatsächlichen Mehrwert in 
der Nutzung von Technik generie-
ren, die digitale Infrastruktur in den 
Schulen. Neben einem massiven 
Ausbau dieser Infrastruktur ist auch 
die langfristige Betreuung und der 
Service durch Personal sicherzustel-
len. Hierzu zählt neben frei zugängli-
chem WLAN auch das Angebot von 
Endgeräten wie Tablets, insbeson-
dere für Kinder und Jugendliche aus 
einkommensschwachen Haushalten, 
die sich kein eigenes Gerät leisten 
können. Die Stadt muss diesen 
Bedarf abdecken. [Bildung]

Bei der Digitalisierung von Bil-
dungseinrichtungen ist die Expertise 
von Schüler*innen zu berücksich-
tigen. Als zukünftige Nutzer*innen 
müssen sie an der Entwicklung einer 
zentralen Lernplattform beteiligt 
werden, die Planung der Maßnah-
men soll in enger Abstimmung mit 
der Stadtschüler*innenvertretung 
München erfolgen.

Wir fordern, mittel- und langfris-
tig die städtischen Bibliotheken um 
digitale Bildungs- und Freizeitan-
gebote zu ergänzen. Wir wollen in 

städtischen Bibliotheken die analoge 
und digitale Welt zusammendenken. 
Neben Büchern, CDs und DVDs soll 
das mediale Angebot durch 3D-Dru-
cker, Plotter, Internet- und Computer-
räume ergänzt werden [Kultur].

Digitale
Beteiligung
Für demokratische Bürger*innen ist 
Information eine wichtige Grundla-
ge. Das RatsInformationsSystem 
soll übersichtlicher gestaltet und die 
Suchfunktionen verbessert werden. 
Außerdem sollen Bürger*innen Ideen 
und Anträge an unterschiedliche 
Ebenen innerhalb der Stadt adres-
sieren können. Diese Anträge sowie 
diejenigen der politischen Gremien 
und deren Bearbeitungsstand sollen 
stets nachvollziehbar sein. Gleichzei-
tig ist es für uns selbstverständlich, 
dass demokratischer Diskurs haupt-
sächlich aus persönlicher Interaktion 
besteht. Digitale Methoden können 
niemals herkömmliche Beteiligungs-
formen ersetzen, sondern sie nur er-
gänzen. [Demokratie]

Wir fordern, dass die Stadt sich mit 
anderen Kommunen zum Thema ver-
antwortungsvolle Digitalisierung ver-
netzt. Dafür soll sie aktiv nach Städ-
tenetzwerken Ausschau halten, die 
gerade nicht der libertären Logik 
des Silicon Valley funktionieren. Das 



•	 die Förderung von verantwortungsvoller Innovation und zu diesem 
Zweck die Gründung eines Co-Creation-Lab in kommunaler Hand

•	 eine wertebasierte und rechteorientierte digitale Transformationsstrate-
gie

•	 die Kollaboration mit anderen europäischen Städten, um Synergien zu 
nutzen

•	 die Bereitstellung von Daten aus städtischen Kontexten als Open Data 
unter Wahrung des Datenschutzes

•	 die Bevorzugung von freier Software durch die Stadt und die Offenle-
gung von Code aus städtischer  Entwicklung

•	 die Ausweitung des erfolgreichen M-WLAN auf weitere öffentliche Plätze 
sowie den ÖPNV

•	 den weiteren Ausbau des Glasfasernetzes durch M-net und die Erschlie-
ßung von Neubaugebieten

•	 digitale Informationstechnik für Verwaltungsverfahren
•	 die Einrichtung horizontaler Projektteams, die über Referatsgrenzen hin-

weg arbeiten
•	 die Förderung junger Führungskräfte
•	 den Aufbau einer Förderinfrastruktur für Plattformgenossenschaften
•	 digitale Infrastruktur an Schulen: frei zugängliches WLAN an allen Schu-

len und die Ausstattung aller Schulen mit digitalen Endgeräten
•	 die Entwicklung einer zentralen Lernplattform unter Einbezug der zukünf-

tigen Nutzer*innen (Abstimmung mit der Stadtschüler*innenvertretung)
•	 die Ergänzung der städtischen Bibliotheken um digitale Bildungs- und 

Freizeitangebote.
•	 die übersichtlichere Gestaltung und Verbesserung des RatsInformations-

Systems
•	 die Vernetzung mit anderen Kommunen für verantwortungsvolle Digitali-

sierung sowie die Förderung von und aktive Teilnahme an Projekten wie 
bspw. dem DECODE project

Wir fordern

DECODE project der EU-Kommissi-
on zum Beispiel möchte Menschen 
die Verfügung über ihre persönlichen 
Daten zurückgeben. Die Stadt soll 
beauftragt werden, derartige Projekte 
in Zukunft zu unterstützen und aktiv 
daran teilzunehmen.

IT &
 Digitalisierung



Der öffentliche Diskurs und die politische Beteiligung in München sind oft 
geprägt von lautstark vertretenen Partikularinteressen. Privilegierte Bevölke-
rungsgruppen verteidigen ihren Status Quo beispielsweise bei Entscheidun-
gen in der Stadtentwicklung. Aufgabe verantwortungsvoller Stadtpolitik ist es, 
die Interessen aller Menschen zu berücksichtigen. Hierbei ist vor allem zu 
beachten, dass diejenigen, die von einzelnen Maßnahmen profitieren, wie 
beispielsweise zukünftige Mieter*innen eines Neubaugebiets, oft keine Lobby 
haben.

Gleichzeitig erkennen wir einen Rückgang des Vertrauens in die demokra-
tischen Institutionen, oft in Zusammenhang mit dem sozioökonomischen 
Status. Die Wahlbeteiligung in unterschiedlichen Vierteln innerhalb Mün-
chens unterscheidet sich teils deutlich.

Die kommunalpolitischen Gremien und Institutionen müssen das Vertrauen 
der Bürger*innen in die Demokratie und die lokale Mitbestimmung zurückge-
winnen. Dies ist von elementarer Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt 
unserer Stadtgesellschaft. 

Es ist notwendig, Strategien zu entwickeln, damit politische Institutionen 
wieder stärker und breiter wahrgenommen werden. Die kommunale Ebene 
hat hierbei die große Chance den Menschen in ihren Stadtbezirken und Sozi-
alräumen die Demokratie erlebbar zu machen. Diese Aspekte greift nun erst-
mals die Kampagne der Fachstelle für Demokratie zur Stärkung der demo-
kratischen Teilhabe auf. Die Maßnahmen und Initiativen, die sich im Rahmen 
der Kampagne „Für mich. Für München. Kommunalwahl 2020.“ sollen auch 
über die eigentliche Wahl im März weiter ausgebaut und verstetigt werden. 
Hierbei sollen insbesondere auch stadtweite Projekte zur niedrigschwelligen 
demokratischen Teilhabe erprobt werden.

Wir setzen uns für eine Demokratisierung aller Lebensbereiche ein. Diese 
beginnt im Bereich der frühkindlichen Erziehung und findet sich nicht nur in 
Bildungsinstitutionen sondern auch in Arbeitskontexten und der Freizeitgestal-
tung sowie in allen öffentlichen Einrichtungen wieder.

Demokratie
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Veränderungen bei 
den Organen der 
kommunalen 
Entscheidungsfindung
Die Bezirksausschüsse in München 
sind wichtige Organe lokaler Betei-
ligung in den Münchner Stadtbezir-
ken. Bislang sind die Rahmenbedin-
gungen für die Bezirksausschüsse 
mangelhaft. Um als Orte der Par-
tizipation funktionieren zu können, 
müssen den Bezirksausschüsse 
größere Mitspracherechte in der 
lokalen Ausgestaltung kommuna-
ler Projekte zugesprochen werden. 
Breitere Kompetenzen stärken die 
Bedeutung und damit auch die At-
traktivität dieses Gremiums.

Damit sich München ganzheitlich 
und nachhaltig entwickelt, braucht 
es sowohl Leitlinien auf Stadtebene 
als auch die konkrete Umsetzung auf 
Ebene der Stadtbezirke. Die Leitlini-
en und übergreifende Themen sollen 
bei regelmäßigen Treffen von BA-
Delegationen und dem Stadtrat in 
einem eigenen Rahmen, dem Mün-
chenrat, diskutiert werden. Dieses 
Organ soll nicht bloß der Vernetzung 
dienen, sondern auch gemeinsame 
Beschlüsse fassen.

Zentrale politische Vorgaben von 
städtischer Ebene müssen im Lokalen 

ausgestaltet werden, um den Beson-
derheiten der Stadtbezirke gerecht zu 
werden. Zugleich müssen die Bezirk-
sausschüsse befähigt werden, eigen-
initiativ tätig zu werden. Hierzu bedarf 
es eigener Verwaltungsstrukturen auf 
Stadtbezirksebene, die unabhängig 
von der städtischen Verwaltung die 
Vorgaben unserer Bezirksausschüsse 
umsetzen.

Als Modellprojekt fordern wir die 
Ausstattung von drei Bezirksaus-
schüssen mit eigenen Verwaltungs-
strukturen und entsprechender Kom-
petenzerweiterung.

Die erweiterten Kompetenzen der 
Bezirksausschüsse führen zu einer 
deutlichen Mehrbelastung der eh-
renamtlichen Bezirksausschussmit-
glieder, gerade für die Vorsitzenden, 
die koordinierend tätig sein müssen. 
Daher fordern wir stärkere adminis-
trative Unterstützung von Seiten der 
Verwaltung, einen höheren finanziel-
len Ausgleich für die Vorsitzenden der 
Bezirksausschüsse, sowie eine zeitli-
che Limitierung des Vorsitzes auf zwei 
Legislaturperioden, um eine Verkrus-
tung der Strukturen zu verhindern.

Durch die Kompetenzerweiterung, 
die bessere Ausstattung der BAs und 
eine entsprechende finanzielle Ver-
gütung der Tätigkeiten schaffen wir 
Strukturen, die für lokale Partizipati-
on offen sind und einen Anker städti-
scher Demokratie darstellen.

Dem
okratie
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Um die Transparenz von politischen 
Debatten im Stadtrat zu verbessern, 
sollen neben den Vollversammlun-
gen auch die Ausschusssitzungen 
live im Internet übertragen werden 
sowie auch zu späteren Zeitpunkten 
zur Verfügung zu stehen.

Die Größe der Stadt und die Kom-
plexität politischer Entscheidungen 
im städtischen Kontext machen die 
Professionalisierung der Stadtratsar-
beit erforderlich. Die Stadt soll sich 
daher auf Landesebene dafür ein-
setzen, dass Stadtratsmitglieder ihrer 
Tätigkeit hauptamtlich nachgehen 
können. Zugleich soll die Amtszeit 
auf drei Legislaturperioden begrenzt 
werden.  Die Fraktionen und Aus-
schussgemeinschaften müssen perso-
nell besser ausgestattet werden.

Wir fordern eine Ausarbeitung zur 
Zukunft der Bürger*innenversammlung 
in München. Auch soll die Fachstelle 
für Demokratie Schulungen für Be-
zirksauschussmitglieder zur demokra-
tietheoretischen Grundlagenbildung 
anbieten.

Räte von städti-
schen Beteiligungs-
gesellschaften
Wir fordern modellhaft 
Mieter*innenräte bei der Gewofag 
und der GWG einzurichten, in 

denen in einzelnen Siedlungen die 
Bewohner*innen an Entscheidungen 
teilhaben können um ihr Wohnen 
und Leben zu verbessern. Ähnli-
che Maßnahmen sind auch bei der 
MVG/SWM denkbar (Fahrgasträte, 
Stromkund*innen-Räte, etc.). Glei-
chermaßen fordern wir, die Betei-
ligung von Mitarbeiter*innen bei 
städtischen Unternehmen über das 
gesetzlich vorgeschriebene Maß aus-
zubauen [Arbeitsmarktpolitik].

Information und Wissen sind ele-
mentare Voraussetzungen für politi-
sche Mitbestimmung. Hierzu sollen 
die digitalen Kommunikationskanäle 
ausgebaut werden. [Digitalisierung]

Stärkung der 
Mitbestimmung von 
Schüler*innen
Frühe demokratische Erfahrungen 
sind elementar, um Bürger*innen 
die Relevanz von Partizipation und 
Mitbestimmung zu vermitteln. Wich-
tiger Ort für demokratische Mit-
bestimmung muss daher auch die 
Schule sein. Wir fordern eine Stär-
kung der Kompetenzen des Schulfo-
rums, in dem Eltern, Lehrkräfte und 
Schüler*innen paritätisch vertreten 
sind.

Darüber hinaus wollen wir ein 
Schüler*innenbudget an jeder Schule 
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etablieren, über das die Jugendli-
chen selbst entscheiden können. Auf 
diese Art und Weise werden demo-
kratische Projekte zur Verbesserung 
des Schulalltags ermöglicht.

Bei demokratischen Angebo-
ten für Schüler*innen spielt die 
Stadtschüler*innenvertretung 
(SSV) eine große Rolle. Um die Be-
deutung der Arbeit zu unterstreichen 
ist jedoch eine Stärkung notwendig. 
Zusätzlich zur Einrichtung einer FSJ-
Stelle muss das Budget für politische 
Aktionen aufgestockt werden.

Damit die SSV ihre politischen Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten wahrneh-
men soll, müssen die Sitzungen des 

Kinder- und Jugendhilfeausschuss 
nachmittags oder abends stattfinden.

Demokratie als 
städtische Aufgabe

Um den Vertrauensverlust politischer 
Institutionen nachhaltig zu bekämp-
fen, ist die Reduzierung der sozialen 
Unterschiede notwendig. [Arbeits-
marktpolitik, Sozialpolitik]. 

Kurzfristig ist es Aufgabe der Stadt, 
mit Angeboten vor Ort (Demokra-
tiemobil) die Bedeutung und Attrak-
tivität politischer Mitbestimmung zu 
vermitteln.

•	 eine Kompetenzerweiterung der Bezirksausschüsse
•	 die Einrichtung von Verwaltungsstrukturen auf Stadtbezirksebene, die 

von den Bezirksausschüssen politisch kontrolliert werden sollen
•	 die Weiterentwicklung von Bürger*innenversammlungen
•	 die Errichtung eines Livestreams für Stadtratsausschusssitzungen
•	 die Entwicklung der Stadtratstätigkeit zum Hauptamt
•	 eine bessere personelle Ausstattung der Fraktionen und Ausschussge-

meinschaften
•	 eine Amtszeitbeschränkung für den Stadtrat sowie den BA-Vorsitz
•	 die Stärkung kommunaler Mitbestimmungsstrukturen und die Schaffung 

von Beiratsstrukturen
•	 Die Einführung eines Schüler*innenbudgets pro Schule
•	 die Aufstockung des Budgets für die Stadtschüler*innenvertretung
•	 Ausbau und Verstetigung der Kampagne „Für mich. Für München. Kom-

munalwahl 2020.“ der Fachstelle für Demokratie, über den Wahltermin 
hinaus

Wir fordern

Dem
okratie
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Integration,
Migration & 
Flucht
Gut 40% von uns Münchner*innen haben einen Migrationshintergrund. Wir 
schätzen diesen Reichtum an Vielfalt. Er macht unsere Stadt interessanter, 
bunter, spannender und internationaler. Diese Vielfalt bedingt politisches 
Handeln. 

Für uns Jusos sind Menschen aus allen Ländern willkommen. Daher waren 
wir maßgeblich ab dem ersten Tag an der Nothilfe für in München ankom-
mende Geflüchtete beteiligt. Wir sind bis heute stolz auf das Engagement in 
den Jahren 2014 und 2015. 

Neben der aktiven Hilfe vor Ort vernetzen wir viele Beteiligte und beteiligten 
uns federführend an der politischen Willensbildung. Es ist unser Anspruch, 
diese Rolle auch in Zukunft zu erfüllen.
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Ankommen
Wir fordern die Stadt auf, sich öffent-
lich als sicherer Hafen für Geflüch-
tete zu bekennen. Wir wollen uns der 
Initiative „Seebrücke“ anschließen 
und in Seenot geratene Geflüchtete 
hier aufnehmen. Zentrale Maxime 
muss sein: das Sterben im Mittelmeer 
muss beendet werden. Zudem stellt 
es ein wichtiges Signal der Solidarität 
für die von der Dublin-Regel beson-
ders betroffenen südlichen europäi-
schen Länder dar.

Wir sprechen uns gegen „Anker-
zentren“ aus. Menschen, die hier 
ankommen, sind ab Tag eins Teil der 
Stadtgesellschaft. Eine menschen-
unwürdige Unterbringung ohne ad-
äquaten Kontakt zur Außenwelt gibt 
Integration keine Chance. Die Stadt 
darf keine städtischen Ressourcen 
für Abschiebegefängnisse bereit-
stellen. Somit fordern wir auch, dass 
München alle ihr möglichen Mittel 
zur Beseitigung des Abschiebezen-
trums am Flughafen München im 
Hangar 3 erbringt. Des Weiteren 
muss davon ausgegangen werden, 
dass auch aus jetzt noch unvorher-
sehbaren Gründen wiederholt und 
beständig Geflüchtete in unserer 
Stadt ankommen werden. Dafür ist 
es notwendig, auch in Zukunft Struk-
turen für Soforthilfe vorzuhalten 
(z. B. personelle Strukturen, ein Or-
ganisationsmodell für den Notfall 

aber auch konkrete Dinge, wie die 
erworbene Traglufthalle).

Unterschiedliche Bevölkerungsgrup-
pen dürfen im Bereich Wohnen nicht 
gegeneinander ausgespielt werden 
[Wohnen]. Ähnlich zum Mehrgene-
rationen-Wohnen sollen Wohnpro-
jekte für Menschen unterschiedlicher 
kultureller Hintergründe gefördert 
werden. Es darf keine diskriminieren-
de Unterscheidung zwischen In- und 
Ausländer*innen bei den städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften geben. 
Förderprogramme zur Finanzierung 
von Wohnraum speziell für Geflüch-
tete sollen abgerufen und voll aus-
geschöpft werden. Speziell für Ge-
flüchtete fordern wir, die dezentrale 
Unterbringung, sowie den beständi-
gen Ausbau von Wohngruppen, vor 
allem für unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete.

Allen Menschen in München muss 
zu jedem Zeitpunkt umfassende 
medizinische Versorgung zur Ver-
fügung stehen. [Gesundheit] Bei 
Bedarf muss jedem hier ankommen-
den Menschen auch von Anfang an 
die Möglichkeit umfassender psy-
chologischer Betreuung offenste-
hen, ohne das hierfür explizit eine 
psychopathologische Begutachtung/
Diagnose notwendig ist. Eine weitere 
Traumatisierung, etwa durch Unter-
bringung in Lagern, ist zu verhindern.

Sprache ist für uns Menschen der 

Integration, M
Igration &

 Flucht



102

Schlüssel zur Welt und so ist sie 
auch einer der Hauptfaktoren, die 
eine Inklusion in die Gesellschaft er-
schweren oder erleichtern können. 
Es ist Aufgabe der Stadt, allen hier 
Ankommenden die Inklusion über 
Sprache zu erleichtern. Zunächst 
müssen daher Informationsangebote 
in der jeweiligen Muttersprache be-
reitgestellt werden. Zentral ist darüber 
hinaus jedoch ein bedarfsgerechtes 
und zielgruppenorientiertes Angebot 
an Alphabetisierungs- und Deutsch-
kursen, professionell durchgeführt 
von ausgebildeten DaF-Lehrkräften. 
Das bestehende Angebot an Sprach-
kursen muss deutlich ausgeweitet 
werden und für die Teilnehmer*innen 
preisgünstig oder kostenfrei zur Ver-
fügung stehen.

Weiterhin ist eine Sensibilisierung 
der Mitarbeiter*innen der Stadt 
und der ihr angegliederten Unter-
nehmen vor allem im Servicebe-
reich für die Bedürfnisse von Men-
schen mit Migrationshintergrund 
sicherzustellen. Dies bedeutet, dass 
besonders auf Mehrsprachigkeit 
der Mitarbeiter*innen zu achten ist. 
Jede*r muss Zugang zu Beratungs-
angeboten in der eigenen Mutter-
sprache haben. Dies gilt auch für 
wichtige Informationsblätter und 
-broschüren. Unentbehrlich ist ein 
„Orientierungsflyer“ in allen Spra-
chen, der Auskunft über die wich-
tigsten Dinge und Informationen 
für den Alltag in München enthält. 

Darüber hinaus fordern wir die Ein-
richtung einer städtischen Dol-
metschdienstvermittlung. Diese 
soll allen Menschen im Kontakt mit 
städtischen Stellen bei Bedarf eine*n 
Dolmetscher*in für die eigene Mut-
tersprache vermitteln, ggf. auch te-
lefonisch. Die Kosten hierfür werden 
im Bedarfsfall übernommen.

Um insbesondere geflüchtete Men-
schen von Beginn an individuell zu 
unterstützen, fordern wir ein umfas-
sendes, plurales Pat*innensystem. 
Jede*r Neuankommende soll einen 
Paten oder eine Patin in möglichst 
ähnlichem Alter bekommen. Ent-
sprechende Pat*innensysteme gibt 
es bereits mehrere – hier ist ein Aus-
tausch und eine Vernetzung zu orga-
nisieren. Die Pat*innen sind in Bezug 
auf zentrale Herausforderungen zu 
schulen.

Auch Geflüchtete haben ein Recht 
darauf, ihre spezifischen Anliegen in 
Politik und Gesellschaft selbst ein-
zubringen. Um eine eigenständige 
Vertretung und eine Anlaufstelle für 
Probleme und Fragen zu schaffen, 
fordern wir die Einrichtung einer 
Ombudsstelle für Geflüchtete. Die 
Ombudspersonen sollen Rederecht 
in allen für Geflüchtete relevanten 
politischen Gremien auf bayerischer 
und kommunaler Ebene erhalten. 
Eine entsprechende Stelle muss per-
sonell und finanziell ausreichend 
ausgestattet sein, um für Geflüchtete 



103

präsent zu sein und die eigene Ver-
waltung zu stemmen. Die einzurich-
tende Dolmetschdienstvermittlung 
soll auch der Ombudsstelle zur Ver-
fügung stehen.

Die Erfahrungen von 2014 bis 2015 
haben uns gelehrt, dass keineswegs 
sichergestellt ist, dass die staatlichen 
Strukturen in außergewöhnlichen 
Situationen verlässlich funktionie-
ren. Die Regierung von Oberbay-
ern war bei der Unterbringung und 
Versorgung überfordert. Das eh-
renamtliche Engagement hunderter 
Münchner*innen hat dabei in bei-
spielhafter Weise Ersthilfe geleistet. 
Wir fordern daher die bessere Un-
terstützung von Ehrenamtlichen. 
So sind Vernetzungsangebote, Schu-
lungen und Fortbildungen durch 
die Stadt bereitzustellen: Ebenso 
muss eine professionelle Supervisi-
on sichergestellt sein. Unerlässlich 
ist auch umfassender Versicherungs-
schutz aller ehrenamtlich Tätiger. Um 
bei Problemen im Kontakt mit öffent-
lichen Behörden oder Sozialdienst-
leistern vermitteln zu können, ist 
eine unabhängige Ombudsstelle zu 
schaffen, an die sich Ehrenamtliche 
bei Bedarf wenden können. Nicht 
zuletzt muss es möglich sein, den 
Status des Ehrenamts auch für Eh-
renamtliche, die nicht in großen Or-
ganisationen aktiv sind, anerkennen 
zu lassen. Denn davon hängen unter 
anderem staatliche Leistungen wie 
die Ehrenamtskarte ab. Diese Punkte 

gelten natürlich auch für Ehrenamt in 
anderen Themenbereichen.

Erste Jahre
Wenn Geflüchtete und Migrant*innen 
in München angekommen sind, gilt 
es, die ersten Monate und Jahre so 
gut wie möglich zu gestalten. Wir 
legen einen besonderen Wert auf 
das Recht auf Bildung, weil es für uns 
den Grundstein zu gelungener Integ-
ration und Emanzipation legt. Dabei 
gilt für uns das Prinzip des lebenslan-
gen Lernens.

Bildung beginnt mit dem Erlernen 
unserer Sprache. Hier kann die Stadt 
besonders mit dem Angebot von Be-
treuungs- und Bildungsangeboten in 
den Kindertagesstätten unterstützen. 
Dieses Angebot wurde in den letzten 
Jahren deutlich ausgebaut, ist aber 
immer noch stark ausbaufähig. Alle 
Einrichtungen sollen mit qualifizierten 
Sprachfachkräften unterstützt werden, 
um das Erlernen der Sprache von Klein 
auf zu begleiten. Die Erzieher*innen 
sollen bei der Organisation der Elter-
narbeit unterstützt werden, beispiels-
weise durch Informationsmaterialien 
in verschiedenen Sprachen und Kon-
zepte für die Ansprache „unbeteilig-
ter“ Eltern. Auch die einzurichtende 
Dolmetschdienstvermittlung ist den 
städtischen Bildungseinrichtungen zur 
Verfügung zu stellen.

Integration, M
Igration &
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Im schulischen Bereich arbeitet die 
Stadt bereits mit Qualifizierungs-
maßnahmen. Wir halten dies für 
einen sehr begrüßenswerten Ansatz, 
um die unzureichenden Sprachförde-
rungsangebote der Landesregierung 
in München zu ergänzen. Allerdings 
müssen solche Angebote deutlich 
ausgebaut werden, Gymnasial- und 
Realschullehrer*innen sollen beson-
ders ermutigt und unterstützt werden, 
sich weiterzuqualifizieren, um lang-
fristig mehr Sprachlernklassen auch 
an diesen Schularten zu etablie-
ren und Kinder beim Übergang in 
höhere Schularten zu unterstützen. 
Für Erziehungs- und Lehrkräfte sind 
zudem Schulungen in den Bereichen 
Sprachförderung und interkulturelle 
Kompetenz anzubieten [Bildung].

Schüler*innen und Eltern sollen 
durch den Ausbau von Bildungslo-
kalen oder ähnlichen Angeboten 
in allen Stadtteilen niederschwel-
lig unterstützt werden. Dies schließt 
Maßnahmen wie (mehrsprachige) 
Bildungsberatung, kostenlose oder 
preisgünstige Nachhilfeformate, 
den Verleih von Materialien und 
die Vermittlung von ehrenamtlichen 
Patenschaften mit ein. Solche Mög-
lichkeiten sollen flächendeckend in 
allen Bildungseinrichtungen bekannt 
gemacht werden, genauso in Un-
terkünften für Geflüchtete. Mit all 
diesen Maßnahmen wird nicht nur 
den Schüler*innen der Zugang zu 
höheren Bildungswegen erleichtert, 

sondern es werden auch die Lehr-
kräfte in ihrem anspruchsvollen Be-
rufsalltag unterstützt. Zusätzlich zu 
den genannten Maßnahmen halten 
wir es besonders für Geflüchtete für 
zentral, dass Schulbesuchsmöglich-
keiten auch über die Schulpflicht 
hinaus bestehen.

Gute Arbeit vermittelt Anerkennung, 
Wertschätzung und den wichtigsten 
Weg zur sozialen Integration in die 
Gesellschaft. Um eine schnelle Integ-
ration in den Arbeitsmarkt zu ermög-
lichen, fordern wir die Stadt auf, sich 
für eine vereinfachte Anerkennung 
von ausländischen Abschlüssen 
und den Abbau von Bürokratiehür-
den einzusetzen. Überall dort wo die 
LHM Arbeitgeberin oder Auftrag-
geberin ist, darf eine im auslander-
worbene Qualifikation kein Einstel-
lungshindernis mehr sein! Wer einen 
Ausbildungsvertrag unterschreibt 
oder ein Studium beginnt, soll für 
diesen Zeitraum einen Aufenthaltsti-
tel erhalten. Nach dem erfolgreichen 
Abschluss der Ausbildung oder des 
Studiums ist eine dauerhafte Aufent-
haltserlaubnis auszustellen.

In Zusammenarbeit mit kompetenten 
Stellen wie dem DGB Bildungswerk, 
dem Fremdspracheninstitut der Lan-
deshauptstadt München oder auch 
der IHK sollen ausbildungsbeglei-
tende Fachsprachenschulungen 
entwickelt werden.
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Wichtig ist außerdem auch eine 
umfassende und kompetente Be-
rufsberatung für Geflüchtete und 
Migrant*innen aller Hintergründe. 
Wir erachten es hierbei auch als 
notwendig, dass eine Existenzgrün-
dungs- und Beratungsstelle ein-
gerichtet wird bzw. das bisherige 
Angebot auch in anderen Sprachen 
angeboten wird. Die Beratung sollte 
Vorerfahrungen und berufliche Ziele 
in den Vordergrund stellen. Keines-
falls dürfen die Stellen insbesondere 
in Richtung sogenannter „Mangelbe-
rufe“ beraten [Arbeit & Wirtschaft].

In München leben
Die gesellschaftlich-politische Rea-
lität in den Herkunftsländern unter-
scheidet sich bisweilen deutlich von 
der Situation in Deutschland. Daher 
muss die Stadt auch dafür Sorge 
tragen, dass über die bestehenden 
Angebote sowie die Strukturen der 
Stadt zielgerichtet informiert wird. 
Alle Informationen sind auf unter-
schiedlichsten Wegen – online aber 
vor allem auch offline, als Aushang 
oder per Post – zu verbreiten.

Um den Austausch zwischen den 
Menschen vor Ort zu fördern und 
die Integration zu einem langfristi-
gen Erfolg zu machen, wollen wir 
wohnortnahe Angebote wie Nach-
barschaftstreffs und Bildungslokale 
ausbauen. Insbesondere Familien 

wollen wir mit den Familienzentren 
und speziellen Angeboten in den 
Nachbarschaftstreffs ansprechen. 
Auch Menschen, die schon länger 
in München leben, müssen Sprach-
kurse und weitere Bildungsangebo-
te zugänglich gemacht werden. Die 
Werbung für diese Angebote muss 
mehrsprachig und niedrigschwellig 
stattfinden. Besonders für junge Ge-
flüchtete (auch Jugendliche über 18 
Jahre) fordern wir die Öffnung der 
Münchner Freizeitstätten und Einla-
dung zu speziellen Angeboten.

Auch auf dem Arbeitsmarkt sind Men-
schen mit Migrationshintergrund Vor-
urteilen und ablehnenden Haltungen 
ausgesetzt. Zur Sicherstellung gleich-
berechtigter Chancen fordern wir ein 
anonymisiertes Bewerbungsver-
fahren ohne Angabe von Bild, Vor- 
und Zuname, Staatsangehörigkeit, 
Geschlecht, Geburtsdatum oder et-
waiger Behinderung für alle Stellen-
ausschreibungen der Stadt und der 
ihr angeschlossenen bzw. von ihr be-
einflussbaren Unternehmen und Ins-
titutionen. Bewerber*innen dürfen zu 
Vorstellungsgesprächen ausschließ-
lich nach dem Gesichtspunkt der 
Kompetenz eingeladen werden.

Integration bedeutet niemals Assi-
milation. Unsere Mitbürger*innen 
aus den vielfältigsten Kulturräumen 
müssen sich deshalb in unserer 
gemeinsamen Stadt wiederfinden 
können. Wir fordern daher, dass 
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alle Kulturen Zugang zu geeigne-
ten Begegnungsräumen haben. 
Besonders sei hier die Suche nach 
einem Raum für ein in oder nahe der 
Innenstadt gelegenes muslimisches 
Gemeinde- und Kulturzentrum zu 
nennen. Ebenso fordern wir die Stadt 
auf, die liberale jüdische Gemein-
de München bei ihrer Suche nach 
einem Standort für eine Synagoge zu 
unterstützen. 

Weiterhin sind Projekte zu fördern, 
die den gegenseitigen Austausch un-
terschiedlichster Kulturen und Religi-
onen fördern, um Dialoge zu ermög-
lichen. Das Leben von Traditionen, 
z. B. das Begehen bestimmter Feier-
tage, muss jedem Mitglied unserer 
Stadtgesellschaft möglich sein. Den 
städtischen Angestellten sowie denen 
der stadteigenen Betriebe muss die 
Möglichkeit offenstehen, an den 
entsprechenden Tagen Urlaub zu 
nehmen. Auch fordern wir die Stadt 
auf, in städtischen Kitas und Schulen 
darauf hinzuwirken, die kulturellen 
Hintergründe aller Kinder und Ju-
gendlichen in die Jahresgestaltung 
einfließen zu lassen.

Bei alldem gilt für uns: Aufgrund der 
Religionsfreiheit und der Trennung 
von Staat und Religion lehnen 
wir religiöse Symbole in öffentli-
chen Gebäuden und dergleichen 
entschieden ab. Das betrifft natür-

lich nicht das Recht von Einzelnen, 
religiöse Symbole zu tragen. Lang-
fristig soll auch der Religionsunter-
richt an Schulen durch einen für alle 
Schüler*innen verpflichtenden Ethik-
unterricht ersetzt werden.

Im Stadtrat sowie in den Bezirksaus-
schüssen sind Menschen mit Migra-
tionshintergrund deutlich unterreprä-
sentiert. Hier sind Lösungsansätze zu 
entwickeln. Die Stadt ist außerdem 
gefordert, bei der Besetzung höher-
gestellter Positionen in der Verwal-
tung sowie ihren Gesellschaften auf 
eine Repräsentation zu achten, die 
der Vielfalt unserer Stadt Rechnung 
trägt. Denn Integration ist nur mit Re-
präsentation erfolgreich. Um diese 
Rechte auch nutzen zu können, muss 
sowohl bezüglich der Wahlrechte als 
auch der weiteren politischen Partizi-
pationsmöglichkeiten eine verstärkte 
Aufklärung seitens der Stadt geleis-
tet werden. Den Bezirksausschüssen 
sollen eigene Integrationsbeauftrag-
te zugeordnet werden. Der Migrati-
onsbeirat ist seit vielen Jahrzehnten 
ein erfolgreiches Mittel, um die po-
litische Teilhabe von Geflüchteten 
und Migrant*innen in unserer Stadt 
zu fördern. Diesen gilt es weiter zu 
stärken. Darüber hinaus fordern wir 
das kommunale Wahlrecht auch für 
Menschen aus Drittstaaten ein, denn 
Demokratie braucht jede Stimme!
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•	 die Ausrufung Münchens als Sicheren Hafen
•	 keine städtischen Mittel für Abschiebegefängnisse
•	 die Abschaffung des Abschiebegefängnisses am Münchner Flughafen
•	 das Vorhalten der Soforthilfe-Strukturen
•	 Förderung von Wohnprojekten für Menschen mit unterschiedlichen kulturellen 

Hintergründen
•	 die Bereitstellung von Informationsangeboten für jeden Menschen in der eige-

nen Muttersprache
•	 die Ausweitung des Angebots an Alphabetisierungs- und Deutschkursen
•	 die Sensibilisierung der Mitarbeiter*innen der Stadt und angegliederter Unter-

nehmen für Bedürfnisse von Menschen mit Migrationshintergrund
•	 die Einrichtung einer städtischen Dolmetschdienstvermittlung
•	 den Aufbau eines Pat*innensystems
•	 die Einrichtung einer Ombudsstelle für Geflüchtete
•	 umfassende Leistungen für Ehrenamtliche
•	 Aufenthaltstitel während der Zeit von Ausbildung bzw. Studium, gefolgt von 

einer dauerhaften Aufenthaltserlaubnis nach dem erfolgreichen Abschluss
•	 die Entwicklung von ausbildungsbegleitenden Fachsprachenschulungen
•	 Berufsberatung für Migrant*innen, inkl. Beratungsangebote zu Aus- und Wei-

terbildungsmöglichkeiten
•	 die Einrichtung einer Existenzgründungs- und Beratungsstelle
•	 anonymisierte Bewerbungsverfahren für alle Stellenausschreibungen der Stadt
•	 im Ausland erworbene Qualifikationen müssen in München anerkannt sein!
•	 geeignete Räume zur Zusammenkunft für alle Kulturen
•	 die Möglichkeit für Angestellte der Stadt bzw. der stadteigenen Betriebe, an 

ihren religiösen Feiertagen Urlaub zu nehmen
•	 verpflichtender Ethikunterricht statt Religionsunterricht für alle Schüler*innen
•	 die Entwicklung von Lösungsansätzen zur besseren Repräsentation von Men-

schen mit Migrationshintergrund im Stadtrat sowie in den Bezirksausschüssen
•	 die Besetzung von höhergestellten Positionen in der Verwaltung und in städti-

schen Gesellschaften im Einklang mit der Vielfalt unserer Stadtgesellschaft
•	 die Einführung von Integrationsbeauftragten in den Bezirksausschüssen
•	 die Stärkung des Migrationsbeirats
•	 das kommunale Wahlrecht auch für Menschen aus Drittstaaten

Wir fordern

Integration, M
Igration &

 Flucht
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Wir verstehen uns als antifaschistischer Verband. Antifaschismus ist für uns 
eine thematische und chronologische Querschnittsaufgabe: der Kampf 
gegen Faschismus, Rassismus, Antisemitismus und andere Formen gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit muss in allen Politik- und Lebensbereichen 
geführt werden. Gerade im Hinblick auf das Erstarken der völkisch-nationa-
listischen und antidemokratischen AfD erneuern wir unser Bekenntnis zum 
Antifaschismus und kämpfen entschieden gegen Rechts. Es gilt: Nie wieder! 
Unser Engagement richtet sich aber nicht nur gegen die direkt sichtbaren 
Erscheinungsformen dieser menschenfeindlichen Ideologien, sondern auch 
gegen jegliche Form sogenannter Alltagsdiskriminierung.

München hat aus historischer Sicht, als sogenannte „Hauptstadt der Bewe-
gung“ während des nationalsozialistischen Regimes, eine besondere Rolle. 
Damit die Stadt auch weiterhin eine weltoffene und tolerante Stadt bleibt, 
sehen wir Jusos einige Aufgaben und Herausforderungen, die wir gemein-
sam mit den Münchner*innen bewältigen werden. Ziel muss es sein, dass 
die AfD nicht im Stadtrat und in den Bezirksausschüssen vertreten sein wird 
und wir an unsere bereits in der Vergangenheit und Gegenwart erfolgreiche 
antifaschistische Arbeit anknüpfen und diese ausweiten.

Antifaschismus
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Erinnern und 
Gedenken: Nie 
wieder Faschismus!
Nur wer sich seiner Geschichte 
bewusst ist, kann die Zukunft positiv 
gestalten. Wir Jusos begrüßen die 
vielfältigen Orte und Anlässe des 
Erinnerns an die Gräuel des Natio-
nalsozialismus in München. Es gibt 
jedoch immer noch einige Bereiche, 
in denen wir uns mehr Gedenken, 
Erinnern und Mahnen wünschen. 
Wir fordern die Stadt auf, jährlich 
am Tag des Gedenkens an die Opfer 
des Nationalsozialismus (27. Januar) 
und am Tag der Befreiung (8. Mai) 
eine zentrale Gedenkveranstal-
tung an prominenter Stelle (z.B. Ma-
rienplatz, Odeonsplatz) abzuhalten. 
Wir fordern die Einführung eines 
gesetzlichen Feiertages am Tag der 
Befreiung (8. Mai).

Die lange Diskussion zum Thema 
dezentrales Gedenken in München 
mündete letztendlich in die Aufstel-
lung von Gedenkstelen. Endlich wird 
auch einzelner Opfer sichtbar inner-
halb der Stadt gedacht. Wir fordern 
nun die zügige Prüfung, Planung 
und Aufstellung weiterer Stelen. 
Die Stadt muss die nötige finanzielle 
und personelle Unterstützung hierbei 
garantieren. Die Möglichkeit, neue 
Stelen zu beantragen, soll in der 
Münchner Stadtgesellschaft bekann-

ter gemacht werden. Jede Einwei-
hung einer neuen Stele muss auch 
weiterhin von einer würdigen Zere-
monie begleitet werden.

Das NS-Dokumentationszentrum 
ist nun in der Stadt etabliert. Wir er-
achten es dennoch als notwendig, 
die Ausstellung noch spezifisch für 
die Anforderungen junger Menschen 
weiterzuentwickeln. Dieser Prozess 
sollte unter stärkerer Einbindung 
von Träger*innen der Jugendarbeit 
und von bereits in München aktiven 
jungen Antifaschist*innen durchge-
führt werden. Wir fordern freien Ein-
tritt für das NS-Dokumentationszen-
trum.

Mittlerweile wurden einige Projekte 
in München und Bayern durchge-
führt, die sich mit der besonderen 
Rolle der wenigen noch lebenden 
Zeitzeug*innen beschäftigen. Wir 
fordern die Stadt auf, zu analysieren, 
wie diese Projekte noch optimiert 
werden können. Da wir nunmehr 
die letzte Chance haben, mit noch 
lebenden Zeitzeug*innen ergänzen-
de Projekte durchzuführen, sollte 
dies höchste Priorität besitzen. Die 
Stadt wird aufgefordert, insbesonde-
re die Durchführung dieser Projekte 
mit Jugendgruppen und Schulklas-
sen zu fördern. Gleichermaßen soll 
München die Entschädigung von 
Zwangsarbeiter*innen auf städti-
schem Gebiet selbstständig aufgrei-
fen.

Antifaschim
us
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Wir begrüßen die angestrebten 
Umbenennungen von Straßen 
und Plätzen mit aus historischen 
Gründen unangemessenen Namen, 
fordern jedoch nachdrücklich die Be-
schleunigung des Prozesses sowie die 
weitere Prüfung von Namen. Insbe-
sondere ein undifferenzierter Bezug 
zur Kolonialgeschichte Deutschlands 
ist hierbei zu bedenken. Die Umbe-
nennung solcher Straßen und Plätze 
bietet eine einmalige Gelegenheit, 
neue historisch bedeutsame, aber 
lange ignorierte Personengruppen 
zu würdigen. Wir fordern deshalb 
die besondere Berücksichtigung von 
weiblichen Antifaschistinnen und Wi-
derstandskämpferinnen gegen den 
Nationalsozialismus als auch die Ko-
lonialherrschaft.

Wir erachten es für dringend geboten, 
dass sich die Stadt mit möglichen 
Formen und Orten für ein angemes-
senes Gedenken an Opfer rechter 
Gewalt seit 1945 auseinandersetzt. 
Dabei ist der Fokus noch stärker auf 
die Opfer und ihre Angehörigen zu 
legen und nicht auf die Täter*innen, 
z.B. durch Benennung von Straßen 
und Plätzen, Einrichtung geeigneter 
Gedenkstätten und die Übertragung 
bestehender Gedenkformate aus 
dem Kontext der Opfer des Natio-
nalsozialismus. Hierbei ist es erfor-
derlich, dass die Angehörigen der 
Opfer jeweils in den Prozess einge-
bunden werden und ihnen ein Veto-
recht eingeräumt wird. So fordern wir 

die Stadt auf, den kaum bekannten 
Brandanschlag auf das Altenheim 
der israelitischen Kultusgemeinde 
München und Oberbayern 1970 
mittels einer Gedenkstätte ins öf-
fentliche Bewusstsein zu rücken. Zu 
nennen ist hierbei auch das jährliche 
Gedenken anlässlich des Oktober-
festanschlags. Eine Umgestaltung 
des Mahnmals ist überfällig und 
auch ein Innehalten des Oktoberfests 
am Jahrestag ist politisch zu thema-
tisieren. Die Stadt wird aufgefordert, 
in der breiten Gesellschaft ein Be-
wusstsein für die auch in München 
verübten Morde des NSU zu schaf-
fen. Auch beim Gedenken an die 
Opfer des OEZ-Attentats 2016 soll 
die Stadt aktiv die Auseinanderset-
zung der Stadtgesellschaft mit den 
politisch rechten Beweggründen des 
Täters fördern. Ebenso soll sie weiter 
auf den Freistaat Bayern einwirken, 
damit auch dieser das Attentat als 
rechten Terrorakt anerkennt. Auf-
grund des mittlerweile belegten po-
litischen Hintergrunds halten wir es 
für unumgänglich, die Inschrift am 
Erinnerungsort abzuändern. Der im 
Moment verwendete Begriff „Amok-
lauf“ suggeriert eine spontane, un-
politische und wahllose Gewalttat.

Vor über 100 Jahren scheiterte der 
Versuch der Münchner Arbeiter*innen, 
die bereits begonnene Revolution 
unter Kurt Eisner zu Ende zu führen 
und eine sozialistische Räterepublik 
zu errichten. Im Gedenken und zur Er-
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innerung an den mutigen Kampf der 
Münchner Arbeiter*innen fordern wir 
deshalb eine zentrale Gedenkstätte 
an die Münchner Räterepublik und 
ihre Niederschlagung an einem pro-
minenten Ort.

Umgang mit Nazis in 
der Stadtgesellschaft
Die Stadt muss alle juristischen 
Möglichkeiten ausschöpfen, um 
Veranstaltungen von Nazis zu 
unterbinden. Wenn Versammlungen 
angemeldet werden, muss die Stadt 
umfassend und schnellstmöglich 
in geeigneter Weise darüber infor-
mieren, sodass zivilgesellschaftli-
cher Widerstand organisiert werden 
kann. Auch die Bildung von breiten 
Bündnissen kann hierbei für den 
Protest sinnvoll sein, sofern inner-
halb des Bündnisses über bestimmte 
Grundwerte und Ansichten Konsens 
herrscht.

Dies erfordert die Erweiterung der 
Liste geschützter Orte um die 
ehemaligen und aktuellen Stand-
orte der Synagogen sowie symbol-
trächtige Orte des Nationalsozialis-
mus in München (z. B. Königsplatz, 
Odeonsplatz), um sie als potenzielle 
Versammlungsorte von vornherein 
auszuschließen. In diesem Kontext 
sollte die Stadt auch die Umwid-
mung bestimmter Gebäude und 

Räume prüfen, um unangemessene 
Veranstaltungen dort zu verhindern. 
Allen rechten Organisationen muss 
der Zugang zu städtischen Veran-
staltungsräumen verweigert werden. 
Insbesondere Bildungseinrichtungen 
und Einrichtungen, die stark von 
Minderjährigen frequentiert werden, 
dürfen nicht zum Spielball dieser Be-
wegungen und Parteien werden.

Die Fachstelle für Demokratie ist 
personell aufzustocken, um die anfal-
lende Arbeit bewältigen zu können. 
Die Fachstelle soll gerade auch in 
der Bildungsarbeit, unter Einbindung 
ziviler Bildungsträger*innen, eine ko-
ordinierende Rolle einnehmen. Wir 
fordern die Stadt dazu auf, unter 
Einbindung der Fachstelle für De-
mokratie, des Bildungskollektivs „Die 
Pastinaken“ und der FIRM Bildungs-
angebote gegen Rassismus, Antise-
mitismus und Diskriminierung in den 
städtischen Betrieben und Tochterge-
sellschaften durchzuführen. Das be-
währte städtische Konzept „Vielfalt 
statt Einfalt“ zur Sensibilisierung 
von Auszubildenden ist auf die städti-
schen Tochtergesellschaften zu über-
tragen. Die Fachstelle für Demokratie 
ist als Stabstelle in die Entwicklung, 
Durchführung und Qualitätssiche-
rung aller Fortbildungsmaßnahmen 
einzubinden, in denen Rassismus, 
Antisemitismus und andere Formen 
gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit eine Rolle spielen. Schon 
aus historischer Verantwortung darf 

Antifaschim
us



politische Bildung aber nicht allein 
in staatlicher Hand liegen. Deshalb 
sollen auch andere Betriebe dazu 
ermutigt werden, diese Programme 
aufzugreifen oder eigene Projekte 
zu starten. Sportvereine, freiwillige 
Feuerwehren und Einrichtungen der 
Jugendarbeit werden wir gezielt bei 
ihrer antirassistischen und antifa-
schistischen Arbeit unterstützen.

Die Fachinformationsstelle Rechts-
extremismus München hat sich in 
ihrer Arbeit bewährt. Sie bietet eine 
Anlaufstelle für unterschiedliche 
Akteur*innen in München, die detail-
lierte Informationen über Entwicklun-
gen der rechten Szene in München 
und der Region suchen. Daher 
fordern wir, die Arbeit der Fachinfor-
mationsstelle fortzusetzen und finan-
ziell zu stärken. Hierzu erachten wir 
die personelle Aufstockung der 
FIRM als notwendig. Ebenso soll 
die Stadt technische Ausstattung und 
Räumlichkeiten bezuschussen, damit 
die FIRM als Anlaufstelle noch besser 
von allen Bürger*innen und Initiati-
ven genutzt werden kann.

Die Fachstelle für Demokratie der 
Stadt München soll in Zusammen-
arbeit mit der Fachinformationsstelle 
Rechtsextremismus Fortbildungsmo-
dule für die Beauftragten gegen 
Rechtsextremismus der Bezirks-
ausschüsse entwickeln. Diese sollen 
halbjährlich von der FIRM durch-
geführt werden, um den Austausch 
zwischen den BA-Beauftragten zu 
verbessern, sich gegenseitig über 

neue Entwicklungen zu informieren 
und neue Projekte zu planen und 
durchzuführen. Die BA-Beauftragten 
müssen bei der Wahrnehmung ihres 
Amtes rechtlich durch die Stadt ab-
gesichert und beraten werden.

Die Jusos München haben sich jah-
relang für die Einrichtung einer Bera-
tungsstelle eingesetzt, die sich um die 
Belange von Menschen kümmert, die 
von rechter und rassistischer Gewalt 
und Diskriminierung in München be-
troffen sind. Seit 2016 existiert nun 
die Beratungsstelle before e.V., 
die sehr wichtige Arbeit leistet. Die 
jährlichen Fallzahlen belegen die 
Notwendigkeit einer solchen Stelle 
und geben gleichzeitig Einblick in 
Münchner Zustände. Die Arbeit 
von before ist mittelfristig über den 
Beschluss des Stadtrats gesichert. 
Jedoch machen die zahlreichen An-
fragen und zu bearbeitenden Fälle 
es nötig, before e.V. personell aufzu-
stocken und die technische Ausstat-
tung anzupassen.

Die Fallzahlen von before belegen 
eindeutig, dass ein großes Dunkel-
feld von Straftaten mit menschen-
feindlichem Hintergrund existiert, 
das oftmals nicht in die offizielle Kri-
minalstatistik einfließt. Daher fordern 
wir die Durchführung einer Dunkel-
feldstudie zu Hasskriminalität. Die 
inhaltliche Koordination des Themas 
sollte bei der Fachstelle für Demo-
kratie liegen, die Beratungsstelle 
before ist in die Arbeit einzubinden.
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•	 eine zentrale Gedenkveranstaltung am 27. Januar sowie eine Befreiungs-
feier am 8. Mai

•	 das zügige Aufstellen weiterer Gedenkstelen
•	 die Schaffung eines erleichterten Zugangs zur Ausstellung im NS-Dokuzen-

trums für Jugendliche
•	 die städtische Förderung der Arbeit mit Zeitzeug*innen
•	 die Entschädigung von Zwangsarbeiter*innen auf städtischem Gebiet
•	 die Umbenennung von historisch belasteten Straßennamen
•	 bei der Umbenennung ist die Chancen zu nutzen, neue historisch bedeut-

same, aber lange ignorierte Personengruppen zu würdigen, wie weibliche 
Antifaschistinnen und Widerstandskämpferinnen

•	 ein angemessenes Gedenken an Opfer rechter Gewalt in München seit 
1945

•	 die Unterbindung von Naziveranstaltungen mit allen juristischen Mitteln
•	 die Erweiterung der Liste geschützter Orte und die Prüfung der Umwidmung 

von Räumlichkeiten
•	 Bildung gegen Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung auch in den 

städtischen Betrieben
•	 die Unterstützung von Sportvereinen, freiwilligen Feuerwehren und anderen 

Einrichtungen der Jugendarbeit in diesem Bereich
•	 die personelle Aufstockung der Fachstelle für Demokratie, der Fachinfor-

mationsstelle Rechtsextremismus (FIRM), von before e.V. und der Pastinaken
•	 die Entwicklung von Fortbildungsmodulen für die Beauftragten gegen 

Rechtsextremismus der Bezirksausschüsse
•	 die Durchführung einer Dunkelfeldstudie zum Zusammenhang von Hasskri-

minalität mit dem subjektiven Sicherheitsgefühl
•	 die Fortführung und Weiterentwicklung der Fortbildungsformate zum ent-

schiedenen Auftreten gegen Rassismus und gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit im Hoheitsbereicht der Stadtverwaltung sowie eine Ausweitung 
des Programms “Vielfalt schlägt Einfalt” und einen Wissenstransfer auf die 
städtischen Tochtergesellschaften

•	 entsprechend des Verbots sexisitischer Werbung ein Verbot rechtsradikaler 
Werbung und Wahlwerbung

Wir fordern

Antifaschim
us
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München ist eine vielfältige Stadt. Trotz zahlreicher Bemühungen gibt es auch 
in München nach wie vor strukturelle Benachteiligung von Frauen* und Men-
schen, deren Identität von der Heteronormativität abweicht. Die Stadt soll 
ihr Engagement ausbauen, um patriarchale Strukturen in ihrem Wirkungsbe-
reich zu identifizieren und zu überwinden.

Gleichstellung
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Frauen* in der 
Stadtverwaltung
Die Stadt München ist schon immer 
Vorreiterin beim Thema Gleichstel-
lung. Die Verwaltung als Exekutive 
stellt daher das Soziotop dar, in dem 
eine gleichgestellte Arbeitswelt ab-
gebildet sein sollte. Dies ist jedoch 
nicht der Fall. Wir fordern daher, 
dass sich der Frauen*anteil in der 
Verwaltung (aktuell 57,7 %) in den 
Führungspositionen (aktuell 48,8 %) 
widerspiegeln muss. Zur Erreichung 
diese Ziels fordern wir eine Beset-
zung von Führungspositionen in der 
QE 4 ausschließlich mit Frauen*, bis 
der Frauen*anteil sich auch in der 
Führungsebene eins zu eins abbildet. 
Dies gilt auch für alle städtischen 
Unternehmen.

Zwar ist es in tarifgebundenen Ar-
beitsverträgen wesentlich schwieri-
ger, eine ungleiche Bezahlung von 
Männer*n und Frauen* entstehen zu 
lassen, die Erfahrung zeigt jedoch, 
dass Frauen* öfters niedriger ein-
gruppiert werden als Männer* mit 
gleicher Qualifikation. Wir fordern 
daher eine kritische Evaluation der 
Beschäftigungs- und Lohnstruktur 
der Stadt auf weibliche Diskriminie-
rung und eine gegebenenfalls not-
wendige Neugruppierung bzw. An-
gleichung der Gehälter.

Gleichstellung ist ein gesamtgesell-
schaftliches Thema. Im Kampf gegen 
verfestigte Rollenbilder und für die 
Gleichstellung der Frau ist es uner-
lässlich, dass die Männer* an der 
Seite der Frauen* kämpfen. Hierzu 
muss auch gehören, dass Männer* 
Frauen* beim Wiedereinstieg in den 
Beruf unterstützen und dass es eine 
Selbstverständlichkeit wird, dass 
auch Männer* ihren Anspruch auf 
Teilhabe an der Familie einfordern. 
Trotz der Sicherheit des Arbeitsplat-
zes bei der Stadt, fällt auf, dass der 
Anteil an Männer*n, die Elternzeit 
nehmen, in der Verwaltung nicht si-
gnifikant höher ist als in der freien 
Wirtschaft. Wir fordern die Stadt 
daher auf, auch Männer*n aktiv zu 
vermitteln, dass die Inanspruchnah-
me von Elternzeit ausdrücklich er-
wünscht ist.

Die Stadt hat bereits seit Jahren das 
Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit. 
Trotzdem besteht auch bei der Stadt 
eine sog. Teilzeitfalle. Kompetenzen, 
die Frauen* während ihrer Care-
Arbeit erwerben, werden in ihrer Be-
urteilung und Eingruppierung nicht 
berücksichtigt. Wir fordern die Stadt 
daher auf, den Wert von Care-Ar-
beit auch in Hinblick auf den Bereich 
Arbeit anzuerkennen.

Sprache beherrscht unser Denken. 
Deswegen fordern wir, dass die Stadt 
in Zukunft auf ihrer Homepage und 
im Schriftverkehr mit dem * gendert.  

Gleichstellung
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Verträge und offizielle Dokumente 
werden künftig im Hinblick auf das 
Geschlecht der handelnden Perso-
nen grammatikalisch korrekt aus-
formuliert. Eine Gesellschaft sowie 
eine GmbH oder die Stadt sind vom 
Genus her weiblich, sie sollen daher 
zumindest in allen offiziellen Do-
kumenten als weiblich bezeichnet 
werden und nicht wie bisher z. B. als 
„der Verkäufer“ oder „der Käufer“.

Frauen* in 
der Politik
Wir fordern die Parität in Parla-
menten und damit auch im Stadtrat. 
Die Gesellschaft muss gleichwertig 
repräsentiert werden. Die SPD hat 
deshalb bereits seit 1988 eine quo-
tierte Aufstellungsliste für den Stadt-
rat. Ziel muss nun eine verpflich-
tende Parität bei Stadtratslisten aller 
Parteien sein.

Ein Grund, aus dem weniger Frauen* 
in Parlamenten sitzen, ist, dass Sit-
zungen oft zu Zeiten stattfinden, zu 
denen sie in die Kinderbetreuung 
eingebunden sind – sei es nachmit-
tags oder abends. Um diese Hürde 
abzubauen und politische Partizipa-
tion von Frauen* zu ermöglichen, 
fordern wir ein Modellprojekt „Kin-
derbetreuung für politische Arbeit“. 
Dieses soll im Rathaus angesiedelt 
sein und Eltern eine Kinderbetreu-

ung während den Sitzungen zur 
Verfügung stellen. Längerfristig soll 
dieses Projekt ausgeweitet werden, 
hin zu einer „Kinderbetreuung für 
politisches Ehrenamt“ und in allen 
öffentlichen Gebäuden zur Verfü-
gung stehen. Nichtsdestotrotz muss 
langfristiges Ziel sein, Sitzungen zu 
Zeiten stattfinden zu lassen, die eine 
Vereinbarkeit von Mandat und 
Familie ermöglichen. Auch in dieser 
Hinsicht sehen wir die Notwendigkeit 
einer Abkehr von der ehrenamtlichen 
Stadtratstätigkeit hin zu einer haupt-
amtlichen [Demokratie].

Die Gesamtsituation zeigt, dass 
Gleichstellung auf allen Ebenen ge-
fördert werden muss. Daher fordern 
wir für alle Bezirksausschüsse 
Frauen*beauftragte und auch hier 
die Unterstützung der Vereinbarkeit 
von Mandat und Familie.

Sexualisierte Gewalt 
& körperliche 
Selbstbestimmung
Frauen* sind immer noch viel zu 
häufig und signifikant stärker von 
Gewalt und sexualisierter Gewalt 
betroffen, als Männer*. Dies 
nehmen wir nicht hin und fordern die 
Stadt auf, ihre Anstrengungen zum 
Schutz von Frauen* und Mädchen* 
zu verstärken. Konkret fordern wir 
mehr städtische Frauen*häuser, 
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sowie spezifische Anlaufstellen für 
junge Mädchen* in Notsituationen. 
Frauen* müssen auch über die Zeit 
in den Erstaufnahmestellen hinaus 
unterstützt werden, beispielsweise 
mit zeitlich begrenzten Wohnmög-
lichkeiten, um den Übergang und 
den Neustart in ein eigenständiges 
und freies Leben zu ermöglichen [So-
zialpolitik]. 

Wir fordern die Stadt dazu auf, unter 
Einbindung der Gleichstellungs-
stelle, das bewährte Konzept „Viel-
falt schlägt Einfalt“ um den Bereich 
„Machtmissbrauch und sexualisierte 
Gewalt“ zu erweitern.

Wir unterstützen das Projekt der „Si-
cheren Wiesn“ und setzen uns für 
die Fortführung und den Ausbau 
ein. Die Stadt unterstützt die „Sichere 
Wiesn“ auch finanziell. Allerdings 
sehen wir die Wiesn-Wirt*innen in der 
Pflicht, diese Anlaufstelle zu unter-
stützen bzw. perspektivisch komplett 
zu finanzieren. Die dadurch freiwer-
denden Gelder sollten Initiativen und 
Vereinen zugute kommen, die sich 
der Prävention von Gewalt gegen 
Frauen* und Mädchen* widmen.

Uns ist bewusst, dass nicht nur 
Frauen* unter sexualisierter und po-
litisch motivierter Gewalt im öffentli-
chen Raum leiden. Deshalb fordern 
wir ein Aktionsprogramm einschl. 
einer Aufklärungskampagne der 
Stadt zum Thema LGBTIQA* und 

der steigenden Gewalt gegen Perso-
nen dieser Gruppen. Wir begrüßen 
ausdrücklich die Einrichtung eines 
Lesbenzentrums als Pendant zum Sub 
(Schwules Kommunikations- und Kul-
turzentrum München e.V.), das auf 
Initiative der SPD-Stadtratsfraktion 
eingerichtet wird. Wir fordern analog 
zum Verbot sexistischer Werbung im 
Stadtgebiet ein Verbot von Werbung 
für Länder, in denen Frauen* und/
oder LGBTIQA* gesetzlich diskrimi-
niert werden, insbesondere in Bezug 
auf jene Länder, wo ihnen die Todes-
strafe droht. Vorbild ist hierbei das 
Vorgehen der Stadt London.

Jeder Person hat das Recht auf kör-
perliche Selbstbestimmung und Un-
versehrtheit. Hierzu gehört auch und 
besonders das Recht auf eine selbst-
bestimmte Fortpflanzung. Wir fordern 
die Stadt deshalb auf, Schwangeren 
den Zugang zu legalen, medizinisch 
einwandfreien und diskriminierungs-
freien Schwangerschaftsabbrü-
chen zu erleichtern. Hierzu sollen Be-
ratungsangebote und durchführende 
Praxen bzw. Kliniken auf der Inter-
netseite der Stadt (www.muenchen.
de) gelistet werden. Darüber hinaus 
muss es in allen städtischen Klini-
ken die Möglichkeit zum Schwan-
gerschaftsabbruch geben. Die Stadt 
hat für die ausreichende Qualifizie-
rung der Gynäkolog*innen Sorge zu 
tragen. [Gesundheitspolitik]

Gleichstellung
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Verstärkte 
Frauen*förderung
Die Lebensrealität der 
Münchner*innen ist sehr unter-
schiedlich und divers. Wir fordern 
die Stadt auf, dies in allen ihren 
Handlungen zu berücksichtigen und 
diese Diversität auch öffentlich z. B. 
in ihren Kampagnen und Veröffent-
lichungen verstärkt darzustellen. 
Dieser Diversität muss auch in der 
Frauen*förderung der Stadt Rech-
nung getragen werden.

Wir begrüßen den Bau und die Fi-
nanzierung der einzigen Unterkunft 
nur für geflüchtete Frauen* durch 
die Stadt. Ein geschützter Wohnbe-
reich ist aber nicht ausreichend, um 
geflüchteten und traumatisierenden 
Frauen* angemessen zu helfen und 
den Neustart in ein selbstbestimmtes 
Leben in Deutschland zu ermögli-
chen. Wir fordern die Unterstüt-
zung empowernder Angebote für 
geflüchtete Frauen*, wie beispiels-
weise durch JUNO – eine Stimme 
für FlüchtlingsFrauen* oder Refugio 
München, sowie die Evaluation und 
ggf. Erweiterung des städtischen An-
gebots für geflüchtete Frauen*.

Auch die regionale Frauen*arbeit in 
den Stadtteilen muss evaluiert und 
ggf. erweitert werden. Ältere Frauen* 
sind statistisch deutlich häufiger von 

Altersarmut betroffen. Hier muss 
die Stadt mit einer spezifischen 
Zulage gegenwirken und weitere 
Fördermöglichkeiten prüfen. Auch 
müssen die ASZen in die Lage ver-
setzt werden, noch spezifischer auf 
die Bedürfnisse älterer Frauen* ein-
zugehen.

Frauen* jeden Alters und Hinter-
grunds müssen durch Beratungs-
angebote beim (Wieder-)Einstieg 
in die Vollzeitberufstätigkeit unter-
stützt werden. Junge Frauen* müssen 
durch die Einrichtung eines Jugend-
treffs nur für Mädchen* und spezielle 
Angebote für Mädchen* in bestehen-
den Jugendeinrichtungen gefördert 
werden [Sozialpolitik].

Desweiteren fordern wir die Stadt auf, 
ihre bestehenden finanziellen Gestal-
tungsmöglichkeiten noch stärker im 
Sinne einer aktiven Frauen*förderung 
einzusetzen. Finanzielle Förderung 
von Vereinen und gesellschaftlicher 
Gruppen muss kritisch auf die Betei-
ligung von Frauen* geprüft werden. 
Auch bei Vergaben öffentlicher Auf-
träge muss die Stadt ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung gerecht 
werden und Frauen* aktiv durch Be-
auftragungen fördern. 

Wir fordern daher ein Gender-
bugeting bei der Vergabe städ-
tischer Förderung. Diese soll zu 
50% an Vereine, Institutionen und 
Firmen vergeben werden, die expli-
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zit Frauen*förderung betreiben und 
Frauen* beteiligen. Das gilt auch für 
die Förderung von Frauen* in Kunst 
und Kultur durch die städtischen 
Museen [Kultur].

Gleichstellung in 
der Bildung
Die Überwindung des Patriarchats 
kann nur durch Emanzipation pas-
sieren. Bildung und Reflexion sind 
die Grundlagen für diesen Kampf. In-
nerhalb der Schulen muss es deshalb 
auch Aufklärung außerhalb von He-
teronormativität geben und Unter-
stützung für die Entwicklung einer 
eigenen Identität angebote werden. 
Wir fordern die Stadt auf, hierfür 
Angebote im Rahmen der Ganz-
tagsschule in Zusammenarbeit mit 
Träger*innen, die in diesem Bereich 
bereits aktiv sind, zu schaffen.

Die Stadt entwickelt außerdem ein 
verpflichtendes Schulungsprogramm 
für Erzieher*innen und Lehrkräfte, um 
sicherzustellen, dass die Erziehungs-
arbeit keine Geschlechterstereo-
type schafft, sondern die Kinder in 
ihrer Individualität fördert. [Bildung]

Ebenso müssen Erzieher*innen und 
Lehrkräfte für das Thema LGBTIQA* 
sensibilisiert werden.

In den städtischen Bildungseinrich-
tungen werden flächendeckend gen-
derneutrale Toiletten geschaffen 
oder Männer*toiletten entsprechend 
umgewandelt. Frauen*toiletten 
sollen dabei als Schutzräume expli-
zit bestehen bleiben. In allen öffent-
lichen Toiletten müssen kostenfrei 
Monatshygieneprodukte, Mülleimer 
sowie Kondome zur Verfügung ge-
stellt werden, um den kostenfreien 
Zugang aller Menschen zu diesen 
grundlegenden Produkten und damit 
eine hygienische Menstruation sowie 
geschützten Geschlechtsverkehr si-
cherzustellen.

Darüber hinaus muss dem Thema 
sexuelle Aufklärung, Safer Sex 
und selbstbestimmte Sexualität 
mehr Raum an städtischen Schulen 
eingeräumt werden. Lehrkräfte 
müssen zum Thema sexualisierte 
Gewalt und dem angemessenen 
Umgang der verschiedenen Erschei-
nungsformen dieser beispielsweise 
durch das pädagogische Institut ge-
schult werden. Die verschiedenen 
Möglichkeiten der Monatshygiene, 
einschl. einer ausführlichen Erklä-
rung der richtigen Anwendung sowie 
der Verteilung kostenfreier Produk-
te, muss zwingend Bestandteil des 
Sexualkundeunterrichts werden. Ein 
besonderes Augenmerk ist dabei 
auf ökologische, preisgünstige und 
gesundheitlich fortschrittliche (Redu-
zierung des Risikos von Toxischem 
Schocksyndrom) Produkte wie bspw. 

Gleichstellung
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Menstruationstassen zu legen, die in 
Deutschland noch relativ unbekannt 
sind.

Egalisierung 
diskriminierender 
Verhaltensmuster 
in öffentlichen 
Verkehrsmitteln
Wir fordern die MVG und andere 
städtische Unternehmen auf, in ihren 
Fahrzeugen und an Plakatwänden 
das schon beschlossene Verbot 
sexistischer Werbung durchzuset-
zen. Der öffentliche Raum darf in 
keinem Fall Werbung oder anderes 
gesellschaftlich relevantes Verhalten 
in sexistischer oder nicht eindeutig 
unsexistischer Weise zeigen. Ver-
stöße dagegen müssen sanktioniert 
werden. 

Weiterhin fordern wir die MVG auf, 
ihre Kontrolleur*innen und Fahrgäste 
bzw. Fahrgästinnen auf Mansprea-
ding zu sensibilisieren und dies in 
ihren Verkehrsmitteln zu sanktionie-
ren. Hierfür muss auch in jedem öf-
fentlichen Verkehrsmittel gut sichtbar 
ein Piktogramm angebracht werden. 
Zusätzlich müssen auch in den Fahr-
zeugen der MVG Werbefilme auf 
entsprechende unerwünschte Ver-
haltensregeln hinweisen. Darüber 
hinaus fordern wir von der MVG 
einen markierten Bereich für Kinder-
wagen in den U-Bahnen, um Eltern 
mit Kinderwagen den Zugang zu 
den U-Bahnen auch auf hochfre-
quentierten Linien und während der 
Stoßzeiten zu ermöglichen. Hierfür 
können auch Sitzplätze in Kinder-
wagenstellplätze umgewandelt 
werden. Die Fahrgäste müssen auf 
diesen Raum aufmerksam gemacht 
und dafür sensibilisiert werden.
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•	 die Verwendung des * zum Gendern durch die Stadt auf ihrer Home-
page, in Bescheiden und Briefen

•	 Gleichstellung in der Stadtverwaltung: der Frauen*anteil in der Verwal-
tung muss auf Führungsebene widergespiegelt sein.

•	 die Evaluation der Beschäftigungs- und Lohnstruktur der Stadt und ggf. 
eine Neugrupppierung bzw. Angleichung der Gehälter

•	 die Bestärkung von bei der Stadt beschäftigten Männer*n bei der Inan-
spruchnahme von Elternzeit

•	 die Anerkennung von Care-Arbeit bei der Rückkehr von Teilzeit in Voll-
zeit durch die Stadt

•	 Parität im Stadtrat
•	 die Schaffung der Vereinbarkeit von Mandat und Familie
•	 Eine Frauen*beauftragte für alle Bezirksausschüsse
•	 mehr städtische Frauen*häuser und spezifische Anlaufstellen für Mäd-

chen*
•	 die (Mit-)Finanzierung des Projekts „Sichere Wiesn“ durch die Wiesnwirte
•	 eine Aufklärungskampagne der Stadt zum Thema LGBTQIA*
•	 verstärkte Frauen*förderung durch die Stadt
•	 verstärkte Aufklärung in Schulen außerhalb der Heteronormativität, so-

wie mehr Raum für sexuelle Aufklärung und ein Schulungsprogramm für 
Lehrkräfte

•	 flächendeckend genderneutrale Toiletten in den städtischen Bildungs-
einrichtungen

•	 die kostenfreie Bereitstellung von Monatshygieneprodukten und Kondo-
men in allen öffentlichen Toiletten

•	 die Durchsetzung des Verbots sexistischer Werbung
•	 die Sensibilisierung der Kontrolleur*innen und der Fahrgäst*innen der 

MVG auf Manspreading und dessen Sanktionierung
•	 markierte Bereiche für Kinderwagen in allen Verkehrsmitteln der MVG

Wir fordern

Gleichstellung
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München hat eine vielfältige Kulturlandschaft, die sowohl aus international 
sichtbaren Institutionen, als auch aus lokalen Kulturzentren und Bibliotheken 
besteht. Als Jusos sind wir überzeugt, dass Kultur für die Selbstbeschreibung 
unserer Stadtgesellschaft essentiell ist. Sie macht einen großen Bestandteil 
der Lebensqualität aus und ist Grundlage von Dialog und Verständigung, die 
Menschen aus unterschiedlichen Hintergründen zusammenführt. Dafür ist es 
unabdingbar, die kulturelle Teilhabegerechtigkeit für alle Münchner*innen zu 
gewährleisten. Das Ziel jungsozialistischer Kulturpolitik lautet: Kultur für alle!  

Die Interkulturalität und Vielfalt unserer Stadt begreifen wir als Entwicklungs-
chance. Besonders vor dem Hintergrund des Rechtsrucks in Europa ist es 
umso wichtiger, auch vor Ort in München die freiheitliche Entfaltung künst-
lerischen Arbeitens zu verteidigen. Es gilt, pauschalen und plumpen Angrif-
fen von konservativer und reaktionärer Seite entschieden zu widersprechen. 
Seit mehreren Jahren erleben wir einen „Kulturellen Klimawandel“ in dessen 
Folge sich die Grenzen des Sagbaren verschoben haben. Wir verstehen Kul-
turpolitik auch als ein Feld, in dem sich unsere freie, solidarische und offene 
Gesellschaft völkisch-autoritären Nationalist*innen widersetzen kann und 
muss.

Kultur
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Kultur für alle!
Kunst und Kultur müssen für alle 
zugänglich sein, gerade auch für 
Menschen aus einkommensschwa-
chen oder bildungsfernen Haushal-
ten. Daher fordern wir langfristig 
freien Eintritt in alle städtischen 
Museen. Als Möglichkeit für eine 
Übergangszeit schlagen wir ein 
Konzept flexibler Eintrittspreise vor, 
das aus einer Kombination von 
Festpreisen mit entsprechenden Er-
mäßigungen für Schüler*innen, 
Auszubildende, Student*innen, 
Familien, Schwerbehinderte und 
Sozialhilfeempfänger*innen (bspw. 
für Sonderausstellungen) und Ein-
tritten auf Spendenbasis (bspw. für 
Dauerausstellungen) besteht.

„Zugänglich“ bedeutet selbstver-
ständlich auch: barrierefrei. Wir 
fordern den barrierefreien Ausbau 
aller städtischen Museen und Kultu-
reinrichtungen. Neben dem Abbau 
von räumlichen Barrieren verstehen 
wir darunter auch Zugangsbarrieren 
auf allen anderen Ebenen: vom Pu-
blikum über das Programm bis zum 
Personal. In diesem Zusammenhang 
fordern wir die Einrichtung eines Pro-
jektbüros zur Diversitätsentwicklung.

Um allen einen Zugang zu Kultur 
zu gewährleisten, braucht es eine 
wirkungsvollere Informationspoli-
tik zu Fördermöglichkeiten und 

bereits geförderten Projekten. Wir 
fordern daher eine differenzierte 
Aufteilung auf der Homepage der 
Stadt. Ausgerichtet auf potentielle 
Antragsteller*innen wie zum Beispiel 
Organisationen, Künstler*innen und 
Schulen, sollen die einzelnen Förder-
möglichkeiten für diese übersichtlich 
dargestellt werden.

Begleitend dazu fordern wir mehr 
Transparenz in der Fördergeld-
vergabe in Form einer Auflistung 
der Förderprojekte und Fördersum-
men auf der Homepage der Stadt. 
So wird im Sinne eines transparen-
ten Demokratiegedankens die Parti-
zipation im und am kulturellen Ge-
schehen der Stadt niederschwellig 
ermöglicht. Wir lehnen feudale För-
derstrukturen ab.

Wir kämpfen außerdem weiterhin 
dafür, dass die freie Kulturszene in 
München ebenso von den Förder-
mitteln des Kulturfonds Bayern pro-
fitieren kann wie die Kulturszene im 
übrigen Freistaat.

Darüber hinaus soll öffentliche Kunst 
auch öffentlich verwendbar sein, dies 
gilt auch für den digitalen Raum. Wir 
fordern, dass unter der Verwendung 
der „Creative Commons“-Lizenz 
(CC BY-SA 4.0) alle Kunstwerke der 
städtischen Sammlungen (nicht nur 
gemeinfrei) ohne weitere Erlaubnis 
zu nicht kommerziellen Zwecken fo-
tografiert, kopiert, geteilt, verbreitet 

Kultur



124

und für Wissenschaft und Forschung 
sowie zur kreative Nutzung verwen-
det werden dürfen. Wir fordern eine 
breit angelegte Digitalstrategie und 
die Entwicklung eigener Online-
Lernumgebungen für die Münchner 
Volkshochschule. Um kreatives Ar-
beiten weiter zu unterstützen, ist es 
wichtig zusätzlich einen kommunalen 
Softwareverleih einzurichten, der den 
Menschen Bildbearbeitungs-, Video-
schnitt-, sowie Sprachlernprogram-
me zur Verfügung stellt.

Räume für Kultur
Die bestmögliche Entfaltung der 
Münchner Kulturlandschaft ist 
durch Flächen- und Raumknappheit 
bedroht. Kunst und Kultur müssen 
mehr sein als ökonomische Fakto-
ren. Sie verändern und beeinflussen 
urbane Räume. Wir wollen Syner-
gien zwischen Kultur- und Stadtent-
wicklung nutzen, um innerhalb der 
Stadt Austausch, Verständigung, 
Kommunikation und Annäherung 
zwischen unterschiedlichen und sich 
widersprechenden Kulturen und Le-
bensweisen zu fördern. Wir wollen 
weniger Werbung in unserer Stadt 
und Nutzungskonflikte zugunsten 
von Stadtquartieren und Flächen mit 
hoher Aufenthaltsqualität ohne Kon-
sumzwang lösen. Solche Orte, die 
Freiräume ohne Konsumdruck sind 
und für Ausstellungen, Konzerte, 
Theater und kulturelle Veranstaltun-

gen aller Art zur Verfügung stehen, 
fehlen in München. Wir wollen daher 
mehr Räume für Kultur.

In den letzten Jahren hat München 
ein Sterben der Popkultur erlebt. Um 
dem entgegensteuern zu können, 
müssen neue Proben- und Bandräu-
me geschaffen werden [Soziales].Um 
die Bezahlbarkeit von Proberäumen 
zu gewährleisten, wurden bereits 
2018 Mietzuschüsse von der Stadt 
eingeführt: Wir wollen diese beibe-
halten und auch auf Musiker*innen 
ohne Hochschulabschluss auswei-
ten. Wir fordern die Schaffung von 
Bandräume in städtischen (Neu-)
bauten. Gerade Gebäude, die nur 
tagsüber genutzt werden, können 
abends als Probe- bzw. Übungsraum 
dienen. Das soll von städtischer 
Seite gefördert werden. Außerdem 
sollen private Bandräume auf einer 
städtischen Plattform kostenlos oder 
-günstig geteilt werden können (Sha-
ring-System).

Wir fordern eine kostenlose Zwi-
schennutzung bei nicht kommer-
zieller Zwischenvermietung zu er-
möglichen. Um Raum für Kultur zu 
schaffen, sollen Orte für Zwischen-
nutzungen schnell und unbürokra-
tisch zur Verfügung gestellt werden. 
Dazu braucht es eine Vernetzung der 
städtischen Kultureinrichtungen und 
die Unterstützung des städtischen 
Kompetenzteams Kultur- und Kre-
ativwirtschaft bei der Organisation 
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von kulturellen Zwischennutzungslö-
sungen. Als konkretes Projekt fordern 
wir „Das leere Fenster“: nicht genutz-
te Schaufenster oder leerstehende 
U-Bahn-Kioske  werden zum Ort für 
Kunst, Fotografie und Installationen 
aller Art [Stadtentwicklung].

Darüber hinaus wollen wir (mehr) 
StreetArt in München! Dafür soll in 
der Stadtverwaltung eine Stelle ge-
schaffen werden, bei der Flächen an-
gemeldet werden können, um diese 
dann transparent an Künstler*innen 
weiterzuvermitteln. Außerdem sollen 
mobile Übungswände für Graffiti im 
öffentlichen Raum aufgestellt werden 
[öffentlicher Raum].

Das Kunstareal im Herzen Münchens 
mit seinen Museen und Hochschulen 
ist einer der wichtigsten Kulturstand-
orte in Europa. Wir fordern aus ak-
tuellem Anlass, den zweiten Bauab-
schnitt der Pinakothek der Moderne 
zu nutzen, um in Absprache mit dem 
Freistaat Bayern und der Stiftung Pi-
nakothek der Moderne das ganze 
Kunstareal als autofreien Raum 
zu planen. Wir wollen die physi-
schen Grenzen zwischen den einzel-
nen Museen und Häusern sowie die 
das Viertel zerschneidenden Straßen 
nach und nach abbauen. In Zukunft 
soll die Tram im Kunstareal so wie 
im Englischen Garten durch grüne 
Wiesen fahren; die Aufenthaltsqua-
lität des Areals wird erhöht. Ein au-
tofreies Kunstareal bietet der Stadt 

die Gelegenheit, sich ausgehend 
von ihren herausragenden Kulturein-
richtungen neu zu erfinden. Hierbei 
legen wir großen Wert auf nicht kom-
merzielle Angebote. [Klima, Umwelt 
und Energie, Mobilität, Stadtentwick-
lung]

Wir fordern die Einrichtung eines 
„Museums der Arbeit“, das der Aufar-
beitung der historischen Entwicklung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen 
unserer Gesellschaft dient. Die the-
matische Ausrichtung berücksichtigt 
dabei besonders die Veränderungen 
der Arbeitsbedingungen im Kontext 
des gesellschaftlichen Wandels von 
industrieller zu Dienstleistungs- und 
digitaler Gesellschaft sowie Formen 
immaterieller und kreativer Arbeit 
in Verbindung mit der Kreativindus-
trie. Das Ausstellungsprogramm soll 
in Zusammenarbeit mit dem Archiv 
der Münchner Arbeiterbewegung 
entwickelt werden, das räumlich 
und organisatorisch angegliedert 
zum Grundstein der Sammlung des 
Museums werden soll. Das Museum 
wird durch den Aufbau einer öffent-
lich zugänglichen „Bibliothek der 
Arbeit“ ergänzt.

Kultur
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Theater
Wir sehen das Theater als einen der 
zentralen Austauschpunkte für die 
Stadtgesellschaft. Wir wollen aus 
einem Verständnis der Entwicklung 
der Künste institutionelle Verschie-
bungen zulassen sowie die Grund-
lagen schaffen, dass in den städ-
tischen Theatern gesellschaftlich 
relevante und politische Themen 
angesprochen werden. Die städti-
schen Theater müssen die vielfälti-
ge Stadtgesellschaft repräsentieren 
und dieser einen Spiegel vorhalten. 
Sowohl vor der Bühne als auch auf 
der Bühne muss die Diversität der 
Gesellschaft abgebildet sein. Wir 
wollen die Internationalisierung der 
Stückauswahl und des Ensembles, die 
in den Münchner Kammerspielen in 
den 2000ern eingeschlagen wurde, 
weiter verfolgen und ausweiten. Dies 
bedeutet für uns beispielsweise u. a. 
die Förderung von schwarzen Men-
schen als Schauspieler*innen und im 
Theaterbetrieb. 

Bei der Auswahl der 
Intendant*innen fordern wir eine 
Anhörung und Beteiligung der 
Mitarbeiter*innen.

Das Theater soll fest in der Stadtge-
sellschaft verankert sein, deswegen 
kann es sich nicht nur auf die The-
atersäle beschränken, sondern muss 
auch raus auf die Straße und in die 

Stadtviertel. Wir fordern die Einrich-
tung dezentraler Spielstätten und öf-
fentlicher Bühnen.

Wie für die städtischen Museen 
fordern wir auch für die städtische 
Kultureinrichtungen wie Theater 
und Konzerthäuser langfristig freien 
Eintritt auf die Hälfte des verfügba-
ren Kartenkontingents. Dabei darf 
der Zuschauer*innenraum nicht in 
einen vorderen und einen hinteren 
Teil geteilt werden, sondern es ist 
unbedingt auf die Durchmischung 
der Kontingente über alle Sitzrei-
hen zu achten (bspw. durch eine 
zufällige Auswahl von Plätzen für 
das freie Kontingent). Die bereits 
vorhanden Eintrittsermäßigungen 
müssen für das Bezahl-Kontingent 
erhalten bleiben. Um den Zugang 
zu den Theatern in einer Über-
gangsphase niedrigschwelliger zu 
gestalten, fordern wir zusätzlich zu 
den bereits vorhandenen Eintrittser-
mäßigungen öffentliche und kosten-
freie Generalproben für Jugendliche 
unter 30 Jahren, Schwerbehinderte, 
Sozialhilfeempfänger*innen und Fa-
milien.

Arbeitsbedingungen
Kunst hat einen Wert! Daher ist es 
wichtig, dass künstlerische Arbeit 
sowie Arbeit im Kunst- und Kulturbe-
trieb fair entlohnt wird. Künstler*innen 
und Kulturschaffende müssen von 
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ihrer Arbeit leben können! Darüber 
hinaus verstehen wir unbezahlte Hos-
pitanzen und Praktika in städtischen 
Theatern, Museen und Kultureinrich-
tungen als prekäre Beschäftigung 
und lehnen sie daher strikt ab. Wir 
fordern eine Evaluierung der Arbeits-
bedingungen im städtischen Kultur-
bereich und eine Anpassung, falls 
dies notwendig ist. In diesem Zusam-
menhang fordern wir auch die Über-
prüfung von Förderanträgen auf das 
Kriterium hin, ob Künstler*innen in 
ihren Anträgen berücksichtigen, sich 
selbst ein Gehalt auszuzahlen.

Rückführung von 
Sammlungsgut aus 
kolonialem Kontext
Wir fordern die Stadt auf, ihre Akti-
vitäten in der Provenienzforschung 
zu erhöhen sowie auf Kunstwerke 
auszuweiten, die durch koloniale 
Bestrebungen in Besitz der Stadt ge-
kommen sind; wir fordern außerdem 
die Restitution von solchen, in kolo-
nialen Kontexten geraubten Kunst-
werken. In diesem Zusammenhang 
ist es notwendig, die in der Kolonial-
zeit begangenen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit klar als solche zu 

benennen und die Auseinanderset-
zung mit dem Kolonialismus in die 
städtische Strategie der Erinnerungs-
kultur und -politik aufzunehmen. 
Die Aufarbeitung bedarf eines ge-
samtgesellschaftlichen Diskurses und 
muss als kultureller Dialog gestaltet 
werden. Dafür ist es notwendig, ihn 
durch Veranstaltungen, Ausstellun-
gen und Publikationen zu begleiten 
und eine Vernetzung über München 
hinaus mit anderen Städten möglich 
zu machen. Für die Koordination 
und Umsetzung dieser Vorhaben 
fordern wir eine neue Planstelle im 
Kulturreferat sowie die Bereitstellung 
von Mitteln zur Förderung von Wis-
senschaft, Forschung, Bildung und 
den gesellschaftlichen Austausch.
Die durch die Rückgabe entstehen-
den Leerstellen sollen als didakti-
sches Mittel genutzt und thematisiert 
werden. D.h. die Kunstwerke sollen 
gerade nicht durch Repliken oder 
ähnliche Stücke ersetzt werden. Im 
Gegenteil sollen die Lücken durch 
die geeignete Darstellung der Ge-
schichte eines Werkes sowie der 
historischen und gesellschaftlichen 
Bewertung dieser zur kritischen Re-
flektion des geltenden Kulturbegriffes 
sowie der dahinterstehenden Macht-
verhältnisse genutzt werden.

Kultur
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•	 freien Eintritt für alle in alle Museen der Stadt
•	 den barrierefreie Ausbau aller Museen und Kultureinrichtungen
•	 die Einrichtung eines Projektbüros für Diversitätsentwicklung
•	 eine Transparenzoffensive sowie die Verbesserung der Informationspoli-

tik zu Fördermöglichkeiten und bereits geförderten Projekten
•	 die freie Verwendung aller Kunstwerke der städtischen Sammlungen 

nach der „Creative Commons“-Lizenz
•	 neue Bandräume
•	 schnelle und unbürokratische Zwischennutzung
•	 das autofreie Kunstareal
•	 die Einrichtung eines „Museums der Arbeit“
•	 die Abbildung der Diversität der Stadtgesellschaft in den Theatern durch 

Internationalisierung von Stückauswahl und Ensemble
•	 die Anhörung und Beteiligung der Mitarbeiter*innen bei der Auswahl 

der Intendant*innen der städtischen Theater
•	 die Einrichtung dezentraler Spielstätten und öffentlicher Bühnen
•	 freien Eintritt auf die Hälfte des verfügbaren Kartenkontingents der städ-

tischen Theater
•	 einen kommunalen Verleih für Design- und Lernprogramme
•	 eine Evaluierung der Arbeitsbedingungen im städtischen Kulturbereich 

und eine Anpassung zu fairer Entlohnung, falls dies notwendig ist.
•	 erhöhte Anstrengungen in der Provenienzforschung und deren Auswei-

tung, die Rückführung von Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten und 
die Einrichtung einer neuen Planstelle sowie die Bereitstellung von Mit-
teln

•	 die durch die Rückgabe entstehenden Leerstellen sind als didaktisches 
Mittel leer zu belassen und zu thematisieren.

Wir fordern
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Die finanzielle Situation der Lan-
deshauptstadt München ist augen-
blicklich sehr gut. Trotz wiederholter 
Warnungen vor einbrechender Steu-
ereinnahmen konnte die Stadt auch 
weiterhin Überschüsse erzielen. Die 
größte Einnahmequelle der Stadt ist 
dabei die Gewerbesteuer, die hoch 
volatil auf wirtschaftliche Dynamiken 
reagiert. 

Die kommunalen Finanzen hängen 
damit maßgeblich von der Steuerge-
setzgebung der Bundesebene ab. Im 
Sinne der Verstetigung der Einnah-
men der Kommunen setzt sich die 
Stadt für die Weitereinführung der 
Dreigliedrigkeit der Gewerbesteuer 
ein. Insbesondere die Komponente 
der Gewerbekapitalbesteuerung ist 
in Zeiten von zunehmender Auto-
matisierung und Intensivierung von 
Kapitaleinsatz in der Produktion drin-
gend notwendig.

Grundsätzlich wollen wir die 
Nutznießer*innen des wirtschaftli-
chen Erfolgs Münchens stärker an 
den Infrastrukturkosten, die für diesen 
immer auch notwendig sind, beteili-
gen. Dazu ist eine echte Reform der 
Grundsteuer und die Abschaffung 
deren Umlagemöglichkeit auf die 
Mieter*innen, die konsequente Ab-
schöpfung von Planungsgewinnen 
[Wohnen] sowie die Einführung einer 
Bodenwertzuwachssteuer notwendig 
um die Kommunen nachhaltig finan-
ziell besser auszustatten.

Durch die teilweise sehr zurückhal-
tende Ausgabenpolitik der jüngeren 
Vergangenheit, die dem Ziel des 
Schuldenabbaus geschuldet ist, fehlt 
es an dringend notwendigen Inves-
titionen. Wir lehnen die Fixierung 
auf das Ziel der „schwarze Null“ in 
München ab und fordern stattdessen 
die Fokussierung auf die notwendi-
gen Investitionen in die Zukunft 
unserer Stadt. Das Konzept public 
private partnership lehnen wir dabei 
ab. Zudem arbeiten wir weiterhin an 
einem geschlechtergerechten Haus-
halt und bekennen uns zum Ansatz 
des gender budgeting. [Gleichstel-
lung]

In Zeiten niedriger bzw. bereits ne-
gativer Zinssätze verlagert die Stadt-
sparkasse München einen immer 
größeren Teil ihres Geschäftes in den 
Bereich der Anlageberatung und des 
Wertpapiergeschäfts. Diese Entwick-
lung sehen wir kritisch. Keinesfalls 
darf das Kerngeschäft der Sparkasse 
als Bank für alle Münchner*innen in 
den Hintergrund treten.

Insbesondere im Wertpapiergeschäft 
müssen die empfohlenen Anlage-
optionen ethischen Standards 
genügen. Die Sparkasse muss nach 
dem Prinzip handeln, Verlagerungs-
dynamiken des kapitalistischen Fi-
nanzsystems aufzugreifen und durch 
das Angebot langfristig wertstabiler, 
geringverzinster Anlagemöglichkei-
ten Kapital zu gewinnen, welches 

Kom
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unale Finanzen
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zur Finanzierung allgemeinnütziger 
Investitionen im Sinne einer progres-
siven Stadtpolitik verwandt werden 
kann.

So soll die Idee eines Bodenfonds, 
der die Finanzierung einer aktiven 
Bodenvorratspolitik ermöglicht, 
durch die Kämmerei in Zusammen-
arbeit mit der Stadtsparkasse auf-
gesetzt und durch diese beworben 
werden. Hiermit soll anlagesuchen-
dem Kapital die Möglichkeit geboten 

werden, zu Konditionen, die im 
Sinne der Stadtgesellschaft gestaltet 
werden [Wohnen], von der abseh-
bar weiter hohen Wertstabilität des 
Bodenmarktes in München zu pro-
fitieren und damit versucht werden, 
bestehende Kapitalströme zu kanali-
sieren. Dabei muss das Augenmerk 
auf dem Angebot der langfristigen 
Wertstabilität der Kapitalanlage und 
nicht auf der Erwirtschaftung überzo-
gener Renditen gelegt werden.
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•	 die Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung durch Reform der 
Gewerbebesteuerung sowie der Grundsteuer und die Einführung einer 
Bodenwertzuwachssteuer

•	 die Einführung einer kommunalen Zweitwagensteuer sowie einer kom-
munalen Wohnflächensteuer

•	 die Abkehr der einseitigen Fokussierung auf das Ziel des Schuldenab-
baus zugunsten einer zielgerichteten Investitionspolitik

•	 die Orientierung an „ethischen Standards“ beim Wertpapiergeschäft 
und in der Anlagestrategie der Stadtsparkasse München

•	 die Einrichtung eines, an langfristiger Wertstabilität orientierten Boden-
fonds

Wir fordern

Kom
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Nachwort
Den Roten Faden 2020 zu gestalten war eine große Herausforderung und 
eine wahnsinnig tolle politische Erfahrung. Wir haben im Frühjahr 2019 – 
nach der Erarbeitung unserer redvision im Jahr 2018 und der langen Vor-
arbeit des Arbeitskreises Kommunalpolitik zur Bilanz des Roten Faden 2014 
– ein für den ganzen Verband offenes Wochenendseminar durchgeführt. Bei 
diesem wurde in mehrere inhaltlichen Untergruppen Text-Versatzstücke zu 
Analyse und einzelnen Forderungen entworfen. Es gab im Anschluss eine 
Redaktionsgruppe, die die Texte zusammengeführt, auf Widersprüche und 
Redundanzen korrigiert und an die Untergruppen zurückgegeben hat. Nach 
deren Rückmeldungen hat die Redaktionsgruppe eine Antragsfassung erstellt, 
die von der Unterbezirkskonferenz der Jusos München nach Diskussion und 
Beratung von über 150 Änderungsanträgen am 01.06.2019 in der inhalt-
lich vorliegenden Fassung einstimmig angenommen wurde. Das zeigt: Unser 
Verband lebt und hat Lust auf und Ahnung von Kommunalpolitik. Daraufhin 
wurde diese Fassung layouterisch gestaltet, weiterhin redaktionell zweimal 
von zwei Genoss*innen Korrektur gelesen, überarbeitet und schließlich ge-
druckt.

Das vorliegende Ergebnis ist nicht nur demokratisch beschlossen, es ist de-
mokratisch entstanden. Natürlich waren wir auf das Fachwissen und Fach-
kenntnisse sowie das überragender Engagement einzelner Genoss*innen an 
vielen Stellen angewiesen. Dabei durften und mussten diese alle ihre Fähig-
keiten und/oder Positionen verständlich machen, zur Diskussion stellen und 
Mehrheiten gewinnen. Der nun abgeschlossene Prozess ist das Produkt einer 
eigenen Generation Münchner Jungsozialist*innen. 

Egal was die Zukunft bringen mag, unser Verband wird niemals aufgeben 
unsere Stadt politisch zu gestalten. Denn eines ist sicher: Wir Jusos München 
wollen mehr!
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